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Erstes Kapitel. 

bie Organisäiion der jüdiischen gesellschaff[icheh 
Selbstverwaltung im polnischen Staate. 

Die Geschichte der gegenwärtig in Rußland existierenden 
jüdischen Gemeinden beginnt mit der gesellschaftlichen Selbstverwal- 
tung der Juden im polnischen Staat, deren Wurzeln bis ins 
XIV. Jahrhundert reichen. Als Kleinrußländ, Weißrußläiid und 
Litauen, die einst Bestandteile des polnischen Staates bildeten, im 
XVII. und XVIIL Jahrhundert von Rußland inkorporiert wurden, da 
fand die russische Regierung hier bereits eine autonome jüdische 
Organisation vor, die fest im Leben wurzelte und eine Jahrhuiiderte 
lange Geschichte hatte. Diese Organisation entstand und entwickelte 
sich in Polen unter besonders günstigen Bedingungen, die teilweise 
durch den Charakter der Staatsordnung des polnischen Staates, 
teilweise durch die Eigenartigkeit seiner, sozial- ökonomischen Struk- 
tur bestimmt wurden, um den historischen Sinn und die gesell- 
schaftliche Bedeutung einer besonderen Existenz der jüdischen Ge- 
meinden in unserer Zeit richtig zu erfassen, ist es notwendig einen 
Blick auf die Evolution zu werfen, die sie in Rußland und außer- 
halb seiner Grenzen durchgemacht haben, und in ganz allgemeinen 
Umrissen das Bild der jüdischen gesellschaftlichen Selbstverwaltung 
in Polen, zu geben. 

Von den religiösen Verfolgungen uiid wütenden Ausbrüchen 
der Inquisition in Westeuropa getrieben, zogen die Juden am Ende 
des XV. Jahrhunderts massenweise nach dem Osten und in Polen, 
wo ihre Glaubensgenossen seit jeher in unbedeutender Zahl lebten, 
gelangten sie in eine günstige politische Situation, die ihre Hoff- 
nungen auf eine friedliche und mehr oder weniger gesicherte na- 
tionale Existenz gründete. Diese Situation wird durch eine Reihe 
religiöser und sozial-ökonomischer Ursachen bestimmt. 
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Im Zeitalter der allgemeinen religiösen Verfolgungen in West- 
europa verhielt sich Polen zu den Andersgläubigen relativ 
tolerant. Das katholische Christentum faßte damals in Polen noch 
keine tiefe Wurzel, und der Einfluß der Geistlichkeit war noch 
ein äußerst unbedeutender. Im Gegenteil hier hatte sogar einen 
gewissen Erfolg die Reformationsbewegung, die — in der Gestalt 
der Kalvinischen Lehre — beim polnischen Adel und im Bürgertum 
ihre Anhänger und Beschützer gefunden hat. Andererseits, konnte 
auch der monarchistische Despotismus, der sich im Westen immer 
mehr verstärkte und in der Verfolgung Andersgläubiger keine Grenzen 
kannte, in Polen keinen festen Boden fassen, dank dem energischen 
Widerstände der freiheitsliebenden polnischen Schlachta. Das alles 
führte dahin, daß Polen für eine Zeit zur Heimstätte der Verfolgten, 
Gehetzten und Unterdrückten wurde.*) 

Neben diesen allgemeinen Ursachen waren noch andere Fak- 
toren wirksam, die gerade die jüdischen Wanderer mit besonderer 
ICraft nach Polen hinzogen. Die sozial-ökonomische Lage des Pol- 
nischen Staates war zu jener Zeit eine derartige, daß diß Juden 
für ihn als äußerst wichtiges und erwünschtes soziales Element 
erschieneo. Die Polen gliederten sich zu jener Zeit in drei Stände: 
Schlachta (Adel), Bürgertum und Bauerntum, der eigentliche »dritte 
Stand« fehlte hier vollständig, der Handel und das Handwerk waren 
infolgedessen im embryonalen Zustande. Die Juden aber, die aus 
den westeuropäischen Ländern kamen, wo der Handel - nicht 
ohne ihre bedeutsame Mitwirkung — zu jener Zeit bereits eine 
hohe Entwicklungs- ja Blütestufe erreicht hat, besaßen die not- 
wendigen Kenntnisse und verfügten über eine reiche Erfahrung 
in der Handelstätigkeit. Sie mußten naturgemäß eine äußerst 
wichtige Rolle im polnischen ökonomischen Leben spielen. Die 
polnische Regierung betrachtete daher die Juden vom Anfang an 
als einen für die Entwicklung des Handels und der Industrie des 
Landes notwendigen Faktor, — und um ihnen die Möglichkeit zu 
gewähren diese Kulturmission erfolgreich zu erfüllen, statteten die 
polnischen Könige sie mit den weitgehendsten Rechten aus. Welch' 
große Bedeutung man in Polen der Wirksamkeit der Juden für 
die ökonomische Entwicklung beigemessen hatte, ist aus folgenden 
Tatsachen zu ersehen. 

Gegen Ende der Regierung Sigismund I. (1506—1548) ver- 

Cf. Graetz. Geschichte der Juden. Bd. IX. Leipzig 1877. S. 442. 
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breitete sich in Polen das Gerücht, daß die polnischen Juden nach 
der Türkei zu übersiedeln beabsichtigen. Dieses Gerücht versetzte 
die Regierungsphären in Aufregung. 

Kasteljan Esersky, Vorsitzender der Kommission für jüdische 
Angelegenheiten des 4-jährigen Seim's (Seim = Reichstag), äußerte 
sich über die Bedeutung der Juden für das wirtschaftliche Leben 
Polens folgendermaßen: »Ich erachte die Juden als nützliche pol- 
nische Bürger, da ich außer den Juden keine anderen Kaufleute in 
Polen kenne. Meines Erachtens ist nur derjenige Kaufmann, wer 
ins Ausland Rohprodukte ausführt.«^) 

Alle diese günstigen Bedingungen führten dahin, daß im Laufe 
der Zeit in Polen sich eine bedeutende jüdische Bevölkerung voh 
ungefähr 200.000 Seelen bildete.*) In ihren Händen konzentrierte 
sich faßt der gesamte Handel und die Industrie des Landes, die 
sie zu einer hohen Blüte brachten. »Es gäbe in Polen 3200 jüdische 
Kaufleute auf 550 polnische, aber dreimal so viel Handwerker«.') 

Diese Ziffern lassen keinen Zweifel darüber übrig, daß die 
Juden im polnischen gesellschaftlichen Organismus eine spezielle 
Funktion erfüllt haben. Dieser Umstand übte einen ganz entschie- 
denen Einfluß aus auf die gesamte polnische Gesetzgebung über 
die • Juden überhaupt und über ihre gesellschaftliche Selbstverwal- 
tung insbesondere, indem er die Motive dieser Gesetzgebung be- 
stimmte uod ihre Schwankungen verursachte. 

Wir wissen bereits, daß der polnische Staat auf dem Prinzipe 
der Ständegliederung basierte. Jeder Stand erfüllte da seine spezielle 
Funktion. Die Juden aber, die hier eine besondere Handelsklasse 
bildeten, konnten ihren gesellschaftlichem Berufe gemäß keinem 
der existierenden polnischen Stände zugezählt werden und mußten 
daher eine exklusive Stellung im polnischen Staatsleben einnehmen. 
Hier muß noch hinzugefügt werden, daß die Juden in Polen, wie 
Professor Gumplowitz nachgewiesen hat,*) nicht als Eigentum der 

*) Zitiert bei A. Paperna. „Die jüdischen Genieindeeinrichtungen im 
Königreich Polen in ihrer historischen Entwicklung". „Woschod" (Wissen- 
schaftlich-literarische und politische Zeitschrift) 1901. St.-Petersburg. April. 
Seite 100. 

•) Graetz. Geschichte etc. Bd. IX. S. 445. 

•) Ibidem. 

*) L. Gumplowitz. Die polnische Gesetzgebung über die Juden. 
Krakau. S. 108. ff. 



8 - 



Krone galten, wie dies z. B. in Deutschland der Fall war, wo sie 
als Kameralgut des Königs betrachtet wurden, in dessen Gnade 
ihre persönliche Sicherheit und der Schutz ihrer Vermögensinteressen 
gelegt war.^i 

Im Polnischen Staate bildeten sie einen integrierenden Be- 
standteil der Gesamtbevölkerung, eine besondere Volksklasse. Bei 
solchen Bedingungen mußte, natürlich, der Staat für die Organi- 
sation dieser neuen gesellschaftlichen Klasse, für die Ordnung ihres 
inneren Lebens und für die Normierung ihrer rechtlichen Bezie- 
hungen zu den übrigen Klassen — Sorge tragen. Die Maßnahmen 
der Regierung auf diesem Gebiet, die sich allmählich entwickelten 
und vervollkommneten, haben ihren abgeschlossenen und definitiven 
Ausdruck im Institute der Selbstverwaltung der jüdischen Gemeinden 
gefunden. 

Der jüdische Historiker Dubnow kennzeichnet die Ursachen, 
die zur Bildung einer abgesonderten und originellen jüdischen Or- 
ganisation in Polen führten, folgendermaßen: »Die beträchtliche 
Anzahl der Juden in Polen, ihre Bedeutung im ökonomischen Leben 
des Landes und die Eigenartigkeit der politischen und Klassen- 
organisation des polnischen Staates waren die Ursachen dessen, daß 
die polnischen Juden eine besondere Klasse bildeten, die sich in 
der Sphäre gewisser gesellschaftlicher und geistiger Interessen der 

^) „Oberster Schutzherr der Juden in Deutschland war von jeher der 
König, der ihnen den Königsfrieden verlieh, hierfür aber von ihnen man- 
cherlei Abgaben bezog. Seit dem zwölften Jahrhunderte steigerte sich das 
königliche Schutzrecht zu einem Regal, das einerseits mehr und mehr als 
nutzbares Recht aufgefaßt und behandelt wurde, andererseits die Abhän- 
gigkeit der Juden als eine Art von Hörigkeit erscheinen ließ. Die Juden 
hießen daher nun Kaiserliche Kammerknechte'' (servi camerae nostrae). 
(Gierke. Deutsches Privatrecht. Bd. 1. S. 438. Leipzig 1895.) Nicht aber 
der einzelne Jude, sondern die jüdischen Gemeinden (universitates judae- 
orum) als Gesamtheiten standen unter dem Schutz des Königs. Als ge- 
nossenschaftlich verbundenen Gesamtheiten, wurden ihnen Privilegien erteilt 
und Pflichten auferlegt. (Vergl. Gierke. Das deutsche Genossenschafts- 
recht. Bd. I. S, 337. ff. Berlin 1868.) „Die örtlichen Judengemeinden bildeten 
nicht bloß religiöse, sondern zugleich bürgerliche und politische Verbände, 
die in wachsender anscheinend zuerst selbsterstrebter, dann aufgezwungener 
äußerer Absonderung von der übrigen Bevölkerung als schutzhörige Körper- 
schaften unter eigenen Vorstehern und Gerichten lebten". (Gierke. Deut- 
sches Privatrecht. Bd. I. S. 439.) Ausführlicher über die Lage und Rechts- 
stellung der Juden im mittelalterlichen Deutschland s. Stobbe. Die Juden 
Deutschlands während des Mittelalters, ßraunschweig 1866. 



Autonomie erfreute, als deren Folge ihre musterhafte Gemeinde- 
organisation anzusehen ist.«*)*) 

Wir wollen nun versuchen das Bild dieser Organisation in 
allgemeinen Umrissen zu entwerfen, ihre Funktionen, • Rechte und 
Pflichten zu kennzeichnen.') 

üie jüdische Gemeindeorganisation umfaßte alle Seiten des 
Lebens der polnischen Juden, ihre ökonomischen, geistig-kulturellen 
und konfessionellen Bedürfnisse regelnd. Innerhalb der polnischen 
Gesellschaft entstanden und ausgewachsen, war das System der 
jjidischen Selbstverwaltung, natürlich, dem Einflüsse der Organisation 
der anderen gesellschaftlichen Klassen und Stände ausgesetzt. Nichts- 
destoweniger zeichnete es sich durch seine scharf ausgeprägte Ori- 
ginalität aus, da es sich dem eigenartigen jüdischen Leben ange- 
paßt hatte, wo.aUe inneren Verhältnisse durch das talmudische und 
jüdische Gewohnheitsrecht normiert wurden. — »Die polnische 
Gesetzgebung^) war das Fundament, das talmudische Recht, die 
Säule, die das große Gebäude stützte«.^) 

Die Grundzelle der autonomen jüdischen Organisation war 
die Gemeinde, oder, wie sie genannt wurde, der »Kahal«. Die Be- 
nennung »Kahal« bedeutet wie die Gemeinde selbst, so auch die 
autonome Gemeindeadministration.®) An der Spitze der Gemeinde 
Stauden der Rabbiner und die Ältesten (Senioren), die gemeinsam 
die Kahalverwaltung bildeten. Kahalverwaltungen bestanden in allen 
Städten und Städtchen des jüdischen Ansiedelungsgebietes. Die Juden 
der Dörfer und kleinen Niederlassungen mit unbedeutender jüdischer 
Bevölkerung waren dem Kahal der nächsten Stadt untergeordnet 

*) Dubnow. Council of foür lands Jewish Encyklopedia. Vol. IV. 1903. 

*) Es sei hier bemerkt, daß nicht die Juden allein in Polen das 
Seibstverwaltungsrecht hatten. Dasselbe Recht wurde auch den Ruthenen 
und Tataren zuerkannt. Gleichfalls wurde auch den in Polen seßhaften 
Deutschen, die sich den örtlichen Gerichten nicht unterwerfen wollten, das 
Magdeburger Recht verliehen. (Paperna. Loc. cit. P. 101.) 

^) Die Grundzüge der Selbstverwaltung der Gemeinde sind im Pri- 
vileg des Königs Sigismund August vom 13. August 1551 enthalten. 

*) Als Quellen der polnischen Gesetzgebung über die Juden kommen 
in Betracht: die Königlichen Privilegien, die Beschlüsse der Seime und die 
Synodalen Konstitutionen. 

6) Schorr. Die innere Organisation der Juden in Polen. Woschod 
1900. September. S. 142. . 

6) Dubnow. Council of four lands. 
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und bildeten zusammen mit derselben einen »Kahalbezirk oder 
»Kahalrayon«. 

Der Rabbiner sowie die Ältesten wurden von allen Mitgliedern 
der Gemeinde gewählt und von Wojewoda (Bezirksschef) bestätigt. 
Die Wahlen fanden einmal jährlich statt, am dritten Pessachtage. 
Die Wahlordnung war nach dem Krakauer Statut von 1595, fol- 
gende:^) Am bestimmten- Tage versammelten sich die Vertreter der 
Gemeinde-Administration in der Kahalslube und verpflichteten sich 
eidlich die Wahlen nach bestem Gewissen und dem Wohle der 
Gemeinschaft gemäß, >wie es von oben befohlen ist«, vorzunehmen. 
Darauf wurden von den Kahaldienern die Namen aller Personen, 
die die Gemeindesteuer zahlen, in eine Urne getan und von densel- 
ben wurden durch das Los neun Personen gewählt, die untereinander 
nicht verwandt sein durften. Die letzteren legten in Anwesenheit 
des Kahals vor dem Synagogendiener (Schames)*) einen Eid ab, daß 
sie aus der Mitte der Kahalmitglieder fünf * weise und gelehrte 
Männer« wählen werden, die die W^ahlen der Administration vor- 
zunehmen haben, und daß sie selbst durch keinerlei Übereinkünfte 
verbunden sind. Alsdann schritten sie zusammen mit diesen fünf 
geschätztesten Vorstehern des Kahals, die den Titel »Wähler« 
trugen, zur Wahl der »Ältesten« (Seniores). Die Wahlen wurden 
wie aus der Mitte der bisherigen Administratoren, so auch aus 
allen Steuerzahlern der Gemeinde vorgenommen. Die Zahl der Ge- 
wählten war verschieden je nach der Größe und Bedeutung der 
betreffenden Gemeinde. In der Residenzstadt Krakau, dem größten 
jüdischen Zentrum Polens, wurden 40 Kahal-ÄUeste gewählt,^) in 
den kleineren Gemeinden war die Zahl der Gewählten entspre- 
chend kleiner je nach der Größe der jüdischen Bevölkerung. 

Die Pflichten und Befugnisse des Kahals waren sehr umfang- 
reich. Er hatte von den Mitgliedern der Gemeinde die Steuern ein- 
zutreiben und sie der. Staatskassa abzuliefern, er verwaltete die 
synagogalen, Wohltätigkeits- und Bildungsanstalten, sorgte für die 



') Wettstein. Quellenschriften zur Geschickte der Juden in Polen. 
Krakau 1892. S. 9— 10. Zitiert bei Schorr. Innere Organisation. Woschod 
1900. XL P. 102. Vergl. auch Dubnow. Historische Mitteilungen Woschod 
1894 II und IV. 

•) Ein Kahal-Beamter, der teilweise die Funktionen eines Notarius, 
teilweise die eines Gerichtsvollziehers erfüllte. 

») Wettstein. Loc. cit. R 9, 13. Bei Schorr. Ibid. P. 96. 
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innere Ordnung in der Gemeinde, regelte die Handels-, Industrie- 
und Händwerksarigelegenheiten, sowie die gegenseitigen Verhältnisse 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, erteilte notarielle Urkunden und 
Schenkungsakte von Immobilien, bestätigte Kontrakte und Ver- 
träge etc.*) Als Vollzieher dieser zahlreichen Obliegenheiten fun- 
gierten die gewählten Kahal-Äl testen; sie waren in Kollegien ein- 
geteilt, voü denen ein jedes seinen Funktionskreis hatte: ein 
Kollegium verwaltete die administrativen Angelegenheiten, ein anderes 
— die gerichtlichen, ein drittes — die konfessionellen und endlich 
ein viertes — die kulturellen, Bildungs- und Wohltätigkeitsanstalten. 
An der Spitze der Administration standen die »Parnassim« (Ghefsi) 
und die »Tuowim« (Optimaten), die die Tätigkeit sämtlicher 
Kollegien leiteten. Die Chefs teilten ihre Amtspflichten untereinander 
so ein, daß d,ie Amtsgewalt monatlich auf je einen anderen überging. 
Zu den wichtigsten Organen der Geraeindesorganisation gehörten: 
die »Memunnim«, d. h. die Aufseher, denen die Funktionen der 
^ahalpolizei oblagen. Ihr Pflichtenkreis umfaßte: Aufsicht über die 
Reinheit der Stadt in der sogenannten »Judengasse«, Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung und der Sicherheit der Einwohner, Über- 
wachung der Gewichte und Maße etc. Außer dieser allgemeinen 
Polizei, wählte die Gemeindeadministration aus ihrer Mitte spezielle 
»Aufseher« zur Überwachung der Tätigkeit der Handwerks- 
und Kaufmannszünfte. Ein anderes wichtiges Organ der Gemeinde- 
verwaltung waren die »Schamaim« (Zensoren), welche die Steuer- 
beträge der Gemeindemitglieder zu bestimmen hatten. 

Ein besonderes Gebiet der Gemeindeverwaltung bildete die 
Rechtspflege, die von einem RichterkoJlegium (Dajonim) mit 
dem Rabbiner an der Spitze geübt wurde. Die Rechtsstreitig- 
keiten der Juden untereinander waren aus der Jurisdiktion 
der Staatsgerichte eximiert und unterlagen dem Kahalgericht, 
der von der Staatsgewalt offiziell anerkannt wurde. Die Kom- 
petenz dieses Gerichts ist durch zwei Staatsakte festgestellt, 
die der Regierungszeit Sigismund - August (1548 — 1572) gehören. 
Der königliche Erlaß vom Jahre 1571, gerichtet an den Wojewoda 
von Posen, besimmt die Jurisdiktion des Kahalgerichtes in An- 
gelegenheiten des jüdischen Kultus und Zivilstandessachen.^j Und 

Vergl. Faperna. Die jüd. gesellßchaftl. Einrichtgn. S. 96. 
*) Graetz. Geschichte. Bd. IX. S. 65. Not. 1. In diesem Erlaß lesen 
wir: „Denique si aliquos Judaeos discolos et ih legam judalcam peccantes 
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in dem Privileg, das den Lemberger Juden in demselben Jahre 1571 
zu Wärschau gegeben wurde, ^) sanktioniert der König das jüdische 
Recht, als Rechtsquelle in Zivilsachen der Juden und anerkennt 
dessen Priorität in den Fällen, wo es in Widerspruch zu der all- 
gemeinen Gesetzgebung steht.. Der jüdische Historiker Dubnow 
charakterisiert das System und die Praerogativen des jüdischen 
Gerichts folgendermaßen: »Das autonome, mit den weitgehendsten 
Befugnissen ausgestattete, Rabbinatsgcricht folgte in seiner Tätig- 
keit der biblisch-talmudischen Gesetzgebung, in der die allseitige 
Reglementierung des religiösen, bürgerlichen und Familienlebens 
enthalten und die allerlnöglichsten Arten von Rechtsverletzungen 
vorgesehen sind.«*) 

Für die Appellationsklagen gegen die Entscheidungen des 
Kahalgerichtes, sowie für Rechtssachen zwischen Juden und Christen 
war ein besonderes Gericht zuständig, das aus dem Sub-Wojewoda 
und einem besonderen »jüdischen Richter« zusammengesetzt war. 
Letzterer mußte Christ sein und war dem Subwojewoda speziell 
für die Schlichtung jüdisch-christlicher Sachen zugeteilt. Er wurde 
durch den Subwojewoda aus den zwei Kandidaten gewählt, die ihm 
von den jüdischen Ältesten vorgeschlagen wurden. In seinen Rechts- 
sprüchen mußte er sich nicht bloß an das allgemein-staatliche, 
sondern auch an das jüdische Gewohnheitsrecht halten Die Ge- 
richtssitzungen mußten zweimal wöchentlich in der Kahalstube, die 
sich bei der Synagoge befand, stattfinden. Den Gerichtssitzungen 
mußten die Kahalältesten beiwohnen, ohne deren Zustimmung der 
Subwojewoda kein urteil fällen konnte. Die Appellatiönsklagen gegen 
den Subwojewoda wurden dem Wojewoda eingereicht, und gegen 
jedes Wojewoden-Urteil war die Appellation an den König zulässig. 

ipsi Judaei per Seniores suos juxta morem suum corrigere, castigare et 
punire in cunctibus excessibus vel criminibus yel etiam urbe depellere et 
extürbare aut vita privare perrexerint, at in eo nullam illis difficultatem et 
impedimentum a Palatinis tunc et pro tempore existentibus imponatur." — 

ff 

Es muß jedoch hinzugefügt werden, daß es uns nichts darüber bekannt ist, 
ob der Kahal irgend jemals von seinem Rechte, die Todesstrafe auszu- 
sprechen, Gebrauch machte. Vergl. Pap er na. L. c. Woschod 1901. ApriL 
P. 97. Not. 1. 

Schorr. Die innere Organisation der Juden in Polen. Woschod. 
1900. Dezember. P. 37. 

*) Dubnow. Allgem. Geschichte der Juden. Bd, lii. Skt.-Petersburg. 
1906. P. 122. 
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Neben den , aufgezählten Funktionen des Kahals in Sachen der 
Rechtspflege und Gemeindeverwaltung war eine seiner wich- 
tigsten Obliegenheiten die Distribution und Einforderung der 
Staatsabgaben unter den Juden. Alle in Polen seßhaften Juden 
mußtet! dem Staat eine Kopfsteur zahlen. Nach dßm Abgaben- 
Universal vom Jahre i513 mußten die Juden ein. »Zloty x (eine 
polöische Münze =* 40 Centimes) pro Kopf entrichten, Männer 
und Frauen, Kinder und Erwachsene. Im Jahre 1580 wurde diese 
Abgabe bis auf iV, Zloty erhöht und 1613 -- bis auf 3 Zloty.^) 
Nachdem der Sta^tsseim sich eine Vorstellung von der Gesaipt- 
summe der Einnahmen von der Kopfsteuer auf Grund der allge- 
meinen Völks2ählupg von Jahre 1378 gebildet hatte, setzte er in 
der Folgezeit die Kopfsteuer in dej' Form einer Gesaratsumme fest,, 
die von allen in Polen wohnhaften Juden unabhänjiig, von ihrer 
Zahl eingeiriehen werden mußte. So wurde im Jahre löSO im 
voraus eine Summe von 1.\000 Zloty festgesetzt, im Jahre 1588 
wurde diese Summe bis 20.0üO ZI. erhöht und im Jahre 1620 
mußten alle Juden in Polen und Litauen 70.000 Zloty entrichten.*) 
Indem der Staat die Summe der Kopfsteuer von den Juden ohne 
jede Rücksicht auf deren Zahl unaufhörlich erhöhte, -mußte er 
natürlich zu speziellen Maßnahmen greifen, um das pünktliche Ein* 
laufen der jüdischen Abgaben zu sichern. Zu diesem' Zwecke ver- 
pflichtete der Staat alle Juden durch eine Gemeinbürgschaft, indem 
er ihnen selbst die Verteilung der von ihnen zu. entrichtenden 
Steuern überließ. Infolge dieser Bestimmung bdldetQ sich bei den 
Juden folgendes ümlageverf^ren für die Kopfsteuer aus. Die 
Gesamtsumme der Steuer wurde von den Zentralorganen der jü- 
dischen Selbstverwaltung (worüber s. unten S. 15 fif) unter den ein- 
zelnen Gemeinden verteilt. Innerbalb jeder Gemeinde aber mußte 
die. Umlage durch die Kahalältesten vorgenommen werden, die, 
dann auch für das pünktli^h^ Einlaufen . der gesam.ten von der 
Gemeinde zu entrichtenden Steuersumme in die Staatskassa ver- 
antwortlich waren. Der. Staat bediente sich also dös Kahals als 
eines bequemen Werkzeuges. zur Einforderung der Steuern von den 
Judßn und v^ar daher, natftrlicl^, bestrebt seine Autorität in den 

Schorr. Die zentralen Kongresse der jüdischen Gemeinden in 
Polen. Woschod 19(M. Februar- S. 47. Not. 2. 

') Vplumina legum III; 149. Bei Schorr. "Die zentralen Kongresse. 
Woschod. 1901. Februar. S. 48. Note 1. 
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Augen der Juden mit allen Mitteln zu heben, indem er seine Gewalt 
ober die Gemeindemitglieder steigerte, eine Gewalt, die, wie wir 
bereits gesehen haben, bis zur Verhängung der Todesstrafe ging. 
Seinerseits war der Kahal gezwungen sein Recht der Zwangs- 
besteuerung immer breiter auszuüben, um die Möglichkeit zu haben, 
dem Fiskus die immer größer werdende Steuersumme zu entrichten 
und auch sein eigenes Budget zu decken. Der Handel mit Salz, 
Tabak und Heringen wurde mit einem Zoll belegt. Von den 
Schenken und Bierbrauerein wurden ebenfalls bedeutende Steuer 
erhoben. Die Haupteinnähmsquelle der Gemeinde aber war die 
sogenannte »Chasakah« oder das Recht der Ansiedelung und des 
ausschließlichen Besitzes. Jeder Jude, der in der betreffenden Ge- 
meinde sich niederlassen und ihr Mitglied werden wollte, mußte 
eine bestimmte Summe zu Gunsten der Gemeinde zahlen und dann 
erst erhielt er die >Chasakah«, d h. das Recht, sich in der Gemeinde 
niederzulassen und die Rechte ihrer Mitglieder zu genießen. Ander- 
seits erteilte der Kahal das Chasakazeugnis den Arendatoren von 
Mühlen, Schenken, Häusern, Kaufläden usw. Ein derartiges Zeugnis 
gab dem Arendator die Priorität vor anderen Mitbewerbern — bei 
Erneuerung des Arenda-Kontraktes. Anfangs diente die »Chasakah« 
der Beseitigung der Konkurrenz zwischen den Juden und der Ver- 
sorgung der Witwen und Waisen verstorbener Arendatoren; mit 
der' Zeit aber wurde sie zur Quelle von allerlei Mißbräuchen, und 
nach wiederholten Klagen von Seiten der Juden und Gutsbesitzer 
auf den Schaden, den dieses Institut stiftet, wurde die »Chasakah« 
im Jahre 1781 definitiv vom Staate abgeschafft und verboten. 

Das sind in allgemeinen Zügen die Hauptmomente der Orga- 
nisation und Selbstverwaltung der größeren jüdischen Gemeinden, 
wie Krakäu, Lemberg, Posen, Przemysl etc. Die kleineren Gemeinden 
wurden in den Kreis bezw. Rayon der Kahal's der größeren Städte 
einbezogen, denen sie in Bezug auf die Steuerverteilung und Rechts- 
pflege untergeordnet waren. Sie wurden »Nebenkahals« oder, wie 
sie in den offiziellen Akten bezeichnet wurden, »Paraphien«. 

Das Privileg, welches von Ladislaus IV. den Przemysler 
Juden am 16. April 1638 zu Warschau erteilt wurde,^) zählt 
folgende Pflichten der Paraphien dem Kreiskahal gegenüber auf. 
Sie mußten die Stadt (Przemysl) als ihre Hauptstadt anerkennen, 

Arch. Przem. IIb. 290. S. 239— 241. Bei Schorr. Woschod. 1900. 
Dez. S. 35. 



^lo- 
dert ihre Toten beerdigen, in der Synagoge zu Przemysl ihren 
religiösen Pflichten nachkommen, ihre Abgaben dort entrichten, 
den Doktoren oder Rabbinern das Honorar in der festgesetzten 
Höhe von 3 Zloty von jedem Arendator zahlen und ihre Appel- 
lationsklagen gegen alle gerichtliche Instanzen an die Rabbiner 
richten. Es muß hier jedoch bemerkt werden, daß die Kahalbezirke 
keineswegs genau und scharf von einander territorial abgegrenzt 
waren, so daß häufig darüber Streitigkeiten entstanden, zu welchem 
Bezirke der oder jener »NebenkahaU gehört. Da die Kreis- bezw. 
Bezirkskahals von den ihnen untergeordneten Unterkahals bedeutende 
Einnahmen zogen, waren sie selbstverständlich bestrebt eine große 
Anzahl von Nebenkahals in ihren Bezirk einzubeziehen. Zur 
Schlichtung derartiger Streitfragen zwischen den Bezirkskahals; über 
die territorialen Grenzen ihrer Gewalt, sowiö zur Erledigung von 
Prozessen jeder Art zwischen ganzen Bevölkerungsgruppen, zwischen 
Privatpersonen und der Gemeindeverwaltung, ferner zur Entschei- 
dung von Kontroversen im komplizierten System der biblisch- 
taldmudischen Gesetzgebung, wurden von Zeit zu Zeit Kongresse 
von Rabbinern und Kahalältesten einberufen, die die höchste 
Gerichtsinstanz bildeten. Da diese Kongresse als höchstes jüdisches 
Appellationsgericht galten, wurden hier auch die Klagen gegen diq 
Beschlüsse der Rabbinatsgerichte eingereicht. Der König selbsL 
charakterisierte in einem Edikt vom Jahre li>53 einen der Beschlüsse 
des Rabbinatskongresses in einer Privatangelegenheit als Beschluß 
des höchsten Gerichtes für die Juden. i) 

Diese Kongresse wurden seit der Mitte des XVL Jahrhunderts 
während der großen Messen einberufen, wohin die Juden aus den 
verschiedenen Orten des polnischen Staates zum Abschlüsse ihrer 
Handelsgeschäfte zusammenkamen, und wo dann ihre Rechtsstreitig- 
keiten .entschieden wurden. Die großen Messen fanden an zwei 
Orten statt*: in Ljublin und in Jaroslawl. Diesem Meßgerichte, die 
zu immer größerer Bedeutung gelangten, legten d^s Fundament für 
die periodischen Kongresse, die, ihren Kompetenzkreis allmählich 
erweiternd, schließlich nicht bloß zu einer beständigen gerichtlichen, 
sondern auch zu einer zentralen administrativen und gesetzgeberi- 
schen Institution geworden sind. Diese periodischen Kongresse 
waren unter dem Namen »Geaeral-Seime« bekannt ; in den Archiv- 

Dubnow. Council, jewish Encjrctop. Russfsch-jüd. Archiv. 
Bd. I. 152, 
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akten wurden sie als »Congressus judaicus« bezeichnet. Je nach 
der Zahl der Gebiete, die ihre Delegierten zu den Kongressen ent- 
sandten, wurden sie als Kongresse von drei, vier, oder fünf Gebieten 
genannt. Zu der ersten Zeit ihrer Entstehung beteiligten sich in 
ihnen die Rabbiner und Kahalvertreter folgender vier Kronsgebiete : 
Großpolen (Hauptgemeinde Posen), Kleinpolen (Krafcau, Ljublin),. 
Podolien oder Rusj (Lemberg) und Wolynien (Ostrog oder Kremnetz), 
ferner kommt ein fünftes Gebiet hinzu — Litauen (Brest oder 
Grodno). In der Folgezeit aber löste sich Litauen vom allgemeinen 
Seim und bildete seinen eigenen Litauschen Seim. Seit dieser Zeit 
wird der Generalseim-»Seira« oder »Waad« der vier Länder (Vier- 
ländersynnde V genannt Er versammelte sich zweimal jährlich 
(im Frühling und im Herbst), abwechselnd einmal in Jaroslawl,. 
das andere in Ljublin. Die Generalsynoden der Litauischen Judea 
fanden jede zwei oder drei Jahre statt. Die genaue Teilnehmerzahl' 
der Vierländersynode steht nicht fest, doch berechtigen einige^ 
Quellen zu der Annahme, daß jede Gemeinde einen »Farnes« als 
Delegierten auf die Synode entsandte. Alle diese »Parnassim« bil- 
deten zusammen mit den 6 berühmtesten Rabbinern Polens die 
»Vierländersynode«. Die Gesamtzahl der Delegierten inklusive den 
Rabbinern wird auf '6 » geschätzt. 

Die Tätigkeit dieses »Waad« war äußerst umfangreich, indem 
sie alle Seiten des jüdischen Lebens umfaßte. Auf den Kongressen 
des • Waad« werden die Statuten ausgearbeitet, die die Wahlordnung 
für die Kahals, die Kompetenzsphäre der Rabbiner und Richter, 
das Buchdruckerrecht, sowie die Reglemente und Programme der 
Schulen festsetzten. Der Waad hatte ferner für die Festigung der 
»Frömmigkeit, der Bescheidenheit und der Ehrlichkeit im Handel« 
Sorge zu tragen ; er erließ Vorschriften über die Befolgung religiöser 
Zeremonien, über die Eigenartigkeit und Bescheidenheit der Kleidung, 
besonders für Frauen, denen das Tragen von Kostbarkeiten und 
von jeder Art Luxusgegenständen untersagt war; er sorgte auch 
för den Schutz der weiblichen Keuschheit. Er erließ Vorschriften 
über die Wucherer, schrieb Ehrenhaftigkeit in dem Handel mit den 
Christen vor, verpflichtete die Gemeinden die Richtigkeit der Maße 
und Gewichte zu überwachen usw. usw. Eine der wichtigsten Funk- 
tionen des Waad war die Verteilung zwischen den vier Provinzen 
wie der gewöhnlichen Staatsabgaben, welche die Juden gleich allen 

») Vergl. Grae'tz. Geschichte. Bd. IX. S. 464. ff. 590—593. 
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aDdereD Bürgern entrichteteD, so auch der speziell jüdischen Kopf- 
steuer, deren Gesamtbetrag regelmäßig vom Staatsseim festgesetzt 
wurde. 

Die Vierländersynode fungierte oftmals als höchste Repräsen- 
tation des jüdischen Volkes, und zwar in der Person ihrer »General- 
syndiken« (Stadlonim). Dies geschah regelmäßig in denjenigen Fällen, 
wo es galt, eine den Juden drohende Gefahr vorzubeugen, wie z. B. 
in Fällen der Beschuldigung der Juden wegen Ritualmordes, zur 
Vereitelung neuer beschränkenden Gesetze gegen die Juden, sowie 
neuer Steuererhöhungen, ferner zur Erlangung vom König und von 
den hohen Würdenträgern der Bestätigung alter jüdischen Privi- 
legien, die von der örtlichen Administration häufig verletzt wurden, 
und schließlich zur Erlangung neuer Privilegien. Zu diesen Zwecken 
delegierte die Vierländersynode nach Warschau ihre »Stadlonim«, 
die allen Sitzungen des Staatsseimes beiwohnten. 

Im Rahmen unseres kurzen Abrisses ist es unmöglich, die 
vielseitige Tätigkeit der Vierländersynode und die wichtige Rolle, 
die sie in der Geschichte des polnischen Judentums gespielt hat, 
einer ausführlicheren Betrachtung zu unterziehen. Wir erlauben uns 
nur die Meinung des Historikers der jüdischen Gemeindeorganisation 
in Polen, M. Schorrs, zu zitieren. Dieser stellt fest, daß der Waad 
»eine zentralgesetzgebendc Institution war, deren Tätigkeit und 
Einfluß sich nicht nur auf die einzelnen Provinzen, sondern auf 
sämtliche Gemeinden des polnischen Staates erstreckten; er normierte 
nicht nur die innere Administration dieser Gemeinden, sondern er 
drang auch mit seinen Beschlüssen tief in die gesellschaftlichen 
und sittlichen Beziehungen ein. Gleichzeitig war der Waad auch 
das vermittelnde Organ zwischen der Masse des polnischen Juden- 
tums und der Staatsgewalt.«^) 

Zwischen dem Waad und dem Kahal fungierten als mittlere 
Instanz die Kreissynoden oder die sogenannten kleinen Kongresse, 
die in den lateinischen Archivakten als Comitialia bezeichnet 
werden. Die Kahals einer jeden der vier Provinzen des Waad 
hatten ihre besonderen kleinen Kongresse. Die Tätigkeit dieser 
kleinen Kreissynoden war begrenzt. Ihre Hauptfunktion war die 
Wahl der Delegierten für die Vierländersynoden, ferner die SchUch- 
tung in erster Instanz von Streitigkeiten zwischen den einzelnen 

M. Schorr. Die zentralen Kongresse. Woschod. 1901. Jan. P. 07. 

2 
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Gemeinden der betreffenden Provinz, sowie die Steuerverteilung 
unter denselben.^) 

So stellt sich in allgemeinen umrissen die wohlgeordnete und 
vollendete Organisation der jüdischen Selbstverwaltung in Polen 
dar im Zeitpunkte ihres größten Einflusses und höchster Blüte^ 
die bis zur zweiten Hälfte des XVIL Jahrhunderts dauerten. Seit 
dieser Zeit beginnt der Verfall der Gemeindeorganisation unter der 
verheerenden Wirkung innerer Reibungen und äußerer Erschüt- 
terungen. 

Seit dem XVIII. Jahrhundert hat das polnische Judentum 
einen immer erbitterter werdenden Konkurrenzkampf des einheimi- 
sehen Handwerker- und Handel sstandes auszuhalten, die mit der 
Entwickelung des Handels im Lande ihre sozialen Positionen immer 
mehr befestigten und stärkten. Als die Pioniere des Handels in 
Polen, die mit den vielseitigen Handelskenntoissen, Gebräuchen und 
langjähriger Erfahrung ausgerüstet waren, waren die Juden gefähr- 
liche Konkurrenten des noch jungen polnischen »dritten« Standes^ 
der auf dem Wege gesetzlicher Beschränkungen den in freier Kon- 
kurrenz unbesiegbaren jüdischen Kaufmann und Industriellen un- 
schädlich zu machen suchte. Unter dem Drucke dieser neuen 
ßourgeois-Klasse der polnischen Gesellschaft führten die Stadt- 
magistrate, die Kaufmannsgilden und die Handwerkerzünfte eine 
ganze Reihe von beschränkenden Maßnahmen durch, die direkt 
gegen den Handel und die Industrie der Juden gerichtet ist. Anderer- 
seils wird auch die Judenhetze von Seiten der katholischen Geist- 
lichkeit, die zu dieser Zeit in Polen zu stets wachsender Macht 
und Einfluß gelangt, immer intensiver. 

Von zwei Seiten auf diese Weise gedrängt, waren die- 
Juden gezwungen massenweise aus den zentralen Gebieten 
des Poienstaates in die südöstlichen Grenz'gebiete, in die so- 
genannte »Ukraina« überzusiedeln, wo sie gänzlich neue soziale 
Verhältnisse vorfanden. Hier, in der Ukraina, einem vor-^ 

^) Das System der Distribution der Staatsabgaben gestaltete sich bei 
den Juden, wie aus dem Gesagten zu ersehen ist, folgendermaßen. Die 
Gesamtsumme der von allen polnischen Juden zu entrichtenden Abgaben 
wurde vom Staatsseim festgestellt. Die Vierländersynode verteilte sie unter 
den vier Provinzen, die Kreissynoden — unter ihren Gemeinden, und 
schließlich die letzteren — unter ihren einzelnen Mitgliedern, dem Ver- 
mögen und den Einnahmen eines jeden entsprechend. 
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wiegend agrarischen Lande, spielte sich ein harter Jahrhunderte 
langer Kampf ab zwischen dem polnischen Feudalen und dem 
russischen Bauer. Die gegenseitigen Verhältnisse dieser zwei Klassen, 
die verschiedenen Nationen und Konfessionen angehörten, waren 
äußerst zugespitzt. Die Unterdrückung des Bauerntums nahm hier 
ungeheure Formen an, den Haß und die Erbitterung gegen die 
Unterdrücker immer mehr anfachend. Und nun gerieten die Juden, 
der Linie des kleinsten sozialen Widerstandes folgend, infolge einer 
für sie verhängnisvollen Konjunktur der Verhältnisse, in die Hände 
der polnischen Schlachta als Werkzeug für die Ausbeutung der 
Bauernmassen. Die polnischen Gutsbesitzer, die in der Regel ferne 
von ihren Gütern wohnten, bedienten sich der Juden, als Verwalter 
derselben. Ferner wurden sie Pächter der verschiedensten Zweige 
der Landwirtschaft, am häufigsten des Propinationsrechtes und des 
Verkaufes geistiger Getränke. Kraft der Umstände wurden die Juden 
in so einen erbitterten Kampf hineingezogen, der seine tiefen histori- 
schen Wurzel im staatlich-politischen Leben zweier ihnen fremder 
Völker hatte. Die finstere Bauernmasse aber, die in den alltäglichsteh 
Konflikten und Reibungen auf die Juden als auf die Agenten und 
Vertreter des Gutsbesitzers stießen, erblickten in ihnen die Haupt- 
urheber ihrer Verarmung und wandten ihnen ihre durch Jahr- 
hunderte , angehäufte Erbitterung zu. »Der ukrainische Jude geriet 
zwischen Hammer und Amboß: zwischen Gutsbesitzer und Hörigen, 
zwischen Römisch- und Griechisch-Katholischen, zwischen Polen 
und Russen. Drei Klassen, drei Konfessionen und drei Nationalitäten 
stießen hier aufeinander — auf einem Boden, der in seinem Inneren 
viele zerstörende vulkanische Kräfte verborgen hielt — und die 
Katastrophe war unvermeidlich.^) 

Die Katastrophe brach los im Jahre 1648. Es beginnen die 
Judenverfolgungen, die durch ihre Dimensionen und durch die Ex- 
zesse von unerhörter Brutalität, vor der die Folter der spanischen 
Inquisition erbleicht, alle bisherigen Schrecken der jüdischen Ge- 
schichte übertrafen. Die Massakres (Pogrome) stifteten in ganz 
ükraina, in Wolynien, Podolien und Litauen ungeheures Unheil an 
und versetzten dem jüdischen Volke einen furchtbaren Schlag, von 
dem es sich nicht mehr aufrichten konnte. Nach den Äußerungen 
der Chronisten *) überstieg die Zahl der Juden, die an dem grauen- 

») Dubnow. Geschichte der Juden. Bd. III. P. 281. 

*) Natan Hanower, S. Rohen eet. Vergl. Dubnow. Ibidem. P. 289. 

2* 
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haften Jahrzehnt 1648 — 1658 eines Märtyrerlodes gefallen sind, 
eine halbe Million. Bis 700 jüdische Gemeinden wurden nieder- 
metzelt und zerstört. In den Städten, die auf dem linken Ufer des 
Dnjeper (den heutigen Gourvernement von Tschernigow, Poltawa 
und Kiew) gelegen sind, sind die jüdischen Gemeinden gänzlich 
verschwunden. In Wolynien und Podolien hat nur etwa der zehnte 
Teil der jüdischen Bevölkerung diese grauenhafte Zeit überlebt. 
Auch die Lage dieser Überbleibsel war eine sehr traurige und 
prekäre. Zu den Leiden des inneren jüdischen Lebens trat noch 
der Umstand hinzu, daß Polen selbst infolge der unglücklichen 
Kriege der Jahre 1654 — 1668 eine schwere ökonomische Krise 
durchlebte. Der Verfall des Handels und der Gewerbe übte einen 
äußerst ungünstigen Einfluß auf die kommerziellen Unternehmungen 
der Juden aus. Ungeachtet dessen erhöhte der Staat in seinem 
Bestreben die leergewordene Staatskasse wieder zu füllen, die 
jüdischen Abgaben über alle Maßen. Die verarmten, gänzlich rui- 
nierten Kahals waren selbstverständlich nicht im Stande die stets 
wachsende Last der Staatsabgaben zu tragen, ja sie konnten nicht 
einmal ihre steigenden eigenen Ausgaben decken, sodaß sie ge- 
zwungen waren zu Anleihen bei den Gutsbesitzern und den geistli- 
chen Institutionen Zuflucht zu nehmen und ihr Immobiliargut zu 
verpfänden. »Die Verluste an Vermögen, infolge von Raub und 
Brandstiftung, die Epidemien, die Teuerung der Lebensmittel und 
die hohen Abgaben, —- alles dies zwang die Juden am Ende des 
XVII. Jahrhunderts Anleihen zu machen wie bei weltlichen Personen, 
so auch bei den geistlichen Institutionen unter Verpfändung der 
Kahalsimmobilien«.^) Mit der zunehmenden Armut der jüdischen 
Bevölkerung und der Verschuldung des Kahals ist auch die Ab- 
hängigkeit der Juden von der polnischen Schlaclita gewachsen. Die 
Genehmigung des »Pan« (Herrn) war erforderiich zum Bau von 
Bethäusern, zur Vergrößerung der Friedhöfe usw. Diese Abhängigkeit 
ging bald so weit, daß man sogar bei der Wahl des Rabbiners 
und der Gemeindeältesten sich mit der Meinung und den Wünschen 
der Schlachta rechnen mußte. Die Gemeinde verlor ihre Selbstän- 
digkeit und geriet gänzlich in Verfall. 

Mit dem Verlust ihrer materiellen Unabhängigkeit verliert die 
Gemeinde auch ihre moralische Autorität in den Augen der Volks- 
massen. Die Gewalt des Kahals geht in die Hände eines Häufleins 

') Nussbaum. Geschichte der Juden. Warschau 1890. I. S. 310— 311. 
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reicher Leute über, die ein blindes Werkzeug der Schlachta sind, 
die ihre offizielle Stellung in ihren eigenen Interessen ausnutzen 
und am allerwenigsten um das Volkswohl besorgt sind. Die Volks- 
niassen, die auf ihren Schultern die ganze Last der neuen Gemeinde- 
Ordnung tragen mußten, erheben bei der Regierung Klage »über 
den Druck der Geraeindeoligarchie, über die ungerechte Verteilung 
der Steuern und über andere Mißbräuche«.') Diese Klagen werden 
besonders häufig im XVIIL Jahrhundert, und wenn die Regierung 
ihnen anfangs kein Gehör schenkte, so geschah das nur deshalb, 
weil sie selbst aus fiskalischen Rücksichten an der Erhaltung und 
an der Integrität der jüdischen Selbstverwaltung interessiert war. 
Sobald sie jedoch beschlossen hatte, die frühere Ordnung der Steuer- 
erhebung von den Juden durch die Gemeindeorgane aufzuheben 
und die persönliche Haftung eines jeden einzelnen Juden für die 
pünktliche Erfüllung der Steuerpflicht zu statuieren, — verlor für 
sie die Gemeindeorganisation ihre frühere Bedeutung, und sie ent- 
schloß sich, ihr den ersten Schlag zu versetzen, indem sie die 
zentralen Organe der Gemeindeverwaltung aufhob. Im Jahre 1764 
beschließt der konföderative Seim das frühere System der Gesamt- 
besteuerung der Juden aufzuheben, eine einheitliche Steuer in der 
Höhe von zwei Zloty von einem jeden Juden zu erheben und gleich- 
zeitig jede Art von Kongressen der Rabbiner und Kahalältesten 
abzuschaffen.*) 

Ob es der Regierung gelungen wäre, dieses Gesetz auch tat- 
sächlich durchzuführen, ungeachtet es in der ersten Zeit ein toter 
Buchstabe Wieb, ob sie auch fernerhin auf dem Wege der Vernich- 
tung der Gemeindeorganisation, den sie im Jahre 1764 betreten 
hatte, weitergeschritten wäre, — das können wir nicht wissen. Der 
polnische Staat ging zu jener Zeit selbst seinem Verfall entgegen. 
Im Jahre 1772 fand die erste Teilung Polens statt, der bald die 
zweite und dritte folgten (1792—1794). Der überwiegende Teil der 
jüdischen Bevölkerung geht zusammen mit den polnischen Provinzen 
an Rußland über, — und die Gemeindeorganisation tritt in eine 
neue Phase ihrer Entwicklung ein. 

Dubnow. Geschichte B. III. P. 305. 

•) Vol. leg. V. 167. bei Schorr. Die zentralen Kongressen Woschod. 
1901. Februar. P. 5*. 



Zweites Kapitel. 

Die rechtliche Lage der jüdischen 

in Rußland von 1772 bis 1844. 

Das historische Schicksal, das die Kahalorganisation im neuen 
Vaterlande der Juden erwartete, war nicht vom Anfange an definitiv 
bestimmt. Die Pläne und Absichten der russischen Regierung in 
Bezug auf die Kahals standen im engen Zusammenhange mit den 
Schwankungen ihrer allgemeinen Politik den Juden gegenüber, die 
öfters ihre Ausgangspunkte und Grundtendenzen änderte. Die erste 
Zeit nach dem Anschluß Polens an Rußland, nach der ersten 
Teilung Polens, entbehrte die jüdische Politik der russischen Re- 
gierung überhaupt jeder klaren und festen Prinzipien, und stellte 
eher ein Kompromißsystem zwischen den hberalen Ansichten der 
aufgeklärten Kaiserin Katharina II in der Judenfrage und der reak- 
tionären Forderungen der herrschenden Sphären dar. Diese Prinzi- 
pienlosigkeit spiegelte sich in der Gesetzgebung über den Kahal ab. 

Seit dem Jahre 1772, als der erste ükas über die Verwaltungs- 
ordnung der weißrussischen Juden erlassen wurde, bis zu der 
»Poloschenie« vom Jahre 1804, die zum ersten Male einheitliche 
Normen wie für die innere Einordnung^) des russischen Judentums, 

Wir beachten als notwendig die Bedeutung einiger Termini tech- 
nici, die in der weiteren Darstellung öfters vorkommen werden, zu erläutern. 
„Poloschenie" (Statut, Satzung) ist eine Gesamtheit von Gesetzen, welche 
die Rechte und Pflichten von Ständen, Gesellschaften etc. in vollem Um- 
fange bestimmen. Ukas ist ein Erlaß über irgend ein Rechtsverhältnis, 
der entweder von der höchsten Staatsgewalt (vom Kaiser) oder vom regie- 
renden Senate herrührt. Dem Senate steht die höchste Aufsicht über alle 
Institutionen des Reiches Inder Ordnung der Verwaltung und 
E X e k u t i n zu. In diesem Falle werden seine Verfügungen „Ukas e" 
genannt. Der Senat ist aber auch zugleich die höchste Institution, die be- 
rufen ist die Gesetze authentisch zu interpretieren, sowie die höchste 
Gerichtsinstanz. In dieser Tätigkeitssphäre werden die Senatsverfügungen 
„Erläuterungen" oder „Entscheidungen" genannt. 
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SO auch für seine Beziehungen zur allgemeinen Staatsordnung fest- 
setzte. — während dieser 5ieit haben wir eine ganze Reihe von 
oft einander widersprechenden ükasen, die grundverschieden den 
Kompetenzkreis der jüdischen Selbstverwaltungsorgane normieren. 
Anfangs nach der Annexion Weißrußlands beschränkte sich die 
Regierung in Bezug auf die Juden mit der Aufrechterhaltung des 
Status quo. Im Manifeste des ersten General-Gouverneurs von Weiß- 
rußland, des Grafen Tschernyschow, das nach der Annexion dieser 
Provinz verkündet wurde, wird unter anderem feieriich erklärt, 
»daß den jüdischen Gemeinwesen, die in den vom Russischen Reiche 
annektierten Städten und Provinzen gelegen sind, alle ihre Frei- 
heiten, die sie gegenwärtig in Bezug auf ihre Rechts- und Ver- 
mögensverhältnisse genießen, belassen werden.«^) Und im ersten 
gesetzgeberischen Akte —dem allerhöchst bestätigten Bericht desselben 
General-Gouverneurs — lesen wir: »Von den Juden soll auch eine 
Kopfsteuer von 1 Rubel erhoben werden und sie sollen zu 
denKahals zugeschrieben werden, die nach Er- 
messen der Gouverneure und nach Bedürfnis 
-errichtet werden sollen.«*) 

Dieses Abteilen der Juden in eine besondere Gruppe und die 
Anerkennung der Notwendigkeit der Errichtung oder vielmehr der 
Sanktionierung der bereits bestehenden Kahals rief das Bedürfnis 
hervor, ihren Kompetenzkreis zu bestimmen und ihre gegenseitigen 
Verhältnisse zu regeln. Hier treten die unaulhörlichen Schwankungen 
der Regierung besonders klar hervor. Aus dem ükas des regieren- 
den Senates vom 16. Juni 1782 erfahren wir, daß auf Grund des 
Manifestes über die Annexion Weißrußlands Kreiskahals für die 
Schlichtung von Rechtssachen zwischen den Juden errichtet wurden, 
und als Appellationsinstanz — Gouvernementskahals in der Gouver- 
nementsstadt.*) Auf die Kahals wurden also die Funktionen von 
Gerichtsinstitutionen übertragen Die anderen Quellen bestätigen 
«benialls die Existenz von Kahalsgerichten, die allen geistlichen und 
zivilen Angelegenheiten der Juden — mit Ausschluß von Wechsel- 



Erste vollständige Sammlung der Gesetze des 
Russischen Reiches. Bd. XIV. Nr. 13.850. 

*) Erste vollständige Sammlung der Gesetze des 
Russischen Reiches. Bd. XIV. Nr. 13.865. 

s) Erste vollständige Sammlung der Gesetze des 
Kussischen Reiches. Bd. XXL Nr. 15.436. 
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Sachen — zu erledigen hatten.^) Der Senat aber konnte sich, wie 
es scheint, mit der Existenz besonderer jüdischer Gerichte nicht ver- 
söhnen, und in den bereits zitierten Ukas bemerkt er, daß er »nichts^ 
von jüdischen Privilegien wisse, die ihnen gestatten für die Schlich- 
tung der unter ihnen vorkommenden Streitigkeiten ihre Kahals zu 
haben.« 

Eine ähnliche Inkonsequenz und Verworrenheit weisen auch die 
Regierungsansichten und Maßnahmen in den Fragen der fiskalen Pflich- 
ten des Kahals auf. Im Jahre 1776 wird vom Senat dem Kahal die Pflicht 
auferlegt, die von den zu ihnen zugeschriebenen Juden zu entrichtende 
Kopfsteuer zu verteilen, zu erheben und zu zahlen. Gleichzeitig wird 
der Kahal mit der zur Erfüllung dieser Pflichten notwendigen Polizei- 
gewalt bekleidet, indem ihm das Recht zuerkannt wird, die Über- 
siedlungen der Juden vermittelst eines Paßsystems zu kontrollieren.^) 
Aber schon im Jahre 1780 macht die Regierung einen Schritt in 
der entgegengesetzten Richtung ; sie gestattet nämlich den Juden sich 
in den Kaufmannsstand einzuschreiben und unterstellt die jüdischen 
Kaufleute in fiskalischer Beziehung den Stadtmagistraten und Rat- 
häusern, indem sie sie von der Kompetenz des Kahals eximiert.') 

Alle diese einander ausschließenden ükase, die mit einer der- 
artigen Geschwindigkeit einander folgten, mußten selbstverständlich 
in der administrativen Praktik zu Zweifeln und Mißverständnissen 
föhren. Daher erachtete es der Senat im Interesse der einheitlichen 
Gesetzesauffassung hinsichtlich des Kahals für notwendig, in einem 
ükas des Jahres 1786 genau die Rechte und Funktionen des Ka- 
hals in den zwei strittigsten Punkten, die die gerichtlichen und fiska- 
lischen Befugnisse des Kahals betreffen, festzustellen. In diesem ükas 
heißt es: »Die Errichtung von jüdischen Gerichten wird ihnen (den 
Juden) verweigert«, jedoch »in Angelegenheiten, die die jüdische 
Geistlichkeit und ihren Ritus betreffen, wird ihnen wie bisher ge- 
stattet, die zu diesem Behufe errichteten Kreis- und Gouvernements- 
Kahals anzugehen; was »die für die Juden festgesetzten staat- 
lichen Abgaben und die gehörigen gesellschaftlichen Steuern betrifft^ 
so wird ihnen (den Juden) überlassen sie — mit Ausschluß der 



1) Sieh I. Hessen. Blätter aus der Geschichte der gesellschaftlicheti 
Selbstverwaltung der Juden. Woschod. 1903. Januar 8 und 10. Note 1. 

«) Erste vollst. Saml. d. Ges. B. XX. Nr. 14.522. 

«) E. v. S. d. G. B. XX. Nr. 14.962. 
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Prozente vom abgegebenen Kapital der Kaufleute (Gildensteuer) — 
nach ihrem Wunsche und Ermessen zu verteilen.*) 

Aber auch bei dieser Ansicht ist die Regierung nicht lange 
stehen geblieben. Der Ukas vom Jahre 1795, die Einrichtung des 
Gouvernements Minsk betreffend, stellt den Grundsatz auf, daß »die 
jüdischen Kahals, die sich in den Kreis* und Gouvernementsstädten 
befinden, sich mit keinen anderen Angelegenheiten als dem Ritus 
ihres Gesetzes und Gottesdienst zu befassen haben«.') Das Recht 
der inneren Steuerverteilung wird in diesem Ukas nicht erwähnt, 
woraus man den Schluß ziehen kann, daß nicht nur die jüdischen 
Kaufleute, sondern auch die übrigen Bürger in fiskalischer Beziehung 
vom Kompetenzkreis des Kahals eximiert und den allgemeinen staat- 
lichen Institutionen unterstellt waren. In demselben Geiste waren 
durch den Ukas vom Jahre 1799 (E. v. G.-S. B. XXV. Nr. 18.889) 
auch die Rechte der Kahals des Gouvernements Kurland festgesetzt 

Wir finden also in allen Ukasen dieser Periode die allgemeine 
Tendenz, die Kompetenzsphäre der Kahals einzuengen und sie auf 
das Recht der Verwaltung ausschließlich geistlich-religiöser jüdischer 
Angelegenheiten zu beschränken. Diese Politik führte dazu, das der 
Kompetenzkreis der Kahals in den verschiedenen Gouvernements 
grundverschieden war. Die Befugnisse der weißrussischen Kahals 
waren viel weitgehender, als die Rechte der Kurländischen und 
Litauschen. Eine derartige Sachlage konnte schwer als normal an- 
erkannt werden, dennoch blieb sie bis zum Jahre 1804 bestehen, 
als eine einheitliche Organisation der Selbstverwaltung der jüdischen 
Gemeinden für ganz Rußland festgestellt wurde. 

Die allerhöchst bestätigte »Poloschenje« (Satzungen) über die 
Juden von 1804*) hat den obenbezeichneten Weg der Beschrän- 
kung der Kahalsrechte betreten. Von der Grundidee der Notwendig- 
keit eine politische Vormundschaft über die Juden, die bis zur Re- 
glamentation ihrer Kleidung ging,*) zu statuieren durchdrungen, be- 



•) E. V. S. d. G. B. XXII. Nr. 16.391. 

*) E. V. Gesetzessammlung B. XXIII. Nr. 17.327. 

») E. V. G.-S. B. XXVIII. Nr. 21.547. 

*) Die jüdischen Kinder, „die in den Gymnasien ihren Unterricht 
erhalten, sollen der Einheitlichkeit und Anstands halber deutsche oder 
polnische Kleider tragen.« (§ 3.) „Die Juden, welche sich zeitweilig in den 
inneren Gouvernements aufhalten, sowie deren Frauen und Kinder, sollen 
deutsche Kleidung ohne jeden Unterschied von allen anderen tragen; im 
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stätigt diese Poloschenje die Beschränkungeo der Rechte det jü- 
dischen Selbstverwaltung, die durch die vorhergehenden ükase sta- 
tuiert waren; gleichzeitig entschließt sie sich aber nicht die im Jahre 
1795 bedeutend geschmälerten Rechte der Juden in den allgemein- 
städtischen und ständischen Institutionen zu erweitern. Indem sie 
die Juden der Jurisdiktion der allgenieinen Gerichte unterstellt, ver- 
pflichtet sie sie >in allen öffentlichen Akten, Obligationen, We- 
chseln und Urkunden aller Art«, sowie in der Buchführung und 
anderen Schriftstücken sich der russischen, polnischen oder deutschen 
Sprache zu bedienen (§§ 7 u. 8). Jedoch angesichts der schwachen 
Verbreitung dieser Sprachen bei den Juden gewährt ihnen die Po- 
loschenje eine zweyährige Frist zur Erlernung dieser Sprachen, als 
ob zwei Jahre für die Verbreitung einer fremden Sprache bei einer 
Millionenbevölkerung genügend wären. 

Der Polizeigeist der Satzungen vom Jahre 1804 offenbarte 
sich mit besonderer Klarheit in ihren Beziehungen zu den Kahals. 
Indem sie allgemeine Normen für die Selbstverwaltung der jüdischen 
Gemeinden in ganz Rußland festsetzten, mußten die Satzungen klar 
das Wesen ihrer Aufgaben und Ziele bestimmen, die Grenzen ihrer 
Kompetenz feststellen und genau d^n Kreis der Rechte und Pflichten 
ihrer Organe umschreiben. Aber gerade die diesbezüglichen Artikel 
der Satzungen leiden an absoluter Unbestimmtheit. 

Wir wollen es nun versuchen, die Ansichten der Poloschenje 
über den Charakter und die Aufgaben der jüdischen Gemeinde lest- 
zustellen. 

Es muß vor allem bemerkt werden, daß die Satzungen in 
einem Punkte radikal von den früheren ükar^en abweichen. Bis 
zum Jahre 1804 wurden die Fragen des jüdischen Kultus als haupt- 
sächliche, ja fast als ausschließliche Funktion des Kahals angesehen. 
Keiner der bis zum Jahre 1804 erlassenen ükase bestreitet das 
Recht des Kahals auf die Verwaltung der konfessionellen Gemeinde- 
angelegenheiten und auf die Jurisdiktion in Religionsfragen.. In den 
Satzungen vom Jahre 1804 veränderte die Gesetzgebung ihre bis- 
herige Ansicht über die Aufgaben der jüdischen Selbstverwaltung, 
indem sie alle Angelegenheiten der jüdischen Religion und des 



Falle des Gebrauches ihrer eigenen Tracht dürfen sie nicht geduldet .werden 
und sollen von der Polizei unverzüglich ausgewiesen werden." (§ 28.) Ver- 
gleich auch Prof. Dr. Martin Philippson. Neueste Geschichte des 
jüdischen Volkes. B. I. S. 73. Leipzig 1904. 
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Gottesdienstes vom Kompetenzkreis ihrer Organe eximiert und 
sie den Rabbinern übertrug, die zu diesem Behuf von der jüdi- 
schen Gemeinde — unabhängig vom Kahal gewählt werden mußten. 
(§ 50.) »Das Amt der Rabbiner besteht in der Aufsicht über den 
Ritus und in der Schlichtung aller zur Religion gehörigen Streitig- 
keiten.c (§51.) Nachdem die Satzungen auf diese Weise die konfes- 
sionellen Angelegenheiten aus der Sphäre der national-bürgerlichen 
Interessen ausgesondert haben, gehen sie weiter und ziehen heraus 
den logisch-notwendigen Schluß, indem sie feststellen, daß »wenn 
in irgend einem Orte eine Teilung in Sekten entsteht, und das 
Schisma so weit gehen soll, daß die Anhänger der einen Lehre 
mit den der anderen nicht in einer Synagoge beten wollten, dann 
ist es einer dieser Sekten gestattet, ihre eigene Synagoge zu bauen 
und ihre Rabbiner zu wählen; in jeder Stadt aber darf 
nur ein Kahal sein.« (§ 53.) 

Welche sind nun die Funktionen des eigentlichen Kahals, 
die die Gemeinde als homogenes Ganzes unabhängig von einem 
etwaigen inneren Schisma repräsentiert? Auf diese Frage ist in 
den Satzungen schwerlich eine erschöpfende Antwort zu finden. 
»Die Kahals müssen dafür Sorge tragen, daß die Staatssteuern, 
solange sie in ihrem gegenwärtigen Zustande furtbestehen wer- 
den, pünktlich und rückstandslos entrichtet werden,« lautet § 54. 
Soll denn aber die ganze Rolle des Kahals, als Organes der Ge- 
meindeverwaltung, in der Erhebung der Saatssteuern bestellen '? 
Wer hat dann die Aufklärungs- und Wohltätigkeits-Angelegenheiten 
und -Institutionen der jüdischen Gemeinde zu verwalten ? Werden 
sie anderen Organen des Staates unterstellt, oder, vielleicht, werden 
diese kulturellen Institutionen gänzlich liquidiert ? Auf alle diese 
Fragen finden wir in den Satzungen keinen Aufschluß. Man muß 
annehmen, daß alle Gemeindeinstitutionen wie zuvor dem Kahal 
unterstellt blieben. Einen indirekten Hinweis darauf enthält der 
zweite Absatz des oben zitierten § 54: »Die Kahals haben über 
die ihnen von der Gemeinde anvertrauten Summen zu verfügen; 
sie müssen der Gemeinde über deren Verwendung Rechenschaft 
ablegen und auch der Obrigkeit einen Rericht in russischer oder 
polnischer Sprache zustellen.« Die Rede ist hier augenscheinlich 
von denjenigen Summen, die der Kahal von der jüdischen Gemein- 
schaft zur Befriedigung der Aufklärungs- und AVohltätigkeits-Be- 
dürfnisse erhebt. Jedoch ist dies in den Satzungen nirgends ausge- 
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sprechen, .und sie stellen überhaupt keine Normen auf, die das 
innere Gemeindeleben regeln sollen. Das beweist natürlich noch 
nicht, daß der Gesetzgeber ein grenzenloses Vertrauen zum Kahal 
hatte, — die Satzungen, welche sogar die Kleidung der Juden der 
polizeilichen Kontrolle unterstellt haben, könnten das gesamte 
Gebiet der Gemeindeselbstätigkeit nicht unbeaufsichtigt lassen, 
wenn es sie von irgend welcher Seite interessiert hätte. Wir haben 
es vielmehr mit einer indifferenten Beziehung zu den Bedürfnissen 
des inneren Lebens der jüdischen Nation und zu der Art und 
Weise ihrer Befriedigung zu tun. Der Kahal war für die Regierung, 
als Fiskalagent in Bezug auf Verteilung und Erhebung der Staats- 
abgaben von Bedeutung, und diese Sphäre seiner Tätigkeit wird 
von der Regierung auch geregelt. Die übrigen Funktionen dieses 
Organes der jüdischen Selbstverwaltung interessierten den Gesetz- 
geber nicht und blieben deshalb außerhalb seines Gesichtskreises. 
Eine ähnliche Ansicht über den Kahal finden wir bereits im Jahre 
1776 in einem Ukas ausgesprochen — »damit die Abgaben von 
ihnen (den Juden) regelmäßiger eingetrieben werden können sowie 
überhaupt in allem übrigen bei ihnen die gehörige Ordnung einge- 
führt werde, — seien die Kahals zu errichten.« i) Hier wird die 
Notwendigkeit der Errichtung von Kahals vor allem durch Fiskal- 
rücksichten motiviert — »damit die Abgaben von ihnen regelmäßig 
eingetrieben werden können,« obwohl hier nebenbei auch eine 
andere Aufgabe hervorgehoben wird, die schon nicht aus den Inter- 
essen des Fiskus, sondern der Juden selbst hervorgeht — »damit 
in allem übrigen bei ihnen die gehörige Ordnung eingeführt werde. c 
Mit der Zeit aber ist der zweite Teil dieser Formel vergessen 
worden, dafür wird von dem Kahal mit umso größerer Beharr- 
lichkeit die Erfüllung seiner Fiskalmission, zu dessen Träger ihn 
der Regierungswille machte, gefordert 

Dieses eigentümliche Verhältnis zum Kahal offenbart sich mit 
besonderer Klarheit in den gesetzgeberischen Akten, die den Sat- 
zungen vom Jahre 1804 folgten. Mit dem Wachsen der Staats- 
bedürfnisse und der Interessiertheit des Staates an der regelrechten 
Erfüllung der den Juden auferlegten alten und neuen Obliegenheiten, 
wird auch der Pflichtenkreis der jüdischen Gemeinde sowie der 
Funktionen des Kahals immer mehr erweitert. 

Es ist allbekannt, welch' eine wichtige Rolle die Volkszählungen 

1) E. V. G.-S. B. XX. Nr. 14.522. 
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bei der Existenz einer Kopfsteuer spielen. t[nd so sehen wir auch, 
daß in einer Reihe von ükasen die Vornahme der Volkszählungen 
bei den Juden den Kahals aufertragt wird, welche die Verantwort- 
lichkeit för die genaue Ermittelung der Seelenzahl tragen. So wird 
im Manifeste vom 16. Juni des Jahres 1833 über die Vornahme 
einer Volkszählung im gesamten Reiche den Kahals zur Pflicht ge- 
macht, die Zahl der Juden am gegebenen Orte zu ermitteln, wobei 
die Kahals för die von der Regierung bei der Nachprüfung entdeck- 
ten Verheimlichungen zur Entrichtung von doppelten Staatsabgaben 
sowie einer Geldstrafe von 250 Rubel für jede verheimlichte männ- 
liche Seele gehalten werden und außerdem noch zu einer persön- 
lichen Strafe vom Gericht verurteilt werden.^) Hierbei ist noch fol- 
gender charakteristischer Umstand zu verzeichnen. 

Wie wir bereits gesehen haben, sind die Beziehungen zwischen den 
einzelnen Gemeinden durch die Satzungen vom Jahre 1 S04 nicht nor- 
miert worden. Die Gouvernementskahals, die in der Anfangsperiode der 
jüdischen Selbstverwaltung in Rußland als Appellationsinstanz für die 
Gerichtssachen der Kreiskahals galten und gleichzeitig die Rolle der 
Repräsentanten der gesamten Judenschaft der Gouvernements spiel- 
ten, verschwinden von der Szene, nachdem die gerichtlichen Funk- 
tionen überhaupt von dem Kompetenzkreise der Kahals entzogen 
wurden. Die Satzungen des Jahres 1804 machen keinen Unterschied 
zwischen den Gouvernements- und Kreiskahals, sondern sprechen 
einfach von den Kahals der einzelnen Städte ohne irgend einen Zu- 
sammenhang zwischen . ihnen aufzustellen. Aber die folgenden Re- 
gierungsmaßnahmen, welche unbeugsam auf das eine Ziel lossteuer- 
ten — rückslandslos von den Juden die doppelten Steuern einzu- 
treiben*) führten zur Wiederherstellung, wenn auch nicht des fak- 
tischen, so doch des juristischen Zusammenhanges zwischen den 
einzelnen Gemeinden desselben Gouvernements. Die Sache ist die, 
daß »die alten, siechen und in äußerster Dürftigkeit lebenden Ju- 
den« auf Grund des Senatsukases vom 12. Mai des Jahres lbl2 
gleich allen anderen, d. h. mit einer doppelten Steuer belegt werden 
mußten. Kein Kahal wollte aber diese zahlungsunfähigen Elemente 

») Zweite vollst. G.-S. B. VIII. Nr. 6.265 § 69. 

*) Seit dem Jahre 1794 hatten die Juden — Kaufleute und sonstige 
Bürger — „die festgesetzten Abgaben in der doppelten Höhe als die Kauf- 
leute und Bürger christlichen Glaubens zu entrichten". E. v. G.-S. B. XXlII. 
Nr. 17.224. 
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zu sich nehmen, da die jüdischen Gemeinden, wie es die offiziellen 
Dokumente — die ükase des Senates und die Berichte der Gouver- 
noare^) bezeugen, — sich in einer äußerst traurigen Lage befan- 
den und daher nicht im Stande waren für sie die Steuern zu ent- 
richten. Da verfügte der Senat im Jahre 1819, daß diese Alten, Ar- 
men und Siechen »zu denjenigen Gemeinden zugerechnet werden, 
wohin sie nach ihrer verwandschaftlichen Beziehung gehören, und 
daß diejenigen, die nirgends Verwandte haben, unter den Kahals 
des Gouvernements verteilt werden s o 1 1 e n«, wo sie sich 
befinden.*) 

Auf diese Weise hat das Fiskalinteresse der Regierung eine 
neue Maßnahme diktiert, welche die Statuierung der Verantwort- 
lichkeit sämtlicher Juden des betreffenden Gouvernements für die 
rückstandlose Steuerbezahlung von ihren besitzlosen Glaubensge- 
nossen zum Zweck hatte. Dasselbe Fiskalinteresse hat die Regierung 
bewogen, die jüdischen Kaufleute, die seit 1780, wie oben festge- 
stellt wurde, hinsichtlich der Steuerentrichtung außerhalb der Kahal- 
kompetenz standen, wieder dem Kahal zu unterstellen. Im Ukas 
vom 22. Oktober 1831 bestimmte der Senat, daß die jüdischen 
Kaufleute verpflichtet sind »in derjenigen Stadt, zu welcher sie 
zugeschrieben sind, an der Entrichtung der bürgerlichen Steuern 
und Abgaben teilzunehmen, falls die von ihnen erhobenen Geld- 
abgaben weniger ausmachen, als sie der Lage der Gemeinde gemäß 
an Bürgersteuern und an Süpplementsteuern für die Besitzlosen zu 
entrichten hätten.« 3) 

Diese Regierungsmaßnahme war an und für sich zweck- 
mäßig und gerecht, insofern sie dem Kahal die Möglichkeit gab, 
einen Teil der Steuerlast auf die Schultern der wohlhabenderen 
Klasse überzu wälzen. Es lag jedoch kaum in den Absichten der 
Regierung, das Los der besitzlosen Klassen zu erleichtern. Sie ließ 
sich vielmehr auch hier von demselben fiskalischen Motive leiten^ 
das sich wie ein roter Faden durch die Gesetzgebung dieser 
ganzen Periode über die jüdische Gemeinde zieht. Die Regierung 
war stets bereit die Gewalt des Kahals nach der einen oder anderen 
Richtung hin zu erweitern, wenn sie dies als geeignetes Mittel be- 
trachtete, die Juden zur pünktlichen Erfüllung ihrer stets wachsenden 

») Siehe, z. B., E. v. G.-S. B. XXX. Nr. 23.435, Bd. XL. Nr. 30.318. 
«) E. v. G.-S. B. XXXVI. Nr. 27.700. 
») Zweite v. G.-S. B. VI. Nr. 4.876. 
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Obliegenheiten zu bewegen. Die Forderungen des Lebens und der 
Gerechtigkeit spielten in den Regierungsplänen und Maßnahmen 
eine durchaus nebensächliche Rolle. Als ein in dieser Beziehung, 
typischer Regierungsakt ist zweifelsohne das Statut über die Re- 
krutenpflicht der Juden ^) zu bezeichnen, in welchem die Motive 
und Ziele der Regierungspolitik den Juden gegenüber in unge- 
schmückter Gestalt hervortreten. :. 

Als die Regierung im Jahre 1827 den Beschluß faßte, die 
Juden zur allgemeinen Wehrpflicht heranzuziehen, wird diese Pflicht 
— in Einklang mit ihrer Ansicht, daß die Juden* vor dem Gesetz: 
durch eine Solidarbürgschaft verbunden sein müssen — nicht den 
einzelnen Juden, sondern der Gemeinde auferlegt. »Die Juden eines- 
jeden Gouvernements kommen der Rekruteiipflicht gemein- 
schaftlich nach« (§ 13); »die Sorge und Verantwortlichkeit 
für die genaue und regelrechte Erfüllung der Rekrutenpflicht haben 
die jüdischen Gemeinden selbst zu tragen« (§ 24). sodaß wenn- 
irgend ein jüdischer Rekrut seiner Pflicht nicht nachkommt, so- 
»ist die Gemeinde verpflichtet ohne abzuwarten bis man ihn ergreift,, 
binnen drei Tagen ihn durch einen anderen zu ersetzen« (§ Öl). 
Indem die Regierung der Gertieinde diese neue schwere Pflicht 
auferlegt, stellt sie ihr auch die Exekutionsmittel zur Verfügung. 
»Wenn die Gemeinde zur genauesten und sichersten Erfüllung der 
zu ihren Pflichten gehörenden Anordnungen die Polizeigewalt um 
Mitwirkung angeht, so haben die Gouvernementsverwaltungen diesem 
Ersuchen nachzukommen« (§18 der Anweisungen für die bürger- 
lichen Behörden, die das jüdische Rekrutenstatut ergänzen). 

Noch mehr »Die Gemeinde kann einen jeden Juden für die 
unpünktliche Steuerentrichtung, sowie für Landstreicherei und andere 
Unordnungen, die von ihr nicht geduldet werden, zum zwangs- 
weisen Militärdienst verurteilen« (§ 34 des Statutes). Diese drako- 
nische Maßnahme, die nur in einem Polizeistaat denkbar ist, hatte 
die schwersten Folgen wie für die besitzlosen Klassen, so auch für 
unzufriedene Elemente der Gemeinde, welche die ganze Strenge des 
Kahalsregimes, das mit der Einführung des jüdischen Rekrutensta- 
tutes sich einstellte, spüren mußten. Der Kahal wurde zu einem 
Polizeiorgan, das von der Regierung mit einer großen Disziplinar-^ 
gewalt bekleidiet wurde und für die »genaueste und sicherste Erfül- 
lung€ der den Juden obliegenden Staatspflichten Sorge zu tragen hatte. 

>) Z. V. G.-S. B. II. Nr. 1.330. 
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Wir haben nun die wichtigsten gesetzgeberischen Akte Ober 
die Gemeinde, die im Verlaiife von SQJa^br^n. i^ch dem Erlasse 
der Satzungen vom Jahre 1804 erschienen sind, besprochen und 
konnten uns überzeugen, daß diese Akten den Kompetenzkreis des 
Kahals, sowie den umfang seiner Gewalt bedeutend erweitert haben. 
Als im Jahre 1835 eine Kodifikation der Gesetzgebung über die 
Juden vorgenommen wurde, mußten daher die Gesetze, die die 
rechtliche Lage der Gemeinde normieren, in einer — im Vergleich 
zu den Satzungen vom Jahre 1804 — ganz neuen Redaktion er- 
scheinen. Und in der Tat, wenn wir den auf die jüdische Gemeinde 
sich beziehenden Abschnitt der Satzungen vom Jahre 1835^) näher 
betrachten, so bemerken wir vor allem, daß hier auch die oben 
angeführte Verordnung über die Teilnahme der Kaufleute in der 
Entrichtung der Steuern und der Abgaben für die übrigen Bürger 
(§ 74) laut dem ükas vom SJ2. Oktober 1831, sowie über die Ver- 
teilung der Alten, Siechen und Hülf losen unter allen Gemeinden des 
betreffenden Gouvernements (§ 73) auf Grund des ükases vom 
Jahre 1819 — einbezogen wurden. Andererseits sehen wir, daß 
den Gemeinden eine neue Pflicht auferlegt wird: »für die Pflege 
ihrer hochbejahrten, verkrüppelten und kranken Mitglieder Sorge zu 
tragen«, sowie »Anstalten zu errichten, in denen die Armen Arbeit 
und Unterhalt finden könnten« (§ 76). Dieser Artikel verdient in 
der Beziehung unsere Aufmerksamkeit, daß das Gesetz hier zum 
ersten Mal die Pflichten der Gemeinde ihren Mitgliedern gegenüber, 
was den Gesetzgeber überhaupt nicht interessierte, erwähnt. 

Was ferner die Funktionen und Befugnisse des Exekutivorgans 
der Gemeinde-Selbstverwaltung — des Kahals — betrifl*t, so werden sie 
von den Satzungen in folgender Weise definiert : »Der Kahal ist unter 
der strengsten Verantwortlichkeit verpflichtet zu beobachten : 1 . daß 
die obrigkeitlichen Vorschriften, die sich auf die örtliche jüdische 
Bevölkerung beziehen, genau erfüllt werden; 2. daß jede Person 
oder jüdische FamUie die Staatssteuern, sowie die städtischen und 
gesellschaftlichen Abgaben pünktlich entrichten soll« (§ 67). Hier 
tritt der Kahal nicht bloß als einfacher Fiskalagont, sondern auch 
als Organ der Exekutivgewalt auf, welches berufen ist die Befehle 
und Verordnungen der Regierung innerhalb der örtlichen jüdischen 
Gemeinde zu vollziehen. Der Kahal ist im Zentrum der gegen- 
seitigen Beziehungen zwischen dem Staat und seinen jüdischen 

») Z. v. G.-S. B. X. Nr. 8.054. 
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Untertanen gestellt. Die Regierung richtet ihre Forderungen, die sich 
auf die örtlichen Juden beziehen, an den Kahal ; die örtlichen Juden 
ihrerseits kommen bei der Verwirklichung ihrer üntertanenrechte- 
und -Pflichten durch den Kahal mit den ?%egierungsorganen in Ver- 
bindung. In keinem der früheren ükase sind die Befugnisse des 
Kahals so weitgehend formuliert, wie in den Satzungen des Jahres 
1835. Vl^as hat nun die Regierung dieses Mal bewogen, die Gewalt 
des Kahals in solch' einem Maße zu erweitern, wie es die üblichen 
Fiskalrücksichten gar nicht erforderlich machten? 

Die Antwort auf diese Frage ist in den Motiven der jüdischen 
Politik der Regierang Nikolaus I. (1825 — 1855) zu suchen. Die ge- 
waltsame Assimilation der Juden und ihre Bekehrung vermittelst 
administrativer Einwirkung zum griechisch-orthodoxen Glauben, das 
sind die Ideale, von denen die jüdische Politik der russischen 
Regierung während der ersten Hälfte der Regierung Nikolaus I. 
getragen wird^). Zur Verwirkhchung dieser Ideale mußte nach der 
Ansicht der Regierung eine Reihe von str'engen Maßnahmen führen, 
die, nach dem zutreffenden Ausdruck Dubnows, »eher den Cha- 
rakter einer Strafexekution, als einer bürgeriichen Reform trugen.« 
Zur Durchführung dieser Maßnahmen war ein Organ notwendig, 
das mit der ganzen Machtfülle bekleidet war und gleichzeitig die 
gehörige Autorität bei der jüdischen Bevölkerung besaß, — und die 
Regierung bediente sich zu diesem Zwecke des Kahals, indem sie 
ihn mit der notwendigen Gewalt ausstattete. Das man durch Polizei- 
mittel ein Volk nicht zwingen kann, sich von seiner Kultur, Religion 
und Nationalität loszusagen, und daß es andererseits unmöglich ist, 
vermittelst der Verstärkung der Kahalsgewalt seine dank dem 
oligarchischen Regime immer mehr herabsinkende moralische Autorität 
zu heben, — zu dieser Erkenntnis konnten Leute, die in der Idee 
der Selbst- und Alleinherrschaft erzogen waren, nicht gelangen. 

Übrigens mußte sich bald die Regierung selbst von der ün- 
haltbarkeit ihrer jüdischen Politik überzeugen und in den 40-er 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts hat sie einen anderen Weg 
eingeschlagen. Da aber die Regierung bei diesem neuen Kurs 
des Kahals nicht mehr bedurfte, wurde derselbe gänzlich abge- 
schaffen und gleichzeitig wurde die gesamte Verwaltung der jüdi- 
schen Gemeinden auf einer neuen Grundlage umgebaut. 

Vgl. Dubnow. Historische Mitteilungen. Woschod. 1903. F. 25. ff., 
ferner Philippsohn. Neueste Geschichte des jüdischen Volkes. S. 135. ff. 
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Drittes Kapitel. 

Die gegenwärtige rechtliche Lage der Gemeinde. 

I. 

bie Rechtsstellung und der Bestand der Gemeinde. 

Die gegenwärtige rechtliche Lage der jüdischen Gemeinde 
wird durch zwei Regierangsakte vom 19. Dezember 1844 geregelt, 
und zwar : 1. durch die Allerhöchst bestätigten Satzungen über die 
Unterordnung der Juden in den Städten und Kreisen der allgemeinen 
Verwaltung mit Abschaffung des jüdischen Kahals. (Zweite voll- 
ständige Gesetzessammlung des Russischen Reiches Band XIX, 
Nr. 18.546) und 2. durch die Allerhöchst bestätigten Satzungen 
über die Korobkasteuer von den Juden (Ibidem Nr. 18.545). 

Wir wollen zunächst den ersten dieser Regierungsakte in 
seinen wichtigsten Grundsätzen darstellen. 

»In allen Orten, wo den Juden der ständige Aufenthalt ge- 
stattet ist, befinden sie sich in Polizeisachen in unmittelbarer Ab- 
hängigkeit von der städtischen Polizei, je nach ihrem Wohnorte ; 
aber in Standesangelegenheiten sowie in Wirtschafts- und Steuer- 
angelegenheiten unterstehen sie den »Duma's« oder Rathäusern 
derjenigen Städte, denen sie zugeschrieben sind.«^) (§ 1). 

^) Nach den städtischen Satzungen des Jahres 1870 sind die Oblie- 
genheiten der Duma's und Rathäuser der Vorreformzeit in jüdischen gesell- 
schaftlichen Angelegenheiten auf den heutigen Gemeinderat (Uprawa) über- 
tragen worden. Vgl. Art. 793 des Kodex des russichen Reiches Bd. IX. 
Ausgabe 1899, der an Stelle der Art. 1 u. 2 der Satzungen getreten ist. 
Es ist notwendig hier darauf hinzuweisen, daß es zwei russische Gesetzes- 
sammlungen gibt: 1. Die vollständige Gesetzessammlung enthält 
in chronologischer Reihenfolge alle gesetzgeberischen Akte, die seit 
der Uloschenja des Zaren Alexei Michailowitsch (1649) bis zur Gegenwart 
erlassen worden sind. Sie ist auf Befehl des Kaisers Nikolaus I. zusammen- 
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»Die Duma's, Rathäuser oder Magistrate befolgen in Bezug 
auf die Juden, die in derselben Stadt oder in demselben Kreise 
wohnen, die für die städtischen Duma's statuierten allgemeinen 
Regeln. Zu den Obliegenheiten dieser Institutionen gehören unter 
anderem : 1 . Die regelrechte Führung von Familien- und Personen- 
verzeichnissen der Juden, der Rekrutenfolge, der Steuerdistribution, 
sowie der Schnurbücher für Einnahme und Ausgabe ; 2. die Ver- 
waltung der Korobkaeinnahmen, der übrigen Steuern, sowie der 
Ausgaben der Juden und 3. ihre Eintragung in die gehörigen Re- 
gister, Zählung, Beurlaubung in andere Städte und die Versorgung 
mit Pässen. In jeder dieser Angelegenheiten sind die hiezu aufge- 
stellten Bestimmungen zu befolgen.« (§ 3.) 

»Eine besondere jüdische Verwaltung darf nicht bestehen und 
daher sind alle Kahals und Nebenkahals abzuschaffen und ihre An- 
gelegenheiten unverzüglich den städtischen Duma's und Rathäusern 
zu überweisen.« (§ 4). 

»Die Gouvernementsverwaltungen haben genau alle Ausgaben 
der jüdischen Gemeinden zur Erhaltung von Synagogen, Schulen, 
Armenhäusern, Rabbinern und der anderen Institutionen zu er- 
mitteln und festzustellen, bis zu welchem Maße alle diese Ausgaben 
in jedem dieser Kreise und in jeder Ortschaft zulässig sind, und 
durch die Korobkasteuer oder durch örtliche Steuerrepartitionen 
gödeckt werden können. Alsdann werden von ihnen Tabellen der 
Ausgaben für die jüdischen Gemeinden in jedem Kreise und in 
jeder Ortschaft aufgestellt und dieselben werden an die zuständigen 
Duma's oder Rathäuser, sowie an die städtische und Landsschafts- 
Polizei zur Befolgung bei der Repartition der gesellschaftlichen Ab- 
gaben versandt.« (§ 8.) 

»Die Duma's und Rathäuser machen auf Grund der ihnen zur 
Verfügung stehenden Daten über alle Einnahmen der allgemeinen 
und subsidiären Korobkasteuer und über alle Ausgaben der jüdischen 
Gemeinde eine allgemeine Zusammenstellung dieser Ausgaben, wie 
für den Kreis im allgemeinen, so auch für jede Ortschaft im ein- 
gestellt und zerfällt in: a) die erste Sammlung, welche die gesetzgeberi- 
schen Akte seit der Uloschenja des Zaren Alexei Michailowitsch bis zur 
Thronbesteigung des Kaisers Nikolaus I. umfaßt (herausgegeben im Jahre 
1860), b) die zweite Sammlung, welche die Gesetze der Regierungszeit 
Nikolaus I. und Alexander IL (bis zum Jahre 1881) enthält. 2. Der Kodex 
des russischen Reiches (Swod) stellt einen Kodex dar, der die heute 
wirksamen Gesetze in systematischer Darstellung enthält. 

3* 
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zelnen. Nachdem sie alsdann festgestellt haben, wieviel von diesen 
(Ausgaben) von der allgemeinen und subsidiären Korobkasteuer ge- 
deckt werden und wieviel von den Gemeinden erhoben werden 
muß, geben sie diese Zusammenstellung den Juden durch die ört- 
liche Polizeibehörde kund.« (§ 11.) 

»Die Abgabenrepartition ist bei den Juden eine zweifache : 

1. Die Repartition der Staatssteuern und der Landschafts-Geldab- 
gaben, die nach der allgemeinen Ordnung vorgenommen wird ; und 

2. die Repartition von Abgaben zur Erhaltung der verschiedenen 
jüdischen gesellschaftlichen und gottgefäUigen Institutionen und 
Ämter. An der Umlage der ersteren ist die gesamte jüdische Be- 
völkerung beteiligt; die Umlage der letzteren aber wird durch die 
von den jüdischen Gemeinden gewählten Bevollmächtigten vorge- 
nommen. Diese werden nur zur Vornahme einer, nämlich der ihnen 
auferlegten Repartition, ernannt und sie werden zu dieser Funktion 
nur mit Genehmigung des örtlichen Gouvernements- bezw. Gebiets- 
chefs zugelassen.« (§ 12.) 

»Die Juden, die in den Städten und Ortschaften wohnen, 
wählen aus den zuverlässigsten Leuten ihres Standes die Steuer- 
erheber und deren Gehilfen. <j (§ 16.) 

»In der Kanzlei der städtischen Duma's oder Rathäuser, denen 
•die Juden unterstellt sind, wird — außer dem festgesetzten Etat 
— je ein Buchhalter bestimmt, auch werden eine Anzahl von 
Schreibern hinzugefügt, die sich eventuell als notwendig erweisen, 
je nach der Anzahl der der Duma oder dem Rathause unterstellten 
Juden, oder nach der Verpflichtung zur Rechnunglegung und Aus- 
führung der übrigen wirtschaftlichen Verfügungen. 

Behufs Deckung dieser Ausgaben für den Gehalt und die Kanzlei- 
requisiten wird von den jüdischen Gemeinden eine besondere Abgabe 
erhoben, die im Ausgabenvoranschlag mitenthalten ist.« (§ 23.) 

Die Vergleichung und die juristische Analyse dieser Artikel 
läßt keinen Zweifel darüber auftauchen, daß die zitierten Satzungen 
die frühere Verwaltungsordnung der jüdischen Gemeinden und den 
Kahal, als besonderes administratives Organ der Gemeinde, abge- 
schafft haben. Nichtsdestoweniger haben diese Satzungen in der 
administrativen Praxis, sowie in der Literatur, zahlreiche Zweifel 
und Schwankungen hervorgerufen, da die Interpretation des § 4 
zu grundsätzlichen Kontroversen Anlaß gab. Der Streit drehte sich 
um die Frage, was eigentlich das Gesetz unter den Worten: »alle 
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Kahals und Nebenkahals werden abgeschafft« versteht. Ist das in 
dem Sinne aufzufassen, daß das Gesetz die besondere Gemeinde- 
administration abschafft, indem es die Gemeinden den städ- 
tischen Duma's und Rathäusern unterstellt, — oder aber das Gesetz 
schafft die Gemeinde als besondere juristische Person überhaupt 
ab ? Jede dieser entgegengesetzten Meinungen suchte auf dem Wege 
der vergleichenden Interpretation einen Stützpunkt in der Autorität 
der gesetzgeberischen Definitionen, allerdings nicht mit gleichem 
Erfolg. 

Es handelt sich vor allem darum, daß in den gesetzgeberi- 
schen Akten, sowie im üblichen Spracljgebrauch, das Wort »KahaU 
in doppeltem Sinne gebraucht wird, — einmal im Sinne der jüdi- 
schen Gemeinde, das andere Mal im Sinne der Gemeindeverwaltung, 
der Gesamtheit aller Organe der Gemeindeadministration. So z. B. 
lesen wir in Art. 12 der Satzungen über Korobkasteuer vom Jahre 
1839: «Die Kahals stellen nach Übereinkunft mit den Gemeinschaften 
die Ausgabenberechnung auf« (Zweite v. G. S. B. XIV. 12.940). 
Hier wird der Kahal im Sinne der Gemeindeadministration der 
jüdischen Gemeinde gegenübergestellt. Eine gesetzgeberische Definition 
des Begriffs »Kahal« im Sinne der Gemeindeverwaltung finden wir 
im § 66 der Allerhöchst bestätigten Satzungen über die Juden des 
Jahres 1835. »In den Städten, denen die Juden zugeschrieben sind, 
sind sie Mitglieder der örtlichen Gemeinden; jedoch zur Verwaltung 
der Angelegenheiten, die sie speziell angehen, wie in Bezug auf 
die Steuerrepartition und die übrigen den Juden obliegenden Pflichten, 
wählen sie aus ihrer Mitte 8 bis 5 besondere Bevollmäch- 
tigte — und diese bilden den Kahal.« (IL v. G. S. B. X. 
No. 8,054. § 66). Im Sinne dieser Definition, die jede Unklarheit 
ausschließt, wird auch das Wort »Kahal« in der überwiegenden 
Mehrzahl von Fällen vom Gesetze gebraucht^ während es sich für 
die Bezeichnung des Begriffes ^jüdische Gemeinde« am häufigsten 
des Ausdruckes »jüdische Gemeinschaft« bedient, wie es unter 
anderem auch aus dem oben zitierten § 12 der Satzungen über 
die Korobkasteuer des Jahres 1839 zu ersehen ist.^) 

Es kann jedoch nicht bestritten werden, daß in einigen gesetz- 
geberischen Akten und Regierungs Verfügungen das Wort »Kahal« 

') In unserer weiteren Darstellung werden wir im Einklang mit der 
Terminologie des Gesetzes die Worte „jüdische Gemeinschaft" und 
„jüdische Gemeinde** als gleichbedeutende Ausdrücke gebrauchen. 
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zur Bezeichnung des Begriffes »jüdische Gemeinde« gebraucht wird. 
So finden wir z. B. in der uns bereits bekannten Relation des 
weißrussischen General-Gouverneurs vom Jahre 1772 die oben 
zitierte Verfügung : »Von den Juden ist eine Kopfsteuer in der Höhe 
von 1 Rubel von jeder Person zu erheben ; ferner sind sie den 
Kahals zuzuschreiben, die nach Ermessen der Gouverneure und nach 
Bedürfnis zu errichten sind.« Das Wort »Kahal« ersetzt hier das 
Wort »Gemeinde*, in welcher Bedeutung es nur noch in wenigen 
anderen Stellen gebraucht wird. Dieser umstand kann jedoch keines- 
falls die analoge Interpretation des Wortes »Kahal« im § 4 der uns 
interessierenden Satzungen rechtfertigen. Gegen eine derartige 
Interpretation spricht vor allem der logische und grammatikalische 
Sinn dieses Artikels. »Eine besondere jüdische Verwaltung darf nicht 
bestehen, daher sind alle Kahals und Nebenkahals abzuschaffen«. 

Diese beiden Sätze, die durch die Kausalkonjunktion »daher« 
verbunden sind, befinden sich im Verhältnis einer Ursache zur Folge. 
Es liegt auf der Hand, daß wie in dem ersten, so auch in dem 
zweiten Satze die Rede ausschließlich von Gemeindeverwaltung, 
von der Gemeindeadministration ist. Was die Frage des juristischen 
Seins der Gemeinde als solchen betrifft, so belassen die Satzungen 
die besondere Existenz der Gemeinde in statu quo ante, indem sie 
nur die Verwaltungsordnung der Gemeindeangelegenheiten radikal 
ändern. 

Zu diesem Ergebnis führt die . aufmerksame Betrachtung der 
anderen Artikel der Satzungen, in denen die selbständige Existenz 
der Gemeinde als besonderer juristischer Person den Ausgangs- 
punkt und die notwendige Vorbedingung bilden. So spricht z. B. 
§ 11 von den Einnahmen und Ausgaben der »jüdischen Gemeinschaft«, 
§ 12 von der Repartition besonderer jüdischer Ausgaben, welche 
»durch die von den jüdischen Gemeinschaften gewählten Bevoll- 
mächtigten vorgenommen werden soll«, § 23 von der Erhebung, 
»einer besonderen Abgabe von den jüdischen Gemeinschaften zur 
Deckung der Ausgaben auf den Gehalt« der speziellen Beamten, 
die zur Erledigung jüdischer Angelegenheiten von den Stadtver- 
waltungen (üprawa's) ernannt werden. Alle diese Artikel der 
Satzungen, wie auch viele andere, in denen von den »jüdischen 
Gemeinschaften« die Rede ist, würden ganz unverständlich erscheinen, 
wenn man der jüdischen Gemeinde nicht besondere Existenz zu- 
schreiben wollte. Wer kann denn als Träger aller dieser Rechte 
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und Pflichten, die von den Satzungen statuiert sind, angesehen 
werden, falls die Gemeinde nur als ein in juristischem Sinn fiktives 
Subjekt erscheint? 

Man kann behaupten, die Satzungen haben die Erfüllung aller 
genannten Funktionen nicht der Gemeinde als Kollektivperson, sondern 
den Mitgliedern der jüdischen Gemeinde als einzelnen physischen 
Personen, auferlegt. Eine derartige Interpretation erweist sich aber 
als vollständig unhaltbar. Vor allem widerspricht sie dem Sprach- 
gebrauche der Satzungen, die überall von den jüdischen Gemeinden 
handeln und gerade sie — nicht die einzelnen Mitglieder — mit 
Rechten und Pflichten ausstatten. Außerdem aber steht eine derartige 
Interpretation in direktem Widerspruch zu den übrigen, die jüdische 
Gemeinde betreffenden Gesetzgebungsakten. Betrachten wir z. B. 
§ 61 1. A. -der Satzungen über die Korobka, die an demselben 
Tage, wie die Satzungen über die Abschaffung der Kahals, erlassen 
wurden. Es werden hier die Ausgaben aufgezählt, die aus den 
Summen der von den jüdischen Gemeinden erhobenen Korobka- 
steuer gedeckt werden müssen. Hierher gehören : 1. »Die Bezahlung 
der Prozente von den nicht amortisablen definitiv bestätigten 
Schulden (Rentenschulden) ; 2. Die Bezahlung der Zinsen und Tilgung 
eines Teiles des Kapitals der amortisablen Schulden, die ebenfalls 
festgestellt und vom Gericht bestätigt sind. 3. Die Entrichtung der 
Staatsabgaben und der anderen der Staatskasse zu leistenden Ab- 
zahlungen : 

a) für die Armen, Greise und Minderjährigen ; 

b) für die Invaliden und Siechen, die keine Mittel zu ihrer 
Ernährung haben und zu keiner Arbeit fähig sind, und 

c) für die Abgegangenen.« 

In diesem Artikel wird die Gemeinde als einheitliches Ganzes 
ihren einzelnen. Mitgliedern gegenübergestellt. Der Gemeinde wird 
die Pflicht auferlegt die Staatsabgaben und Abzahlungen bestimmter 
Kategorien ihrer Mitglieder zu entrichten. Sie trägt die Verantwort- 
lichkeit für die rückstandslose Entrichtung der Abgaben aller Ge- 
meindemitglieder. Andererseits erhellt auch aus diesem Artikel, daß 
die jüdischen Gemeinden mit der Abschaffung des Kahals von 
den auf ihnen lastenden Schulden nicht befreit wurden. Dieser 
Artikel verpflichtet die Gemeinde, die Zinsen von den Renten- 
schulden zu zahlen, sowie Teile des Kapitals von den amortisablen 
Schulden zu tilgen. Diese Schulden sind wiederum Schulden der 
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Gemeinde, und nicht ihrer einzelnen Mitglieder oder irgend einer 
Gruppe von Mitgliedern. 

Die anderen Gesetzgebungsakte, die von den Rechten und 
Pflichten der Gemeinde handeln, betonen noch schärfer ihre 
juristische Selbständigkeit, indem sie die jüdische Gemeinde mit 
einer öffentlichen Gewalt ihren Mitgliedern gegenüber austatten. So 
z. B. lautet § 4 der Satzungen über die Lichtsteuer*) vom Jahre 
J 851 : »Für die rückstandslose Entrichtung der von jeder Gemeinde 
zu zahlenden Steuern trägt dieselbe (die Gemeinde) die volle 
Verantwortlichkeit; die Gemeinde ihrerseits wendet den 
rückständigen Steuerzahlern gegenüber die für die Erhebung der 
Staatsabgaben vorgeschriebenen Maßregeln an.«*) Das Gesetz spricht 
hier nicht von den einzelnen Mitgliedern der jüdischen Gemeinde, 
sondern von der Gemeinde selbst, als einem koUektiv.en Ganzen. 
Die Steuer wird der Gemeinde selbst auferlegt, die auch die 
Verantwortlichkeit für die rückstandslose Entrichtung trägt. Indem 
das Gesetz auf diese Weise alle Mitglieder der jüdischen Gemeinde 
durch eine Solidarhaftung für die rückstandslose Entrichtung der 
Steuer verbindet, überläßt es der Gemeinde selbst, den unpünktlichen 
Steuerzahlern gegenüber die Maßregeln der öffentlichen Gewalt 
anzuwenden. 

Aus alledem erhellt mit besonderer Klarheit, daß das Gesetz 
auch nach Abschaffung des Kahals die Gemeinde als besonderes 
juristisches Gebilde anerkennt, welches mit der Summe der sie 
bildenden Individuen nicht identisch ist und seinen eigenen Rechten- 
und Pflichtenkreis hat. In diesem Sinne äußerte sich im Jahre 1891 
auch der regierende Senat. Aus Anlaß einer Angelegenheit der 
jüdischen Gemeinde zu Kowno ist vor dem Senate die Frage auf- 
getaucht, ob die jüdische Gemeinde eine juristische Person bildet 
und ob sie als solche gegen eine ungerechtfertigte Besteuerung 
Klage erheben kann. Nachdem der Senat die verschiedenen auf die 
jüdische Gemeinde sich beziehenden Gesetzgebungsakte betrachtet 
und gegenübergestellt hatte, faßte er den Beschluß, daß »1. der ge- 
samte Inhalt dieser Gesetzgebungsakte keinen Zweifel darüber übrig 
läßt, daß das Gesetz die besondere Existenz der jüdischen Gemein- 
den, wie in den kleineren Niederlassungen, so auch in den Städten 

^) Die Lichtsteuer ist eine spezielle von den jüdischen Gemeinden 
erhobene Steuer. Ausführliches darüber unten. 

") Zweite vollständige Gesetzessammlung Bd. XXVL Nr. 25.865. 
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anerkennt; 2. Daß es unmöglich ist in einer und derselben Zeit, 
wenn von der Erfüllung der Pflichten von Seiten der jüdischen 
Gemeinden gesprochen wird, die Existenz dieser Gemeinden anzu- 
erkennen, wenn aber von ihren Klagen gegen die Auferlegung und 
Erhebung von Steuern, die durch das Gesetz für sie nicht festge- 
stellt sind, die Rede ist, die Existenz dieser Gemeinden zu negieren.« i) 
Dieser Beschluß der höchsten gerichtlichen Instanz muß jede» 
Zweifel darüber ausschließen, daß die Gemeinde eine gesetzlich an- 
erkannte Oiganisation ist, welche die Rechte einer juristischen 
Person besitzt Wir können daher zur Erörterung der übrigen auf 
die juristische Natur dieser Organisation sich beziehenden Fragen 
übergehen. 

Vor allem entsteht naturgemäß die Frage : Wie und unter 
welchen Bedingungen wird man Mitglied der Gemeinde ? Wir finden 
darüber im Gesetze keine direkten Hinweise. Bei der Gegenüber- 
stellung einiger Artikel, die sich auf diese Frage beziehen, kann 
man jedoch auf indirektem Wege zu einer richtigen Antwort gelangen. 

Wie die Sachlage bis zum Erlasse der Satzungen über die 
Abschaffung der Kahals war, wissen wir aus dem oben gebrachten 
§ 66 der Satzungen über die Juden vom Jahre 1835. Laut diesem Artikel 
waren die Juden, die der gegebenen Stadt zugeschrieben waren, 
gleichzeitig Mitglieder der örtlichen jüdischen Gemeinde, aus deren 
Mitte der Kahal gewählt wurde. Das ist auch aus dem § 69 der- 
selben Satzungen zu ersehen. »Der Kahal wird durch die örtliche 
jüdische Bevölkerung aus der Mitte ihrer anwesenden Mitglieder 
ausgewählt.« 

Die Satzungen vom Jahre 1 844, die den Kahal abschaffen und 
den oben zitierten § 66 abändern, ersetzten ihn durch §§ 1 und 3. 
Der Sinn des § I ist der, daß die Juden in den Städten, denen sie 
zugeschrieben sind, Mitglieder der allgemein-städtischen Gemein- 
schaften sind und gemeinsam mit den anderen Stadtbürgern in 
Status-, Wirtschafts- und Steuerangelegenheiten den Duma's oder 
den Rathäusern unterstellt sind. § 3 überträgt die Verwaltung der 
jüdischen Gemeinde von den abgeschafften Kahals auf die Stadt- 
duma's und Rathäuser und legt ihnen die Pflicht auf, »die in der- 
selben Stadt und in demselben Kreise wohnenden Juden« zu ver- 
walten. — Hieraus folgt mit Notwendigkeit, daß die Juden, die der 

*) Senatsukas vom 11. Juni 1891. Zitiert bei Mysch. Leitfaden zu 
den russischen Gesetzen über die Juden. St. Petersburg 1904. p. 56. 
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gegebenen Stadt zugeschrieben sind, ipso jure als Mitglieder der 
örtlichen jüdischen Gemeinde angesehen werden. Die Richtigkeit 
dieser Folgerung erhellt mit besonderer Klarheit bei der aufmerk- 
samen Betrachtung des § 12 derselben Satzungen, wo festgestellt 
wird, daß in der Repartition der Staatsabgaben und der landstän- 
dischen Abzahlungen, die augenscheinlich von den Juden der gege- 
benen Ortschaft (natürlich nicht vom ganzen Reiche) erhoben wer- 
den, die ganze jüdische Gemeinschaft teilnimmt. Es leuchtet ein, 
daß unter den Worten »jüdische Gemeinschaft« gegebenenfalls nichts 
anderes als alle Juden, die der gegebenen Stadt zugeschrieben sind, 
zu verstehen sind. 

Wir sehen also, daß sämtliche Juden, die zur gegebenen Stadt 
zugeschrieben sind, die örtliche jüdische Gemeinde bilden. Und da 
als Jude ein Jeder, der sich zur mosaischen Konfession bekennt, 
angesehen wird^), so entscheidet folglich die Religionsangehörigkeit 
auch die Frage der Zugehörigkeit zur Gemeinde und der obligato- 
rischen Teilnahme in der Tragung der von der Gemeinde auferlegten 
Steuern. Es wäre jedoch verfehlt, hieraus den Schluß zu folgern, 
daß die Gemeinde selbst einen konfessionellen Charakter trägt, und 
daß ihre Hauptbestimmung die Verwaltung der religiösen Angelegen- 
heiten und Bedürfnisse der Juden bildet. Für eine derartige Folge- 
rung soll angeblich Art. 797 des IX. Bd. des Kodex (Ausg. 1899)«) 
sprechen, welcher lautet: »Die jüdischen städtischen Stände sind 
verpflichtet : 

1. Gleich den Gesellschaften der anderen Konfessionen für 
ihre alten, invaliden und kranken Glaubensgenossen Sorge zu tragen; 

2. Das Landstreichertum zwischen ihren Mitgliedern mittelst 
Errichtung von Anstalten, in denen die Armen Arbeit und Unterhalt 
finden könnten, zu bekämpfen « Da das Gesetz hier die jüdische 
Gemeinde den Gesellschaften anderer Konfessionen gleichstellt, so 
könnte hieraus gefolgert werden, daß die Gemeinde selbst vom 
Gesetz als Religionsgesellschaft angesehen wird. Jedoch erhellt die 
gänzliche ünhaltbarkeit einer derartigen auf einer Analogie beru- 
henden Auffassung bei näherer Betrachtung der Gesetzestexte. 

') „Die Juden, die die christliche Religion angenommen haben, sind 
aus den jüdischen Gemeinden auszuschließen und von den Abgaben, die 
sie als Juden zu zahlen hatten, zu befreien''. (Senatsukas vom 13. August 
1820. E. V. G. S. Bd. XXXVII. Nr. 28.377). 

«) N. 8054. B. X. § 76. Zweite vollst. Gesetzessammlung. 
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Schon aus dem oben zitierten Artikel 797 war zu ersehen, daß das 
Gesetz die jüdische Gemeinde mit den Worten »die städtischen 
Stände« bezeichnet In dieser Benennung in die vollständige Charak- 
teristik jener besonderen juristischen Stellung enthalten, die das 
Gesetz der jüdischen Gemeinde einräumt. Wie früher im polnischen 
Staate, so wurden die Juden auch in Rußland längere Zeit als ein 
besonderer städtischer Stand behandelt, der gleich allen anderen 
Ständen einen besonderen ihm ausschließlich gebührenden Ort im 
Staate einnahm. Das ist wohl die übereinstimmende Meinung alter 
Forscher und Kenner der russischen Gesetzgebung über die Juden. 
»Die Inkorporierung der polnisch-litauschen Provinzen schuf för 
die russische Regierung eine für sie ganz neue Judenfrage. Mit 
einem Male wurde in die Mitte der russischen Bevölkerung eine 
Masse von 300.000 Seelen eingeschoben, die in keine der zu jener 
Zeit bestehenden gesellschaftlichen Klassen hineinpaßte, und in der 
Tat, wie in Litauen, so gab es auch in Rußland Grundbesitzer und 
Leibeigene, eine halbagrarische halbstädtische Bevölkerung und eine 
Geistlichkeit; afyer eine Klasse, die den Juden mehr oder 
weniger ähnlich wäre, gab es in Rußland nicht Allerdings 
lebten in den Grenzmarken Völker fremden Stammes, Glaubens 
und fremder Sprache, sie standen aber fern vom inneren 
Leben des russischen Volkes und stellten mit sich eine in Bezug 
auf ihre Anzahl, Industrie und Handel unbedeutende Bevöl- 
kerungsgruppe dar. In Litauen dagegen bildeten die Juden infolge 
einer Reihe von historischen Umständen ein originelles abgeson- 
dertes Ganzes, das sich durch seine scharfen äußeren und inneren 
Besonderheiten auszeichnete.«^) Eine ähnliche Meinung äußert der 
bekannte Kenner der russischen Gesetze über die Juden, M y s ch : 
*Die Errichtung besonderer jüdischen Gemeinden für Wirtschafts- 
und Steuerangelegenheiten mit dem Kahal als Regierungsorgan zu 
Fiskalzwecken war eine logische Konsequenz der Ansicht der Re- 
gierung über die Juden, als einen besonderen Stand im Staate. Wie 
die autochthone Bevölkerung Rußlands in Stände — Adel, Geistlich- 
keit, Stadtbürger und Dorfbewohner gegliedert war und je nach dem 
Stande eine besondere gesellschaftliche Organisation hatte, der die 
Steuerverwaltung zufiel, und die für ihre pünktliche Entrichtung 

S. A. Berschadsky. Die litauschen Juden. Die Geschichte ihrer 
juristischen und gesellschaftlichen Lage in Litauen. St. Pbg. 1883. p. 
54-55. 
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verantwortlich war, so mußten auch die Juden, als besonderer Stand, 
von der Regierung mit einer ähnlichen Verwaltung ausgestattet 
werden.« (Mysch. [Rechtsanwalt] Leitfaden p. 54.) 

Hat die russische Gesetzgebung diesen Standpunkt in der 
Judenfrage im Jahre 1844 verlassen? Diese Frage muß negativ be- 
antwortet werden. Reide, die Juden betreffenden Satzungen, die im 
Jahre 1844 erlassen wurden, die Satzungen über die Korobkasteuer 
und die Satzungen über die Abschaffung des Kahals sind von einer 
und derselben Grundidee durchdrungen, nämlich daß die Juden eine 
besondere gesellschaftliche Gruppe bilden, deren Mitglieder für die 
rückstandslose Entrichtung der ihnen allen auferlegten Steuern 
solidarisch haften und die für die regelrechte Verwaltung ihrer 
kulturellen Rildungs- und Wohltätigkeitsangelegenheiten verantwort- 
lich ist. Art. l der Satzungen über die Korobkasteuer formuUert 
das Ziel und die Restimmung der von den Juden speziell erhobenen 
Steuern folgenderijaaßen : »Die seit jeher in den jüdischen Gemein- 
den des russischen Reiches bestehende besondere Abzahlung unter 
der Renennung »Korobkasteuer« ist für die gesellschaftlichen Re- 
dürfnisse der Juden bestimmt, wie : »Zur Erleichterung der Mittel 
zur rückstandslosen Entrichtung der Abgaben und zur regelrechten 
Erfüllung der staatlichen Pflichten, zur Abzahlung der gesellschaft- 
lichen Schulden ; zur Unterstützung von Juden, die sich der Land- 
wirtschaft zuwenden, und für Zwecke der gesellschaftlichen Für- 
sorge und Wohltätigkeit.« Alle in diesem Artikel aufgezählten ge- 
sellschaftlichen Redürfnisse können ihrem Wesen nach keineswegs als 
Bedürfnisse und Funktionen einer Religionsgesellschaft betrachtet 
werden. Ja, Art. 62 der zitierten Satzungen weist direkt darauf hin, 
daß die reUgiösen Redürfnisse der jüdischen Gemeinde in keinem 
Fall aus den Mitteln der obligatorischen gesellschaftlichen Abgaben 
befriedigt werden dürfen; zu diesem Zwecke können aus frei- 
willigen Spenden besondere Summen gebildet werden. »Was 
die Ausgaben für die geistlichen Personen und Konfessionsangelegen- 
heiten betrifft, so werden sie nicht aus der Korobkasteuer gedeckt, 
sondern aus freiwilligen Spenden, aus den Rüchsensammlungen in 
den Rethäusern und aus den Einnahmen in Sachen der geistlichen 
Gerichtsbarkeit. Die Summen dieser Art werden von einem beson- 
deren Kollegium bei den Synagogen oder Rethäusern verwaltet.« § 62.^) 

*) Eine Ausnahme bilden die Ausgaben zur Erhaltung von Synagogen, 
die laut § 60 B aus den Summen der Korobkasteuer gedeckt werden müssen. 
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Die angeführten Artikel lassen keinen Zweifel darüber auf- 
tauchen, daß das Gesetz die jüdische Gemeinde nicht als ReUgions- 
gesellschaft betrachtet Kein Wunder daher, daß die Satzungen vom 
Jahre 1844, die den früheren alten Standpunkt inbezug auf die jü- 
dischen Gemeinden vertreten, diese nach wie vor als »Stände« be- 
zeichnen. So lesen wir z. B. im Artikel 1 6 der Satzungen über die 
Abschaffung der Kahals: »Die in den Städten und Ortschaften wohn- 
haften Juden wählen aus den zuverlässigsten Leuten ihres Stan- 
des die Steuererheber und deren Gehilfen. « 

Den nichtkonfessionellen Charakter der Gemeindeorganisation 
beweist auch die Tatsache, daß das Gesetz aus dem Pflichtenkreise 
der Gemeinde die Verwaltung der Religionsangelegenheiten der Juden 
gänzlich eximiert und zu diesem Behufe eine spezielle Institution, 
die sog. »geistliche Verwaltung« geschaffen hat, die von einer jeden 
Synagoge besonders gewählt wird.^) 

Wie wird aber die Gemeinde verwaltet? 

IL 

bie Verwaltungs- und Repräsentationsorgane der Gemeinde. 

Bis zum Jahre 1844 verwaltete die Gemeindeangelegenheiten, 
wie wir gesehen haben, der Kahal. Es war eine Behörde, die ad 
hoc von der jüdischen Gemeinde gewählt wurde und die für die 
gesetzmäßige Verwaltung vor der Administration und der Gemeinde 
verantwortlich war. In den Händen des Kahals waren alle Fäden 
der Gemeindeverwaltung konzentriert, er repräsentierte auch die 
Gemeinde vor Gericht und Administration. Mit der Abschaffung des 
Kahals wurden seine Funktionen zwischen den verschiedensten 
administrativen, munizipalen und gesellschaftlichen Behörden ver- 
teilt, und man kann keineswegs behaupten, daß die Kompetenzsphären 
dieser verschiedenen Behörden in den Angelegenheiten der Gemeinde- 
verwaltung vom Gesetze klar und scharf voneinander abgegrenzt sind. 

Vergleichen wir z. B. die am Anfang des vorigen Kapitels 
angeführten §§ 8 und II. Beide Paragraphen behandeln die Art 
und Weise der Berechnung der Einnahmen und Ausgaben der jüdi- 
schen Gemeinden; aber während der erste Paragraph mit der Auf- 
stellung dieser Berechnung die Gouvernementsverwaltung (ein beim 

') Siehe das Statut der geistlichen Angelegenheiten ausländischer 
Konfessionen. Bd. XL T. I. p. 1299—1335. Ausgabe 1896. 
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Gouverneur bestehendes administratives Organ) beauftragt, wird 
diese Obliegenheit vom zweiten Paragraphen den städtischen Duma's 
und Rathäusern (üprava) auferlegt. Beide, die Gouvemementsver- 
waltuug und die städtische Uprava, müssen laut gesetzücher Ver- 
ordnung die Ausgaben der jüdischen Gemeinden ermitteln, beide 
sind verpflichtet die vorausgesetzten Einnahmen zu detaillieren, 
beide arbeiten die definitiven Voranschläge der jüdischen Gemeinden 
aus. Wenn wir aber in Betracht ziehen, daß jede dieser Institutionen 
ihre Funktionen selbständig und unabhängig von der anderen erfüllt, 
so entstehen naturgemäß die Fragen, wie sie ihre Tätigkeit und Vor- 
anschläge in Übereinstimmung bringen, wessen Meinung im Falle 
einer Meinungsverschiedenheit als entscheidend gelten soll, wo die 
Kompetenz der üprava in Sachen der Gemeindeverwaltung endet 
und die der Gouvernementsverwaltung beginnt. Vergebens würden 
wir Antwort auf diese Fragen in den Satzungen über die Abschaf- 
fung der Kahals suchen. Dagegen finden wir in den Satzungen über 
die Korobkasteuer einen Hinweis, der uns aus allen diesen Zweifeln 
heraushelfen kann. Wir haben hier § 12 dieser Satzungen im Auge, 
welcher lautet: »Die städtischen Duma's oder Rathäuser stellen nach 
erfolgter Beratung mit den seßhaften und wohlhabenden Mitgliedern 
der jüdischen Gemeinde, die zu diesem Behufe zu ihren Sitzungen 
eingeladen werden, den Ausgabenvoranschlag für die gesellschaft- 
lichen Bedürfnisse auf, ferner steilen sie eine Tabelle derjenigen 
Gegenstände auf, die mit der Korobkasteuer belegt werden sollen, 
sowie eine ungefähre Taxe für jeden Gegenstand, nach Maßgabe 
der gegebenen jüdischen Mittel und der tatsächlichen Bedürfnisse 
der jüdischen Gemeinschaft, und schließlich eine allgemeine Über- 
sicht der hievon zu erwartenden Einnahmen. Diese Voranschläge 
werden rechtzeitig aufgestellt, und zwar vor Beginn eines jeden 
Quadrienniums und werden der Gouvernements- oder Ge- 
biet sobrigkeit laut § 8 der Satzungen über die Un- 
terordnung der Juden in denStädten undKreisen der 
allgemeinen Verwaltung vorgelegt« Laut diesem Artikel 
wird also die Ausarbeitung von Voranschlägen in der jüdischen 
Gemeindeverwaltung der örtlichen städtischen üprawa übertragen,^) 
diese Voranschläge der üprava erlangen jedoch gesetzliche Kraft 
nur nach ihrer Bestätigung durch die Gouvernementsobrigkeit, der 
das Recht der Kontrolle und der Aufsicht über die Tätigkeit der 

Siehe S. 34 Note 1. 
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städtischen üprawas zuerkannt ist. Diese Ordnung wird auch tat- 
sächlich überall in der Praxis angewendet. Daß Art. 12 der Satzungen 
über die Korobkasteuer unter der »Gouvernementsobrigkeit« gerade 
die Gouvernementsverwaltung versteht, ist daraus zu ersehen, daß 
er sich auf § 8 der Satzungen über die Unterordnung der Juden 
in den Städten und Kreisen der allgemeinen Verwaltung unter Ab- 
schaffung des Kahals bezieht, der, wie wir gesehen haben, aus- 
schließlich über die Gouvernementsverwaltungen handelt. Auf diese 
Weise beseitigt der soeben zitierte § 12 der Satzungen über die 
Korobkasteuer den oben angewiesenen Widerspruch zwischen §§ 8 
und 11 der Satzungen über die Abschaffung der Kahals, indem er 
die Obliegenheiten der üprawa von denen der Gouvernementsver- 
waltung in der Verwaltung der Summen der jüdischen Gemeinden 
abgrenzt und eine Ordnung für die Aufstellung und Bestätigung der 
Voranschläge der Einnahmen und Ausgaben feststellt 

Aber aus demselben § 12 der Satzungen über die Korobka- 
steuer erfahren wir, daß das Gesetz zur Anteilnahme in der Auf- 
stellung des Gemeindebudgets auch Vertreter der örtlichen jüdischen 
Gemeide zuzieht, indem es der üprawa die Beratung mit »den seß- 
haften und wohlhabenden« Mitgliedern derselben bei der Aufstellung 
des Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben zur Pflicht macht. 
Durch welche Merkmale die »Wohlhabenheit« und »Seßhaftigkeit« 
bestimmt werden, darüber enthält das Gesetz nichts. Auch gibt es 
keine Hinweise darauf, in welcher Zahl und Ordnung die wohl- 
habenden und seßhaften Gemeindemitglieder zu den Sitzungen der 
Üprawa eingeladen werden — das alles wird, wie es scheint, dem 
Ermessen der letzteren überlassen. Für uns aber ist es im gegebenen 
Falle wichtig festzustellen, daß das Gesetz offenbar nur deshalb 
einige Elemente aus der jüdischen Gesellschaft zur Anteilnahme in 
der Aufstellung des Gemeindebudgets zugezogen hat, weil es der 
vollständigen ünerfahrenheit der städtischen Uprawas in den Ange- 
legenheiten und Bedürfnissen der jüdischen Gemeinde Rechnung 
tragen mußte. In vollem Einklänge mit unserer Annahme steht § 1 2 
der Satzungen über die Abschaffung der Kahals, laut welchem mit 
der Repartition der speziellen jüdischen Steuern zur Deckung der 
Bedürfnisse der verschiedenen jüdischen gesellschaftlichen und gott- 
gefälligen Stiftungen nicht die städtische üprawa, sondern die 
jüdische Gemeinde selbst beauftragt wird. Die Gemeinde wählt zu 
diesem Zwecke aus ihrer Mitte spezielle Bevollmächtigte. Ferner 
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werden auch die Steuererheber und deren Gehilfen nicht von der 
Uprawa ernannt, sondern werden wiederum von der jüdischen Ge- 
meinde gewählt. 

Wir sehen also, daß verschiedene Organe und Personen zur 
Erfüllung bloß einer Funktion der Gemeindeverwaltung, zur Aufstel- 
lung des Gemeindebudgets vom Gesetze berufen werden. Was die 
unmittelbare Verwaltung der jüdischen Wohltätigkeits- und Bilduugs- 
anstalten betrifft, die von den Summen der jüdischen Gemeinde 
erhalten oder subsidiert werden, so befindet sich dieselbe in den 
Händen wieder anderer Personen. An der Spitze einer jeden jüdi- 
schen gesellschaftlichen Anstalt, sei es Krankenhaus, Schule, billige 
Volksküche oder das allgemeine Badhaus, steht ein besonderes Ko- 
mitee, das von der jüdischen Gesellschaft gewählt wird und in seiner 
Tätigkeit der Kontrolle der städtischen üprawa unterstellt ist. 

Das ist die von den Satzungen des Jahres 1844 aufgestellte 
Ordnung der Gemeindeverwaltung, wenn der Begriff »Ordnung« 
überhaupt auf dieses bunte und chaotische Gemenge von Personen 
und Behörden anwendbar ist, die in ihrer Gesamtheit die Gemeinde- 
angelegenheiten verwalten. In einer derartigen Verwaltung ist weder 
ein System, noch eine Einheit möglich; es kann hier überhaupt 
von irgend welchen leitenden Prinzipien kaum die Rede sein, aber 
umso breiter ist hier die Türe geöffnet für die Äußerungen zufäl- 
liger Launen, zügelloser Willkür, absoluter Ignoranz und stumpfer 
Gleichgiltigkeit den Interessen und Bedürfnissen des Gemeindelebens 
gegenüber. Man darf ja nicht vergessen, daß die städtischen üp- 
rawas, die durch das Gesetz an die Spitze der Gemeindeverwaltung 
gestellt wurden, ausschlißelich aus NichtJuden bestehen, da den 
Juden seit dem Jahre 1892 das aktive und passive Wahlrecht in 
sämtliche kommunale Verwaltungsorgane genommen wurde. Es ist 
daher klar, daß das Verständnis und die zweckmäßige Leitung der 
Angelegenheiten der ihnen fremden jüdischen Gemeinde für die, 
nichtjüdischen Mitglieder der üprawa eine durchaus nicht leichte 
Aufgabe darstellt. Es fehlen den üprawamitgliedern übrigens auch 
diejenigen gesellschaftlichen Impulse, welche sie zur Erforschung 
der komplizierten und oftmals äußerst verwickelten Bedürfnisse und 
Interessen der jüdischen Gemeinde bewegen könnten, da weder sie 
selbst noch die nichtjüdische Gesellschaft, deren Repräsentanten sie 
sind, an der rationellen Leitung der Gemeindewirtschaft ein Interesse 
haben. Kein Wunder daher, daß die üprawas am häufigsten die 
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ihnen aufgezwungene Rolle der Gemeindeverwaltung als eine tiber- 
flüssige und schwere Last empfinden, die sie von sich wo möglich 
abzuwälzen suchen, indem sie in allen jüdischen Angelegenheiten 
blindlings denjenigen »wohlhabenden und seßhaften Juden« folgen, 
mit denen sie sich in den Fragen des Gemeindebudgets zu beraten 
haben. Die letzteren werden oft infolgedessen aus nominellen Rat- 
gebern die tatsächlichen Leiter der Gemeinde, die in ihrer Tätigkeit 
von der üprawa gedeckt, selbst keinerlei Verantwortlichkeit weder 
vor dem Gesetz noch vor der jüdischen Gemeinde tragen und sich 
daher den Anforderungen des ersteren und dem Willen der letzteren 
keine Rechnung zu tragen haben. »Dadurch, bemerkt darüber ein 
bekannter Rechtsanwalt und jüdischer Politiker G. Sliosberg im 
Memorandum, das er im Jahre 1903 dem Minister des Innern vor- 
gelegt hat, ist die kaum als normal zu bezeichnende Erscheinung 
gezeugt worden, daß in den Städten mit einer bedeutenden jüdischen 
Bevölkerung einzelne Personen, die aus irgend einem Grunde, niclit 
immer nach ihren Verdiensten, zu Einfluß gelangten, zu Wortführern 
in den jüdischen gesellschaftlichen Angelegenheiten werden, und 
dabei ihren Einfluß oftmals aus persönlichen Rücksichten miß- 
brauchen.^) 

Wir wollen nun zur Frage der Gemeindevertretung übergehen 
Hier besteht ein noch größerer juristischer W^irrwarr, als in der 
Frage der Gemeindeverwaltung. Man könnte auf den ersten Blick 
geneigt sein anzunehmen, daß die städtische üprawa, die an der 
Spitze der Gemeindeverwaltung steht, gleichzeitig auch das zu ihrer 
Vertretung berufene Organ sei. Bei näherer Betrachtung muß jedoch 
diese Ansicht als unhaltbar bezeichnet werden. Erstens erwähnt 
das Gesetz nirgends, daß die üprawa bestimmt ist die jüdische Ge- 
meinde nach außen zu vertreten. Es wäre überhaupt äußerst seltsam, 
wie auch Sliosberg zutreffend im oben zitierten Memorandum be- 
merkt, wenn »als Vertreterin der jüdischen Gemeinde eine Institu- 
tion fungiert hätte, welcher die Mitglieder dieser Gemeinde unter 
keinen umständen angehören können.« 

Es ist daher wohl verständlich, daß der regierende Senat in 
dieser Frage sich auf einen anderen Standpunkt stellen mußte, als 
er in seinem im vorigen Kapitel gebrachten ükas vom 11. Juni 
1891 verfügte, daß gegen die gesetzwidrigen Handlungen der üprawa 

») G. Sliosberg. Die rechtliche und ökonomische Lage der Juden 
in Rußland. St. Petersburg 1907 p. 28. 
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in Gemeindeangelegenheiten die Gemeinde selbst Klage erheben 
kann, indem sie durch freiwillige Vertreter im Gericht auftritt. 
Diese letzteren müssen zu diesem Ziele mit einer Vollmacht von 
der Gemeinde versehen sein, die in Form eines Gemeindebeschlusses 
ausgestellt wird: Andererseits wissen wir, daß das Gesetz der Ge- 
meinde in einigen Fällen das Recht einräumt mit anderen Personen 
Verträge zu schließen ohne Wissen und Genehmigung der üprawa. 
So lautet z, B. Art. 1323 der Statuten über die geistlichen Ange- 
legenheiten ausländischer Konfessionen: »Bei der Amtsantretung des 
Rabbiners wird zwischen Ihm und der ihn wählenden Gemeinde 
ein Vertrag geschlossen unter Benennung der Vorteile, die dem 
Rabbiner von der Gemeinde gewährt werden (Gehalt, Honorar für 
die Vornahme religiöser Zeremonien, wenn ein derartiges Honorar 
als nötig anerkannt werden wird, etc.), und der von ihm mit dem 
Amte übernommenen Obliegenheiten. Dieser Vertrag wird von der 
Gouvernementsobrigkeit bestätigt.«*) 

Der Abschluß ähnlicher Verträge im Namen der jüdischen 
Gemeinde ohne Anteilnahme der üprawa wäre nicht denkbar, falls 
diese Letztere als gesetzliches Vertretungsorgan der Gemeinde an- 
erkannt worden wäre. 

Die angeführten Erwägungen. Gesetzesstellen und Senatsent- 
scheidungen führen uns zur Anerkermung der Richtigkeit der Meinung 
von Mysch, daß »die städtische üprawa in der Verwaltung der 
jüdischen Angelegenheiten nicht als Organ der jüdischen Gemeinde 
tätig ist sondern als Organ der Obrigkeit, der die Juden in diesen 
Angelegenheiten unterstellt sind.«^) 

Diese Meinung findet eine indirekte Bestätigung in einem Senats- 
beschlusse, in welchem es heißt, daß in den Angelegenheiten der 
Gemeindeverwaltung die üprawa's nicht den städtischen Duma's 
(Stadtrat), sondern unmittelbar der Gouvernementsadministration unter- 
stellt und dieser allein verantwortlich sind.^) 

Die Üprawa kann also nicht als Repräsentationsorgan der 
Gemeinde angesehen werden. Als gesetzliche Vertreter der jüdischen 
Gemeinde können auch jene ihre Mandatare und Bevollmächtigte 
nicht anerkannt werden, die wie bereits hingewiesen wurde, in den 



Codex Bd. XI. T. 1. 

*) Misch. Leitfaden zu den russischen Gesetzen über die Juden s. 57. 
*) Beschluß der allgemeinen Versammlung des Kassationsdeparte- 
ments des regierenden Senats. 1892. Nr. 28. 
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vom Gesetze zugelassenen Fällen für die Ausführung irgend einer 
speziellen Mission gewählt werden; zur Repartition oder Erhebung 
von Steuern, zum Auftreten vor Gericht oder zur Abschließung von 
Verträgen mit dritten Personen. Sie sind alle nur freiwillige und 
dabei zufällige Vertreter der Gemeinde; ihre Vollmacht beginnt und 
endet innerhalb der Grenzen der ihnen speziell aufgetragenen Mission. 
Wir gelangen auf diese Weise zum logisch-unvermeidUchen, 
wenn auch paradoxalen Schluß, daß die jüdische Gemeinde überhaupt 
keine Vertreter von Gesetzes wegen hat. und man kann die Behauptung 
aufstellen, daß sie in dieser Beziehung ein Unikum bildet unter den 
gesellschaftlichen Organisationen des modernen Staates, weJche mit 
den Rechten einer juristischen Person ausgestattet sind. Selbst- 
verständlich zieht die Abwesenheit einer gesetzlichen Vertretung 
äußerst nachteilige Folgen im Leben und in der Tätigkeit der jüdischen 
Gemeinde nach sich; sie verstärkt ihrerseits diejenigen verderblichen 
Folgen, die, wie wir gesehen haben, das gesamte System der Gemeinde- 
verwaltung auch ohnedies unvermeidlich erzeugen mußte. Die gesetz- 
widrigen Handlungen der üprawa bleiben, sogar in den Fällen des 
offenbaren Machtmißbrauches oder der wissentlich falschen Gesetzes- 
anwendung, oftmals längere Zeit in Kraft und werden von der 
jüdischen Gemeinde nicht vor Gericht gebracht, da niemand gesetzlich 
bevollmächtigt ist im Namen der jüdischen Gemeinde aufzutreten. 
Allerdings kann die Gemeinde, wie wir oben darauf hingewiesen 
haben, auf dem Wege eines Gemeindebeechlusses einzelne j^ersonen 
beauftragen in ihrem Namen vor Gericht aufzutreten. Aber zu diesem 
Behufe muß eine äußerst komplizierte Prozedur vorgenommen werden, 
man muß in jedem einzelnen Falle die geeigneten Personen 
finden, die bereit wären freiwillig die Besorgung der Gemeindeange- 
legenheiten zu übernehmen, die jüdische. Gemeinde einberufen 
und einen Beschluß fassen. Bei derartigen Umständen darf es uns 
nicht Wunder nehmen, wenn es in der Mehrheit der Fäjle an 
Energie und Beharrlichkeit fehlt, una untesr bedeutendem Aufwände 
von Zeit und Mühe alle diese vom Gesetze verlangten Formalitäten zu 
erfüllen. Die Wortführer der Gemeinde aber, auf die Schutzlosigkeit 
derselben bauend, setzen unterdessen ihre unkontroUierte Wirtschaft 

4. 

fort, die die Gemeindeorganisation bis zum gänzlichen Verfalle führt. 
Die jüdische Gemeinde hat keine gesetzlichen Vertreter, die Be- 
hörden, die sie verwalten, sind nicht ihre Qrgane, sie werden von 
ihr weder gewählt noch kontrqlliert. Die jüdische Gemeinde fäjjt 

4* 
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deshalb mit jedem Jahre einer stets zunehmenden Machtlosigkeit 
anheim, da sie weder die Autorität, noch die Macht und die Mittel 
besitzt, um den stets komplizierter werdenden Bedürfnissen des jü- 
dischen Lebens nachkommen zu können. In dieser bedauernswerten 
Lage gleicht die Gemeinde eher dem Überreste einer absterbenden 
Institution, als einer lebensfähigen gesellschaftlichen Organisation. 
Die klarste Vorstellung darüber, wje weit die gegenwärtige Gemeinde - 
Ordnung von den Anforderungen des Rechtes und der Gerechtigkeit 
abweicht, gibt uns das Steuersystem, das mit wenigen Ausnahmen 
in fast allen Gemeinden zur Anwendung gelangt. 

Bevor wir aber zur Betrachtung der Gemeindeabgaben über- 
gehen, müssen wir zur vollständigen und allseitigen Aufklärung des 
rechtlichen Charakters der Gemeinde noch einige prinzipielle Fragen 
beantworten. Wir müssen zunächst feststellen, zu welch einem Typus 
von Personenverbänden die jüdische Gemeinde, ihrer juristischen 
Natur und dem Charakter ihrer Organisation gemäß, gehört; ist sie 
eine Korporation oder eine Anstalt? bildet sie eine Institution des 
privaten oder öffentlichen Rechts? Zur Behandlung dieser Fragen 
wollen wir nun übergehen. 

III. 

bie rechtliche Natur der Gemeinde. 

Welche Merkmale sind nun für die öffentlich-rechtlichen Ver- 
bände charakteristisch ? Diese Frage wird durch die zahlreichen Lehren 
.über die öffentlich-rechtlichen Verbände verschieden beantwortet. 
Die Betrachtung aller dieser Lehren würde uns weit über den Rahmen 
unseres Themas führen. Es soll hier nur versucht werden, aus den 
verschiedenen Begriffsbestimmungen den echten Kern herauszuschälen 
und die Resultate dieser Untersuchung zu benützen zur Beantwortung 
der uns interessierenden Frage nach der rechtlichen Natur der Ge- 
meinde. Zu diesem Behuf wollen wir folgende Grundsätze festhalten: 

1. Das entscheidende Merkmal, welches die öflentliche Kör- 
perschaft von einer solchen des Privatrechtes unterscheidet, liegt 
nicht etwa, wie man auf den ersten Blick glauben möchte, in der 
rechtlichen Natur aus Verhältnis der Körperschaft zu den Mitgliedern 
bestimmt. Es läßt sich zwar nicht leugnen, daß das gegenseitige 
Verhältnis zwischen dem Verband und dessen Mitgliedern bei der 
öffentlichen Körperschaft auf anderen Grundlagen ruht, als bei der 
privaten Körperschaft, indem hier in erster Linie der Vertrag, dort 
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das Gesetz maßgebend ist Über die Zugehörigkeit zu der öflfentlichen 
Körperschaft und die Leistungen von Mitgliedern entscheidet daher 
nicht der freie Wille der Beitretenden, sondern die über ihnen 
stehende Rechtsnorm. Allein die Zwangsmitgliedschaft ist keineswegs 
ein notwendiges Merkmal der öffentlichen Körperschaft; es gibt 
auch öffentliche Körperschaften, wo ein Zwang zum Beitritt nicht 
vorhanden ist. So ist z B. jeder Zwang zum Beitritt zu einer der 
bestehenden Kirchgemeinden ausgeschlossen, wenn sie auch als 
Institutionen des öffentlichen Rechts anerkannt sind. Aber auch alle 
andern Versuche, den ünterscheidungsgrund in dem Verhältnis der 
Körperschaft zu ihren Mitgliedern zu finden, müssen fehlschlagen, 
weil sie an einem methodologischen Fehler leiden. Nicht in dem Ver- 
hältnis der Korporation zu den Mitgliedern, das bei der privaten 
und der öffentlichen Körperschaft gleichartig gestaltet sein kann, 
sondern in der Stellung der Verbandsperson zum Staate, von dem 
sie ihre öffentlich- reclii liehe Eigenschaft ableitet, kann das entschei- 
dende Merkmal gefunden werden.') Der Staat hebt für verschiedene 
von ihm gewollte Zwecke einen Verband aus der Sphäre des privaten 
Rechts heraus und legt ihm den öffentlich-rechtlichen Charakter bei. 
Will man also den Begriff der öffentlich-rechtlichen Korporation 
erschöpfend erklären, so muß das Verhältnis der Körper- 
schaft zum Staat in den Vordergrund gezogen werden. 

2. Dieses Moment ist in der Definition von Glerke hervorge- 
hoben, die auf die engeren Beziehungen der öflfentlichen als der 
privaten Körperschaft zum Staate hinweist. »Je nachdem, formu- 
liert Gierke seine Auffassung in Holtzendorfs Rechtslexikon, die 
Korporation als ein Glied im staatlichen Organismus betrachtet 
wird oder nicht, unterscheidet man öffentliche und privatrechtliche 
Korporationen.«*) Allein der Vergleich des Staates als Organismus 
und der öflfentHchen Körperschaft als dessen Glied bleibt, wie 
Gierke selbst an anderer Stelle*) zutreffend ausführt, »immer ein 
bloßes Hilfsmittel der Erkenntnis, er kann verdeutlichen, aber nicht 



1) Vergl. Hmschius Allgemeine Darstellung der Verhältnisse von 
Staat und Kirche in Marquardsens Handbuch des öffentl. Rechts. S. 257. 

«) Holtzendorfs Rechtslexikon Bd. IL 3. Aufl. p. 560; vergl. auch 
Gierke, Genossenschaftstheorie, Berlin 1887. S. 158; Deutsches Privatrecht 
Bd. I. p. 620-621. 

^) Das Wesen der menschlichen Verbände; Rektoratsrede, Berlin 
1902. p. 13. 
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erklären.« Gierke gibt deshalb auch nicht ein Merkmal an, das 
die öffentlichen und privaten Genossenschaften unterscheidet. Ent- 
scheidend ist vielmehr die in der Rechtsordnung ausgeprägte Ge- 
samtaufifassung. Das öffentliche Moment kann mehr oder weniger 
stark ausgeprägt sein. (Deutsches Privatrecht p. 621.) 

3. Nach einer anderen Auffassung soll das wesentliche Merk- 
mal der öffentlichen Körperschaft darin liegen, daß ihr im Gegen- 

< I 

Satze zu der privaten Korporation obrigkeitliche Befugnisse zustehen. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß die höhere Potenz der Rechts- 
macht der öffentlichen Körperschaft für die Qualifizierung des 
Wesens der Korporation eine gewisse symptomatische Bedeutung 
hat Keineswegs aber kann der Besitz cbrigkeitl icher Befugnisse 
als ein untrügliches Merkmal des Rechtsbegriffes der öffentlichen 
Korporation angesehen werden. Zunächst müßte man sich fragen: 
Worin besteht denn das Wesen dieser obrigkeitlichen Befugnisse? 
In welchem Umfang müssen sie der Körperschaft zugestanden sein, 
um ihr den öffentlich-rechtlichen Charakter zu verschaffen ? In der 
Beantwortung (Jieser Fragen weichen die Anhänger der bezeichneten 
Auffassung wesentlich von einander ab. Hinschiu^^) behauptet, daß 
der Staat zu Gunsten der öffentlichen Körperschaft die Ausübung 
seiner Souveränität beschränkt. Andere dagegen sehen in der Be- 
fugnis, die von den Mitgliedern geschuldeten Beiträge auf administra- 
tivem Wege einzutreiben, das Ausschlaggebende für den öffentlich- 
rechtlichen Charakter der Korporation.*) Bemerkenswert ist übrigens, 
daß einige Vertreter der bezeichneten Auffassung zum Resultat ge- 
langen, daß der Besitz obrigkeitlicher Befugnisse als schlechthin 
durchgreifendes Kriterium der öffentlichen Körperschaft nicht gelten 
könne. So muß Otto Mayer^ der behauptet, die öffentlichen Körper- 
schaften seien dazu da, ötfentliche Verwaltung zu führen, 
zugeben, daß ein einzelnes bestimmtes Merkmal für den Begriff der 
öffentlichen Körperschaft nicht zu finden sei.'j Auch JeUinek^ der 
in der Ausstattung mit Imperium das charakteristische 
Merkmal der öffentlichen Verbände gefunden zu haben glaubte, sah 
sich genötigt, eine besondere Kategorie von öffentlich-rechtlichen 



a. a. O. 253 ff. 

*) Vergl. z. B. Förster^ Eccius, Theorie und Praxis des heutigen ge- 
meinen preußischen Privatrechts Bd. IV. p. 736. 

5) Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht Bd. 11. p. 370 ff. 
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Verbänden, die er als »passive« bezeichnet, zu konstruieren. M Den 
letzteren stehen nach Jellineks Meinung keine Herrschaftsrechte zu, 
und dennoch betrachtet er sie als öffentliche Verbände. Findet 
aber Jellinek selbst, daß es eine ganze Kategorie von öffentlichen 
Verbänden gibt, die das von ihm aufgestellte Merkmal nicht auf- 
weisen, so sinkt meines Erachtens der Wert meines Kriteriums auf 
wenig herab. 

4) Auf Grund der angeführten Erwägungen scheint uns die 
Auffassung von Rosin^) die richtige zu sein, nach welcher das Kri- 
terium des Begriffes der öffentlichen Körperschaft nicht in deren 
Rechten oder Vorrechten, sondern in deren Pflichten dem 
Staate gegenüber liegt. Wenn der Staat einen öffentlichen Ver- 
band ins Leben ruft oder wenn er die öffentlich-rechtliche Eigen- 
schaft eines schon bestehenden Verbandes anerkennt, so denkt er 
in erster Linie nicht daran, ihn mit obrigkeitlichen Befugnissen 
oder andern Rechts vorteilen auszustatten, sondern hat hauptsächlich 
die Dienste, die ihm der Verband zu leisten berufen ist, im Auge. 
Alsdann wird er der Körperschaft allerdings auch Vorrechte, sei es 
im Verhältnis zum Staat selbst, zu ihren Mitgliedern oder zu 
Dritten, gewähren, um sie zu befähigen, ihre Pflichten gehörig zu 
erfüllen. Diese Vorrechte sind aber nichts anderes als Reflexe der 
Pflichten. Die öffentliche Körperschaft, ist dazu da dem Staate 
Dienste zu leisten, um ihm gewisse Aufgaben abzunehmen. 

Nun wissen wir aber, daß auch privatrechtliche Verbände in 
einem Pflichtverhältnisse zum Staate stehen können. Dieses Ver- 
hältnis kann durch Vertrag zustande kommen, — eine Aktiengesell- 
schaft z. B. kann vertraglich dem Staat gegenüber dazu verpflichtet 
sein, ein Kriegsschiff bereitzustellen, — es kann aber auch kraft 
Gesetzes bestehen, so beispielsweise dort, wo private Eisenbahn- 
gesellschaften kraft Gesetzes zur Beförderung der Postsachen ver- 
pflichtet sind. Worin liegt nun das cliarakteristische Merkmal der 
öffentlichen Körperschaften dem Staat gegenüber? Die öffentliche 
Körperschaft ist nach der Rosin'schen Auffassung zurErfüllung 
ihres Zweckes dem Staat verpflichtet. Nicht um einzelne 
Leistungen obligatorischer Natur, wie sie auch eine private Korpora- 
tion dem Staate gegenüber zu leisten verbunden sein kann, handelt 

System der subjektiven öffentlichen Rechte p. 253 ff. ; auch Jellinek^ 
Das Recht des modernen Staates. 2. Aufl. S. 626. 

•) Das Recht der öffentlichen Genossenschaft Freiburg 1886. § 2. 
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es sich hier, die Pflicht der öffentlichen Körperschaft bezieht sich 
auf das Zentrum ihrer Persönlichkeit. Der Zweck, welchem die 
Tätigkeit der juristischen Person gewidmet ist, ist, wie Rosin an 
anderer Stelle ausführt, dasjenige Moment, durch welches die Indi- 
vidualität der Rechtspersönlichkeit bestimmt wird. Dies gilt insbe- 
sondere für das Genreinwesen und dessen rechtliche Stellung.^) Ist 
also die Korporation zur Erfüllung ihres Zweckes dem Staat ver- 
pflichtet, so ist ihre ganze Lebenstätigkeit darauf gerichtet, sich 
dem Staate dienstbar zu machen. Auf die Art des Zweckes und 
seine innere Beziehung zum Staatszwecke kommt es nicht so sehr 
an. Es ist wohl denkbar, daß von zwei im Grunde demselben 
Zweck gewidmeten Korporationen, z. B. zwei Schulvereinen oder 
Krankenkassen, die eine dem privaten, die andere dem öffentlichen 
Recht angehört. Letztere wird eben eine ihr vom Staate auferlegte 
Pflicht erfüllen, während die private Korporation ein solches Pflicht- 
verhältnis zum Staate nicht kennt. 

Die oben erwähnte Begriffsbestimmung führt nicht etwa dazu, 
den Begriff der öffentlichen Körperschaft mit demjenigen der Staats- 
behörde zu identifizieren. Mag die öffentliche Körperschaft mit 
ihrem Zweck auch noch so sehr dem Staate gegenüber gebunden 
sein, sie bleibt immerhin dem Staat wie auch ihren Mitgliedern 
gegenüber eine selbständige Rechtspersönlichkeit mit 
eigenen Interessen, eigenen Rechten und eigenem Vermögen, was 
alles bei der Staatsbehörde nicht der Fall ist *j 

Nun kann man aber an Fälle denken, wo auch eine private 
Korporation zur Erfüllung ihres Zweckes dem Staate gegenüber 
verpflichtet ist. Es wird z. B. eine Aktiengesellschaft gegründet 
zum Zweck der Anlegung einer Staatseisenbahn. Die Gesellschaft 
ist ad hoc errichtet worden, ihr Lebenszweck und ihre Lebens- 
tätigkeit ist darauf gerichtet, die Pflicht, die sie gegenüber dem 
Staat ijbernommen hat, zu erfüllen, und trotzdem unterliegt es 
keinem Zweifel, daß sie eine privatrechtliche Korporation ist. Die 
oben angeführte Begriffsbestimmung der öffentlichen Körperschaft 
reicht also nicht aus, um letztere von den privaten Korporationen 

Vergl. R o s i n, Souveränität, Staat, Gemeinde. Selbstverwaltung in 
Hirth's und Seydel's Annalen, Jahrgang 1883. p. 289-299; so auch Otto 
Mayer a. a. O. p. 373. 

2) Vergl. Georg Meyer-'Anschütz, Lehrbuch des deutschen Staats- 
rechtes p. 242 ff. 
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zu unterscheiden, sie muß noch durch ein Moment ergänzt werden. 
Dieses Moment besteht darin, daß die Pflicht der öffentlichen 
Korporation eine öffentlich-rechtliche ist. Das Pflicht- 
verhältnis der öffentlichen Körperschaft ist nicht auf dem Prinzip 
der Coordination, das die Grundlage der privatrechtlichen Be- 
ziehungen des Staates zu verschiedenen Verbänden und Personen 
abgibt, sondern auf dem Prinzip der Subordination gebaut, es beruht 
ausschließlich auf dem herrschenden Willen des Staates. Die Folge 
davon ist, daß der Staat einseitig dieses Verhältnis aufgeben kann. 
Findet der Staat, daß die öffentlich-rechtliche Körperschaft zur Er- 
füllung ihres Zweckes nicht fähig ist, so schafft er sie aus der Welt 
oder ändert sie um. In der Leistungsfähigkeit der öffentlichen 
Körperschaft liegt ihre Existenzbedingung. Fehlt es der Körper- 
schaft am Willen, oder an den nötigen Kräften, um ihrer Pflicht 
gegenüber dem Staat nachzukommen, so besteht kein Interesse 
mehr sie als öffentlich-rechtliche Körperschaft aufrechtzuerhalten, 
der Staat wird ihr das Leben entziehen und damit auch das öffentlich- 
rechtliche Verhältnis^ zu ihr beendigen. Daß die Verhältnisse bei 
einer privaten Korporation, auch wenn sie noch so viele Pflichten 
gegenüber dem Staat übernommen hätte oder wenn sie dieselben 
nicht erfüllen würde, ganz anders liegen, braucht nicht weiter be- 
gründet zu werden. 

Fassen wir das vorher Gesagte zusammen, so gelangen wir zu 
folgender Begriffsbestimmung der öffentlichen Körperschaft. »Öffent- 
liche Körperschaft« ist diejenige Körperschaft, welche kraft öffentlichen 
Rechtes dem Staat zur Erfüllung ihres Zweckes verpflichtet ist. Diese De- 
finition, von Rosin aufgestellt, bezieht sich auf jedes öffentlich-rechtliche 
Gemeinwesen, sei es Gemeinde, Körperschaft oder Anstalt.') Drei 
bestimmende Momente sind in der Definition hervorgehoben : 

1) die Rechtspersönlichkeit des Geraeinwesens, 

2) dessen Pflicht dem Staate gegenüber zu Erfüllung seines 
Zweckes und 

3) der öffentlich-rechtliche Charakter dieser Pflicht. 

Wir wollen nunmehr mit dieser Definition an die jüdische 
Gemeinde herantreten und sehen, ob sie die bezeichneten Momente 
aufzuweisen vermag.*} 

Vergl. Rosin, Das Recht der öffentlichen Genossenschaft pp. 24, 49. 
*) Wir lassen einstweilen die später zu beantwortende Frage, ob die 
Gemeinde eine Körperschaft oder Anstalt ist, offen. 
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Daß die jüdische Gemeinde eine juristische Person ist, glauben 
wir oben nachgewiesen zu haben.^) Es entsteht also die Frage, ob 
sie zugleich dem Staat zur Erfüllung ihres Lebenszweckes ver- 
pflichtet ist. 

Wir haben gesehen, daß die jüdische Gemeinde in der Ver- 
gangenheit ihren Platz neben den anderen ständischen Organisationen 
hatte. Die Gemeinde stand zwischen dem Staat und den Juden, als 
ein Verband, der für die gesetzmäßige Durchführung der die Juden 
betreffenden Regierungsmaßnahmen und Verfügungen verantwortlich 
war. Der Staat wandte sich nicht an den einzelnen Juden, er kannte 
nur die Gemeinde als Trägerin der Rechte und Pflichten, die jeweils 
durch die rechtliche Lage des jüdischen Volkes bestimmt wurden. 
Mit jeder neuen Bürgerpflicht, die den Juden von dem Staate auf- 
erlegt wurde, steigerte sich einerseits die Machtbefugnis der Gemeinde 
ihren Mitgliedern gegenüber und andererseits ihre Verantwortlichkeit 
gegenüber dem Staat.^) Sowohl in dem übertragenen, wie auch im 
eigenen Wirkungskreis war die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Lebens- 
aufgaben stets dem Staate verpflichtet. Die Gemeinde lebt nicht 
nur für sich, sondern in erster Linie für den Staat — diese Ansicht 
war fortwährend das Leitmotiv der Gesetzgebung über die jüdische 
Gemeinde, ungeachtet der häufigen Veränderungen in den Funktionen 
und dem Kompetenzbereiche derselben in den verschiedenen Epochen 
nach den jeweils herrschenden politischen Tendenzen. 

Ist diese Ansicht im Jahre 1844 vom Gesetzgeber aufgegeben 
worden? Keineswegs. Wohl sind mit der Abschaffung des Kahals 
grundsätzliche Veränderungen in der Geraeindeorganisation vorge- 
nommen worden, diese Veränderungen berührten jedoch ihre Pflicht- 
stellung gegenüber dem Staat nicht. Wie wir bereits wissen, wurde 
mit der Beibehaltung der Gemeinde nach Abschaffung des Kahals 
bezweckt: die Vermehrung der Mittel zur vollständigen und pünkt- 
lichen Erfüllung der Obliegenheiten der Juden, die Bezahlung der 
Gemeindeschulden, die Errichtung und Erhaltung von jüdischen 
Schulen, Besorgung von Angelegenheiten der gesellschafthchen Für- 
sorge, der Wohltätigkeit etc.*) Die Erfüllung dieser Funktionen, die 
zugleich die Lebensaufgaben der Gemeinde sind, erscheint als Pflicht 
derselben nicht nur den Mitgliedern, sondern vor allem dem Staat 

') Drittes Kapitel sub. I. 

«) Vergl. z. B. oben pp. 28—32. 

') § 1 der Satzungen 1844 über die Kcrobkasteuer. 
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gegenüber. Um die vollständige und pünktliche Erfüllung der der 
Gemeinde obliegenden Pflichten noch mehr zu sichern, nahm die 
Regierung im Jahre 1844 die Gemeindeverwaltung in ihre Hände 
und übergab sie den Organen der örtlichen Administration und 
Selbstverwaltung. Damit verschaffte sich der Staat die Sicherheit, 
daß der Wille und die Tätigkeit der Gemeinde darauf gerichtet 
sein werden, die ihr zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. 

Wir können demnach als feststehend erachten, daß die Gemeinde 
mit ihrem Zweck und Willen dem Staate gegenüber gebunden ist, 
und es bleibt nur noch zu prüfen, ob die Pflicht der Gemsinde dem 
Staat gegenüber eine öffentlich-rechtUche ist. Wir glauben, daß es 
kaum bezweifelt werden kann, daß die Pflichtstellung der Gemeinde 
zum Staat ausschließlich auf dem Prinzip des herrschenden Willens 
des Staates beruht. Wir haben oben gesehen, daß der Staat schon 
mehrere Male (in den Jahren 1804, 1835, 1844) nach seinem 
Ermessen die Rechtsstellung der Gemeinde verändert hat, ohne dabei 
ihrem Willen Rechnung zu tragen, und auch heutzutage ist die 
ganze Persönlichkeit der Gemeinde dem Herrschaftsrecht des Staates 
unterworfen, so daß der Staat zu jeder Zeit durch einseitigen Willens- 
akt seine Beziehungen äu der Gemeinde ändern, oder selbst ab- 
brechen kann. 

Aus den angeführten Erwägungen glauben wir den Schluß 
ziehen zu dürfen, daß die jüdische Gemeinde in. Rußland eine Insti- 
tution des öffentlichen Rechts ist. Wir können daher unsere juri- 
stische Analyse fortsetzen und eine weitere Frage erörtern: Welche 
Stelle nimmt die Gemeinde innerhalb der öffentlich-rechtlichen Ver- 
bände ein? Ist sie eine Korporation oder eine Anstalt? 

Der Unterschied zwischen Korporation und Anstalt ist nament- 
lich von Oierke erörtert und wissenschaftlich abgeklärt worden. 
Nach Gierke besteht der Unterschied dieser beiden Formen der 
Verbandspersönlichkeit darin, daß »die Körperschaftsperson als 
Gesamtpersönlichkeit der verbundenen Gesamtheit entstammt und in 
ihr lebt, die Anstaltsperson aber ihr Leben von einem außerhalb 
der Gesamtheit stehenden Leben abzweigt und unabhängig von einem 
solchen fortführt.«^) Die Anstalt verdankt ihre Existenz einem über 
ihr stehenden Willen und befindet sich daher ihr ganzes Leben 
hindurch unter dem bestimmenden Einfluß dieses Willens. »Jede 
Gesamtheit, weiche durch die Anstaltsperson verbunden oder von 

1) Gierke, Genossenschaftsiecht Bd. II. p. 970. 
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ihr ergriffen wird, ist daher nicht Willensträgerin, sondern nur 
Willensobjekt der Verbandseinheit« ^) 

Seinen Gedanken faßt Gierke kurz folgendermaßen zusam- 
men : xDer Wille der Körperschaft ist ihr immanent, Wille der 
Anstalt im letzten Grunde ihr transcedent, ihr von außen ge- 
setzt, sie beherrschend.«.*) 

Wenn wir nun die Gemeinde vom Gesichtspunkte der Ent- 
stehung und Äußerung ihres Willens betrachten, so müssen wir 
sie als Anstalt qualifizieren. Die Gemeinde besitzt keinerlei Organe, 
die ihren Willen ausdrücken. Die Gemeinde besitzt keinerlei Or- 
gane, die ihren Willen ausdrücken. Dieser Wille wird nicht im 
Lebens- und Entwicklungsprozeß der Gemeinde formiert, denn nach 
den Salzungen von 1844 ist der Gemeinde das Recht auf Selbst- 
verwaltung, das das notwendige Korrelat der Willensbestimmung 
jeder kollektiven Einheit ist, entzogen worden. Andererseits aber 
besitzt die Gemeinde in Bezug auf ihre Abstammung und hi- 
storische Vergangenheit alle Merkmale einer Korporation. Wie wir 
oben gezeigt haben, ist die Gemeinde nicht durch einen Akt der 
Staatsgewalt oder eines anderen über ihr stehenden Willen ins 
Leben gerufen worden. Sie ist entstandeii und hat .sich entwickelt 
unter der Einwirkung von immanenten Ursachen, die in der be- 
sonderen sozialen Lage der Juden und in dem sie umgebenden po- 
litischen Milieu lagen. Der Staat hat der Gemeinde seine Sanktion 
erteilt, aber nicht das Leben gegeben. Sie war einmal eine mäch- 
tige Korporation, mit ausgedehnten Kompetenzen ausgestattet, diese 
Kompetenzen sind im Laufe der Zeit allmählich vom Staate ein- 
geschränkt worden. Trotzdem hat sie bis heute gewisse Befugnisse 
behalten, die der öffentlich-rechtlichen Korporation eigentümlich 
sind, z. B. das Recht der Steuerverteilung und Steuereinforderung. 

Auf diese Weise vereinigt die Gemeinde in sich Elemente 
der Korporation wie auch der Anstalt, und daher müssen sie zu jenem 
Typus von Körperschaften zählen, die von Gierke als ♦Körper- 
schaften mit anstaltlicher Spitze« bezeichnet werden. Ihre Eigenart 
besteht darin, daß »die Körperschaft als eine aus sich heraus be- 
lebte und mit einheitlichem Willen begabte, in sich selbst abge- 
schlossene, vom Recht als natürliche Lebenseinheit vorgefunden 

') Ibidem p. 970-971. 

«) Gierke, „Juristische Person" in Holtzendorffs Rechtslexikon 
3. Auflage Bd. II. p. 422. 
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und deshalb, als Person anerkannte Gesamtexistenz, besteht, und 
daß sie erst in zweiter Linie wegen ihres Zusammenhanges mit 
höheren Gesamtexistenzen einem außer ihr stehenden öffentlichen 
Willen nicht nur sich unterordnen, sondern diesen zum Teil in sich 
aufnehmen muß.«^) 

Die Ursachen, die zur Bildung von öffentlich-rechtlichen Ver- 
bänden dieses gemischten Typus geführt haben, sind in ihrer hi- 
storischen Entwicklung zu suchen. Im ersten Band des soeben von 
uns zitierten Werkes führt Gierke eingehend aus, wie viele öffent- 
lich-rechtliche Körperschaften mit der Veränderung und Entwick- 
lung der Rechtsordnung in der Richtung umgebaut worden sind, 
daß die Elemente der Anstalt alimählich die Körperschaftsele- 
mente verdrängt und sie schließlich ganz in den Hintergrund 
gerückt haben *) 

Ein ähnliches Schicksal traf, wie wir oben nachgewiesen 
haben, auch die jüdische Gemeinde, in welcher der Staat immer 
mehr die Elemente der Anstalt auf Kosten der Körperschaftsele- 
mente auszubilden und zu stärken bestrebt gewesen ist. 

IV. 
bie Gemeindesteuern. 

In den vorhergehenden Kapiteln haben wir es unternommen, 
den Bestand und den Charakter der jüdischen Gemeinde, ihren ge- 
sellschaftUcheo Zweck und ihre Bestimmung, die grundlegenden 
Besonderheiten ihrer juristischen Natur und die Hauptzüge ihrer 
Organisation zu erörtern. Das sind alles Momente, die sozusagen 
zur Statik der Gemeinde gehören. Es bleibt uns nun noch die 
Aufgabe, ihre Dynamik zu untersuchen, zu zeigen, wie die Ge- 
meinde lebt und funktioniert, und zwar werden wir nur ein Mo- 
ment — nämlich das allerwichtigste — aus diesem Gebiete einer 
Betrachtung unterziehen, d. i. die Art der Aufstellung und der Re- 
partition des Gemeindebudgets, da ja das Budget bekanntermaßen 
das Nervensystem ein^^s jeden gesellschaftlichen Organismus dar- 
stellt. Welche sind nuu die Gemeindesteuern? 

»Außer den Steuern, sagt das Gesetz, die von den Juden als 
städtischen und ländlichen Bewohnern, erhoben werden, werden 

Gierke, Genossenschaftsrecht Bd. IL 974-r-975. 
") Über die Entwicklung der deutschen Gemeinden in der angewie- 
senen Richtung vergl. Genossenschaf t&recht Bd. I. pp. 697—765.. 
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von ihnen noch besondere Abgaben unter den Benennungen Licht- 
und Korobkasteuer erhoben.«^) 

Wollen wir nun eine jede dieser Steuern, ihre Höhe und 
Bestimmung, die Art der Reparlition und Erhebung betrachten. 
Die »Licht i^)- Steuer ist ausschließlich zur Errichtung und Erhaltung 
auf Grund von jüdischen Schulen bestimmt, wird von besonderen tem- 
porären Regeln (vom 31. Dezember 1851) erhoben und untersteht 
der Verwaltung des Ministeriums der Volksauf klär ung.«*) 

Laut diesen temporären Regeln des Jahres 1851, die in der 
Zweiten vollständigen Gesetzessammlung B. XXVI Nr. 25,865 ab- 
gedruckt sind*), wird die Steuer auf folgende Weise erhoben : 

Der Gesamtbetrag der von den Juden zu erhebenden Licht- 
steuer muß 23O.00O Rubel (zirka 600.000 Frs.} ausmachen« (§ l). 
»Die Summe der gesamten Steuer wird alljährlich vom Ministerium 
des Innern unter den jüdischen Gemeinden verteilt — nach Mög- 
lichkeit ihrem Wohlstande gemäß und der Höhe der Korobkaein- 
nahmen entsprechend« (§ '2). »Jede Gemeinde nimmt eine innere 
Repartition der von ihr zu entrichtenden Summe vor, den Regeln 
folgend, die für die Staatssteuer vorgeschrieben sind und den An- 
ordnungen gemäß, die vom Ministerium des Innern getroffen werden.« 
(§ 3). »Für die rückstandslose Entrichtung der von einer jeden 
Gemeinde zu entrichtenden Steuer ist die Gemeinde voll und ganz 
verantwortlich; die Gemeinde ihrerseits wendet den rückständigen 
Steuerzahlern gegenüber diejenigen Maßregeln an, die für die Erhebung 
der Staatssteuern vorgeschrieben siad (§ 4j. 

Diese Regeln bedürfen wohl keiner weiteren Erläuterungen. Es sei 
hier nur hinzugefügt, daß die Lichtsteuer ausschließlich für die Erhaltung 
jüdischer Schulen mit russischer Unterrichtssprache bestimmt war, 
die von der Regierung zum Zwecke der Verbreitung der Bildung im jüdi- 
schen Volke und der Hebung seines kulturellen Niveaus errichtet wurden. 

Codex. Bd. IX. § 816 Aufl. 1899. 

«) Diese Steuer wird ,,Licht"-St€uer genannt, weil sie ursprünglic)i 
auf die Lichter, die von den jüdischen Frauen an den Vorabenden dijr 
Sonnabende und der Feiertage angezündet werden, auferlegt wurde (Siehe 
Zweite vollst. Gesetzessamml. Bd. XX. Nr. 19, 304 § 2). 

3) Vergl. S. Codex Art. 816. Bd. IX. 

*) Ursprünglich sind diese Regeln als Versuch nur auf 3 Jahre ein- 
geführt worden, aber durch das allerhöchste Ukas vom 24. De?(Bmber des 
Jahres 1858 wurde ihre Wirksamkeit verlängert, und sie bestehen noch 
heute (Siehe Z. V. G.-S. Bd. XXXill. Nr. 33, 94Ö). 
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Da aber diese Politik »des aufgeklärten Monarchismus x von der 
Regierung den Juden gegenüber bald verlassen wurde, so wurden 
keine neuen jüdischen Schulen mehr errichtet, während die ein für 
allemal festgesetzte Gesamtsumme der Steuer fortbestehen blieb. 
Und da diese Summe überhaupt nicht groß ist, und über sie aus- 
schließlich das Ministerium der Volksaufklärung verfügt, so spielt 
diese Steuer im Leben der jüdischen Gemeinde keine bedeutende 
Rolle. Ganz anders die Korobkasteuer. Sie nimmt im Gemeindebudget 
den wichtigsten Platz ein, da sie die Haupteinnahmsquelle der 
Gemeinde darstellt. Infolgedessen verdient sie auch eine ausführliche 
Betrachtung. 

Die Korobkasteuer wird auf Grund der von den Satzungen 
vom 19. Dezember d. J. 1844 aufgestellten Vorschrirten bestimmt 
und erhoben. (Z. V. G.-S. Bd. XIX. Nr. 18, 545.) 

Die grundlegenden Artikel dieser Satzungen sind folgende: 
»Die seit jeher in den jüdischen Genieinden des russischen Reiches 
bestehende besondere Steuer unter der Benennung Korobkasteuer 
ist für die gesellschaftlichen Bedürfnisse der Juden bestimmt, wie: 
zur Erleichterung der Mittel der rückstandslosen Steuerentrichtung 
und der pünktlichen Erfüllung der anderen Obliegenheiten, zur Ab- 
zahlung der Gemeindeschulden, zur Errichtung und Erhaltung von 
jüdischen Schulen, zur Unterstützung von Juden die sich der Land- 
wirtschaft zuwenden und für Zwecke der gesellschaftlichen Fürsorge 
und Wohltätigkeit.« (§ !).«) 

»Die Korobkasteuer wird — zufolge dieser ihrer Bestimmung 
— allen jüdischen Gemeinden auferlegt« (§ 2). »In den Gouverne- 
ments der beständigen Seßhaftigkeit der Juden ist keiner von ihnen, 
sei er ortsansässiger Bürger oder nur für eine Zeit angereist, von 
der Entrichtung der Korobkasteuer befreit Die Entrichtung geschieht 
zu Gunsten derjenigen Gemeinde, in deren Grenzen der, von der 
Korobkasteuer belastete Gegenstand angeschafft wird« (§ 3). »Die 
Korobkasteuer zerfällt je nach den Gegenständen und der Erhebungs- 
weise in zwei Arten: zur ersten gehört die allgemeine und allent- 

M I - 1 1 I - - ^p 

Wie bereits bemerkt wurde, sind diese Satzungen an eineio Ta|^e 
mit den Satzungen über die Abschaffung der Kahals erlassen worden. 

*) Dieser Paragraph, sowie einige andere Paragrapben der Safzungfip 
über die Korobkasteuer, sind bereits in den vorhergehenden Kapiteln mit- 
geteilt worden, jedoch haben wir es der Vollständigkeit halber für ange- 
bracht erachtet, sie hier nodimals zu zitieren. 
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halben erhobene Steuer; zur zweiten die spezielle oder subsidiäre 

Steuer« (5). -Die allgemeine und die subsidiäre Steuer sind für die 

jüdische Gemeinde gleich obligatorisch« (§ 6). »Der allgemeinen 

Steuer unterliegen: 

1. das »koschere« Viehschlachten (von jedem Viehstück); 

y. das »koschere« Schlachten von Geflügel (von jedem Geflügel); 

3. der Verkauf des »koscheren« Fleisches (von jedem Pfund); 

4. Geldstrafen und Strafgelder für die Nichteinhaltung der Regeln 
über die allgemeine Korobkasteuer« (§ ö). 

»Der subsidiären Steuer unterliegen: 

1 . ein bestimmter Prozentsatz von den Einnahmen der Vermietung 
der den Juden gehörenden Häuser, Läden und Speicher; 

2. ein bestimmter Prozentsatz von den Gewerben der Juden, wie: 

a) der Weinverkauf in den von den Jaden in den Dörfern der 
Gutsbesitzer gehaltenen Schenken und Wirtshäusern; 

b) der Besitz von privaten Branntweinbrennereien und Bier- 
brauereien; 

c) der Besitz von Glashütten; 

d) der Besitz von Fabriken zur Herstellung von verschiedenen 
Gegenständen aus Kupfer und Eisen, 

e) die Beschäftigung, mit dem Abziehen von Harz und mit Zu- 
bereitung von Teer; 

f) der Besitz von Talgfabriken; 

g) der Besitz von größeren Massen von Vieh und Schafen. 
Anmerkung. Diejenigen Juden, die eigene Fabriken besitzen, 

müssen ebenfalls einen gewissen Prozentsatz zahlen. 

3. Ein bestimmter Prozentsatz von Geldkapitalien, die von ver- 
storbenen Juden hinterlassen werden. 

4. Die Steuer für die Tragüng jüdischer Kleidung, männlicher und 
weiblicher. 

5. Geldstrafen von den Juden für Verletzung hinsichtlich dieser 
Steuer, welche zu derselben zugerechnet werden.« (§ 10). 

. »Die städtischen Duma's und Rathäuser stellen nach erfolgter 
Beratung mit den ansässigen und wohlhabenden Mitgliedern der 
jüdischen Gemeinde, die zu diesem Behuf zu ihren Sitzungen ein- 
geladen werden, den Ausgabenvoranschlag für die gesellschaftlichen 
Bedürfnisse auf, sowie eine Tabelle derjenigen Gegenstände, die mit 
der Korobkasteuer belegt , werden sollen, ferner eine ungefähre 
axe für jeden Gegenstand nach Maßgabe der gegenwärtigen Mittel 
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der Juden und der tatsächlichen Bedürfhisse der Gemeinde, und 
eine allgemeine Zusammenstellung der hievon zu erwartenden Ein- 
nahmen. Diese VoranscWäge werden rechtzeitig aufgestellt — vor 
Beginn eines jeden Quadrienniums und werden der Gouvernements- 
bezw. Gebietsobrigkeit gemäß § 8 der Satzungen über die Unter- 
ordnung der Juden in den Städten imd Kreisen der allgemeinen 
Verwaltung unterbreitet« (§ 12). »Die Taxe für die Gegenstände 
der allgemeinen Korobkasteuer, sowie die Bestimmung eines ge- 
wissen Prozentsatzes für die subsidiäre Steuer muß, der Erhaltung 
des gehörigen Gleichgewichts halber, für jedes Quadrennium be- 
stimmt werden nach Verhältnis 

a) zur Bevölkerung oder zur Seelenzahl einer jeden jüdischen 
Gemeinde und zur Stufe ihrer gewerblichen Entwicklung, 

b) zur Gesamtheit der notwendigen vorausgesehenen örtlichen 
Ausgaben einer jeden Gemeinde, sowie auch der Gouveme- 
mentsausgaben.c (§ 18). 

»Die Korobkasteuer wird hinsichtlich mancher Gegejistände 
unmittelbar von depjenigen Juden erhoben, die dieselbe zu tragen 
haben; hinsichtlich anderer — vermittelst Verpachtung der Steuer. 
Zu der ersten Gruppe gehören die durch die subsidiäre Steuer be- 
lasteten Gegenstände, zur zweiten die Gegenstände der allgemeinen 
Besteuerung« (§ 16). »Die Erhebung der subsidiären Korobkasteuer 
wird nach derselben Art und Ordnung vorgenommen, wie die Er- 
hebung der Staatsabgaben und der landsschaftssteuer von den 
Juden« (§ i^O). 

»Die Ausgaben, die speziell die jüdischen Gemeinden be- 
treffen und die vorzugsweise von der Korobkasteuer gedeckt 
werden, mäasen als Grundlage dienen für den allgemeinen Voran- 
schlag sowie des Pachtquadrenniums, so auch der Festsetzung für 
denselben Zeitraum nach gehörigen Verhältnis der subsidiären Steuer; 
sie (die Ausgaben) zerfallen 

1. in örtliche, einer jeden jüdischen Gemeinde; 

2. in Gouvernements-, allen jüdischen Gemeindga eines Gouver- 
nements oder eines Gebietes gemeinsame Ausgaben. 

Die ersten werden gedeckt aus dem zu diesem Behuf ifbr jedes 
Quadriennium bestimmten Teile der allgemeinen oder verpachteten 
Steuer, die letzteren — aus der subsidiären und teilweise ans 
der allgemeinen Steuer (§ 60). 

5 
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Ortliche Ausgaben: 
L Die Abzahlung der Prozente von den nicht amortisablen definitiv 
bestätigten Schulden; 

2. die Abzahlung von Prozenten und Raten des Kapitals von amor- 
tisablen, jedoöh auch unbestrittenen und vom Gericht bestätigten 
Schulden; 

3. Die Entrichtung von Staatsabgäben, Leistungen und der anderen 
Abzahlungen in die Staatskasse: 

ä) für Arme, Greise und Minderjährige, 

h) für invalide und sieche Juden, die nicht die Mittel zur Be- 
streitung ihrer Ernährung besitzen und zu keiner Arbeit fähig 
sind und 

<;) für abgegangene Juden.« (§ 61 A), 

1. »Die Ausgaben zur Erhaltung von Synagogen, Krankenhäuser, 
Armenhäuser und GemeindebadHäuser mit Badebassins, 

2. Die Entrichtung der Emphyteusis für Ländereien und Plätze, auf 
denen sich die jüdischen gesellschaftlichen Gebäude befinden. 

3. Die Umwandlungen einiger Naturalleistungen der Gemeinde in 
: Geldleistungen und.die Befriedigung gesellschaftlicher Bedürfnisse. 

4v Die Unterstützung von armen Schülern, die Unterstützung von 
Besitzlosen . und Invaliden, und die Beerdigung von Armen. Zu 
diesem Behuf wird jedoch in-den Gemeinden eine besondere Summe 
je nach den örtüchen Mitteln gebildet.« . (§ 61 B). »Temporäre 
oder zufällige Bedürfnisse: ^ 

1. Die Neuerrichtung von gesellschafthchen und Wohltätigkeits- 
anstalten; / j. . 

2. Bau und .Unterhalt von Gemeindegebäudea*etc.«>(§ 61 C). »Was 
nun die Ausgaben zur Echaltung von geistlichen Personen sowie 
für die anderen Religionszwecke betrifft, so werden 4iese nicht 
von der Korobkasteuer getragen, sondern werden von freiwilligen 
Spenden, von Büchsensammlungen in den Bethäusern und von den 
Einkünften aus den Saciien der geistlichen Gerif^xtsbarkeit gedeckt. 
Die Summen dieser Art werden von einem besonderen Kollegium 
bei der Synagoge oder bei den Bethäusern verwaltet.« (§ »52). 

»Gouvernements-Ausgaben. Zu diesen Ausgaben gehören: 
' 1, Die" Kosten, die notwendig sind zur Übersiedelung der Juden auf 

die Ländereien der Krone oder der Gutsbesitzer; 
2. die Abzahlung der Steuerrückstände und anderer Schulden für 
diejenigen jüdischen Gemeinden, wo die Gesamtheit der einen 
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und der anderen den Gesamtbetrag der örtlichen Korobkasteuer 
l)edeutend tiber3teigt, . und ,wo eine beträchtliche .Erhöhung und 
Repartition derselben ohne, eine » übermäßige Inanspruchnahme 
der Bewohner sich, als unmöglich erweisen» sollte.« (§ 6i). »Die 
Gouvernementsbehörden tragen dafür Sorge, da&.^iäch Deickiing 
der genannten Ausgaben, nach Verhältnis des \3^ohlstandes und 
der Bedürfnisse einer jeden Gemeinde,^ d^d , jfjbejjs^hi^sg^ , der 
Korobkasteuer, wo es naöglich ist, angehäuft -wßir^en u^jd nach 
Ablauf eines Jahres von den Duma'js und Rathäuser^ in das j»Amt 
für gesellschaftliche Fürsorge« abgeliefert werdep.<!c (§ 71). 
unter »Korobkasteuer« wird al^o nicht irgend eine Steuer ver- 
standen, sondern ein ganzes System von, Steuern, die von den 
jüdischen Gemeinden erhoben werden. Dieses System umfaßt: 
I. Die Indirekten Steuern: 

a) vom Schlachten von Vieh und Geflügel nach jüdischem Ritus und 

b) vom »koscheren« Fleisch überhaupt (das Fleisch vc^n Tieren, 
die nach jüdischem Ritus geschlachtet worden sind und das 
von den Adern gereinigt ist — gemäß den Forderungen der 
jüdischen Religion) (§8). 

Diese Steuern sind unter der Bezeichnung der »allgemeinen 
Korobkasteuer« bekannt und werden auf dem Wegß der , Verpach- 
tung erhoben. (§16). 

IL Die verschiedenen Arten der direkten Steuern:, 
a) Die Einkommensteuer (§ 10, 1 1); 
•b) die Gewerbesteuer (§ 10, 12) und 

c) die Erbschaftssteuer (§ lO, 1 3). 

Diese Steuern werden vom Gesetz als »subsidiäre Korobka- 
steuer* bezeichnet und »werden unmittelbar, von denjenigen Juden 
erhoben, die sie zu tragen haben« (§ 16);; Die Festsetzung der Pro- 
portion, in welcher die allgemeine und die subsidiäre Korobkasteuer 
in das Gemeindebudget eingetragen werden sollen, sowie die Fest- 
setzung der Gesamtsumme und der Quote einer jeden der Gemeinde- 
steuern, gehört zur Kompetenz der städtischeü Uprawa,.'die sich in 
dieser Frage mit den seßhaften und wohlhabenden Mitgliedj^rji der 
jüdischen Gemeinde zu beraten hat (§ 12). ... ,- 

Was die Bestimmung dieser Steuer betrifft, so sind seit^dem Jahre 
1844 einige nicht unwesentliche Veränderungen vorgenömmeh worden. 
Im Jahre 1863 wurde die den Bürgern auferlegte Kopfsteuer abgeschafft. 
Drei Jahre später wurde die Tätigkeit der Regierung," die< auf GriinduQg 

5* 
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von jüdischen Ackerbau- Kolonien gerichtet war, eingestellt. Dadurch 
haben eo ipso auch die Anweisungen von Summen der Korobka- 
steuer zur Deckung der staatlichen Steuerrückstände und für die 
Kosten der Übersiedelung der Juden auf die Ländereien der Krone 
und der Gutsbesitzer aufgehört^) 

Nun war es ja zu erwarten, daß mit der Einschränkung der 
Gemeindeausgaben die Steuerlast — insbesondere in Bezug auf die 
ärmsten Schichten der jüdischen Bevölkerung — erleichtert würde» 
Eine Abgabe wie die allgemeine Korobkasteuer, von der ein Ge- 
genstand erster Notwendigkeit wie das Fleisch betrofifen wird^ 
müßte mit der Verminderung der Gemeindeausgaben gänzlich ab- 
geschafft oder wenigstens doch bis zu einem Minimum reduziert 
werden. Tatsächlich bemerken wir aber gerade eine entgegen- 
gesetzte Erscheinung. Die verschiedenen Arten der Einkommen- 
und Gewerbesteuern, sowie die Erbschaftssteuer wurden gänzlich 
aus dem Gemeindebudget gestrichen, während die Besteuerung des- 
koscheren Fleisches immer steigt. »Kraft der umstände, konstatiert 
S. Slimberg^ ist es zur allgemeinen Erscheinung geworden, daß 
überall nur die allgemeine Korobkasteuer erhoben wird, während 
die subsidiäre Steuer, die ja gemäß § 6 der Satzungen über die 
Korobkasteuer, für die jüdischen Gemeinden gleichfalls obligatorisch 
ist, überhaupt nicht erhoben wird.«^) 

Das Geheimnis dieser auf den ersten Blick Überraschenden 
Erscheinung ist nicht schwer zu erraten, wenn man die Zustände,^ 
die sich in der Gemeindeverwaltung eingebürgert haben, in Betracht 
zieht. Wir haben in den vorhergehenden Kapiteln gesehen, daß die 
von den Satzungen über die Abschaffung des Kahals den städti- 
schen üprawas auferlegten Aufgaben sich als unausführbar erwie- 



*) Angesichts dieser Veränderungen wurde der Art. 1 der Satzungen 
über die Korobkasteuer im Codex folgendermaßen redigiert: ;,Die seit 
jeher in den jüdischen Gemeinden des russischen Reiches bestehende 
besondere Qeldabgäbe unter der Benennung Korobkasteuer ist für die ge- 
sellschaftiichen Bedürfnisse der Juden bestimmt wie : zur Vermehrung der 
Mittel zur rückstandslosen und pünktiichen Erfüllung der öffentlichen Lei- 
stungen, zur Abzahlung der Qemeindeschulden, zur Errichtung und Erhaltung 
von jüdischen Schulen, für Zwecke der gesellschaftlichen Fürsorge und der 
Wohltätigkeit*^ 

*) Q. B. Sliosberg. Die rechtliche und ökonomische Lage der 
Juden in Rußland. Ein Memorandum, vorgelegt dem Minister des Innern 
im Jahre 1903. St Petersburg 1907. S. 29. 
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sen, angesichts der absoluten Unerfahrenheit der üprawamitglieder 
in den jüdischen Gemeindeangelegenheiten und des Fehlens jegli- 
cher Berührungspunkte zwischen ihnen und dem jüdischen Ge- 
meindeleben. Infolgedessen mußten die Uprawas tatsächlich, wie 
wir oben ausgeführt haben, sich in allem auf die seßhaften und 
wohlhabenden Mitglieder der jüdischen Gemeinde verlassen, mit 
denen sie kraft gesetzlicher Bestimmung bei der Aufstellung des 
Budgets der jüdischen Genaeinde zu beraten haben. Da sie vor den 
Uprawamitgliedern, dank ihrer Erfahrenheit in den Angelegenheiten 
der jüdischen Gemeinde, den Vorrang hatten, so benutzten und be- 
nutzen diese seßhaften und wohlhabenden Gemeindemitglieder ihren 
Einfluß, um in der Gemeindeverwaltung eine engherzige Klassen- 
politik wider die Interessen der breiten Kreise des jüdisclien Volkes 
zu führen. Diese tatsächlichen Wortführer der Gemeinde, die von 
der üprawa vorzugsweise aus den wohlhabendßten Schichten der 
örtlichen jüdischen Bevölkerung ausgewählt werden, waren es, 
welche dafür sorgten, daß die gesamte Last der Gemeindesteuern 
von den Schultern der Wohlhabenden auf die der Besitzlosen über- 
tragen werde. Sie setzten auch die faktische Abschaffung der sub- 
sidiären Korobkasteuer durch, die naturgemäß sich ihrer Sympathien 
nicht erfreut, weil ja sie eben diejenigen Besitzer von Gewerben 
und verschiedenen Güterkategorien sind, die von der subsidiären 
Korobkasteuer betroffen werden. Es muß hier noch hinzugefügt 
, werden, daß die Gouvernements- und die zentrale Administration 
unter deren Aufsicht die Verwaltung der jüdischen Gemeinden 
steht, die Klasseninstinkte der Gemeindewortführer nicht nur in 
keine Schranken hielt, sondern selbst ihre Politik guthieß. Sogar der 
regierende Senat fand es als angemessen, die »ünzweckmäßigkeit« 
der subsidiären Korobkasteuer anzuerkennen.^) 

So haben alle in der Gemeindeverwaltung in der einen oder 
andern Beziehung maßgebenden Faktoren dazu beigetragen, daß 
die allgemeine Korobkasteuer die einzige Gemeindesteuer (außer 
der Lichtsteuer) bleiben soll. 

Wie eine jede indirekte Steuer auf Gegenstände der ersten 
Notwendigkeit, so wird auch die allgemeine Korobkasteuer vom 
Massenkonsumenten getragen, und da sie ferner eine Steuer auf 

Siehe die Entscheidung der allgemeinen Senatsyersammlung vom 
27. Februar 1898. Zitiert bei My seh, Leitfaden zu den russischen Ge- 
setzen über die Juden. S. 503. Anmerkung 1. 
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das Fleisch von Tieren ist, die nach den Vorschriften eines be- 
stimmten religiösen Ritus geschlachtet wurden, so erscheint sie 
außerdem alä eine Last, die ausschließlich auf die Schultern der ' 
strenggläubigen Volksmassen fällt. Diejenigen Juden aber, die die 
Vorschriften der Religion hinsichtlich des Schlachtens nicht be- 
obachteui werden auf diese Weise von der Korobkasteuer und 
gleichzeitig auch von jeder Gemeindesteuer befreit, indem sie 
»nicht koscheres« Fleisch konsumieren. 

Unter solchen Bedingungen erscheint die allgemeine Korobka- 
steuer, wie der bekannte jüdische Publizist M. M o r g u 1 i s sich 
ausdrückte, als eine Besteuerung der jüdischen Religion. Die Höhe 
dieser Steuer ist eine recht beträchtliche. Bei dem durchschnitt- 
lichen Preise des Fleisches in Rußland von 70-— 100 Centimes pro» 
Kilo, schwankt die Steuer auf dem jüdischen Fleisch zwischen 35 
und 50 Cents, pro Kilo und erreicht in manchen Fällen sogar die 
Höhe von 60 Cent. Im allgemeinen darf angenommen werden, daß. 
den Juden das Fleisch um 30— oO^Vo teurer kommt als den Nicht- 
juden. Kein Wunder daher, daß für die besitzlosen Klassen der 
jüdischen Bevölkerung das Fleisch ein Luxus ist, den man sich nur 
an Feiertagen erlauben kann. 

Dank Verpachtung der allgemeinen Korobkasteuer, bleibt eia 
bedeutender Teil dieser Steuer, als ein oft ziemlich hoher ünter- 
nehmergewian in den Taschen der Pächter. Nicht diejenige Summe, 
die in der Wirklichkeit auf das jüdische Fleisch erhoben wird, 
fließt in die Gemeindekasse, sondern nur die Pachtsumme, welche 
auf den alle 4 Jahren vorgenommenen Ausgeboten der Korobka- 
steuerverpachtung, festgestellt wird. Wie hoch die Gesamtsumme ist, 
die im ganzen jüdischen Ansiedelungsrayon^) von der Verpachtung 
der Korobkasteuer eingenommen wird, wissen wir nicht genau, es 
fehlen uns nämlich die nötigen statistischen Daten. Bekanntlich 
übersteigt die Pachtsumme in den größeren jüdischen Gemeinden, 
wie z. B. Odessa, Kiew, Wilna, Berditschew etc. 200,000 Francs, 
während sie in den kleineren Flecken mit einer jüdischen Bevöl- 
kerung von 40—50 Familien nicht immer den Betrag von 1000 



*) Die Korobkasteuer wird nur in 15 Gouvernements der nordwest- 
lichen, südwesüichen (mit Einschluß der Stadt Kiew) und der südlichen 
Gegend erhoben, wo den Juden der ständige Aufenthalt gestattet ist Senats- 
ukas vom 23. Mai 1890. Was das Königreich Polen betrifft, so wird dort 
die jüdische Gemeinde auf einer ganz anderen Grundlage verwaltet. 
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Francs erreicht Nach einer annähernden Zusammenstellung beträgt 
die jährliche Gesamtsumme der Pachtgelder nicht weniger als 
15.000,000 Francs. 

Für welche Zwecke werden nun diese Gelder, die von den 
armen jüdischen Volkskreisen erhoben werden, verwendet ? Gemäß 
§ 1 der Satzungen über die Korobkasteuer werden diese Gelder, 
wie wir gesehen haben, für dreierlei Zwecke verwendet: zur Erleich- 
terung der Mittel der rückstandsiosen Erfüllung der öffentlichen 
Leistungen, zur Abzahlung der gesellschaftlichen Schulden und für 
Zwecke der Bildung, der Fürsorge und der Wohltätigkeit. Jede dieser 
drei Gruppen hat ihren verschiedenen historischen Ursprung. 

Ursprünglich war die Korobkasteuer, die hach Zeugnis des 
Gesetzes »seit jeher, in den jüdischen Gemeinden besteht«, aus-, 
schließlich für Zwecke der Bildung und der gesellschaftlichen Wohl- 
tätigkeit bestimmt. Mit der Entstehung von Schulden bei den jüdischen 
Gemeinden mußten nun aus den Greldern der Korobkasteuer auch 
die hieraus erwachsenden Leistungen gedeckt werden. Erst später 
hat die russische Regierung, die sich der Gemeindeorganisation be- 
diente, um von den Juden erhöhte Steuern zu erheben, die bestehende 
Korobkasteuer zu ihren Fiskalzwecken ausgenutzt; sie hat nämlich 
den von der Gemeinde zu deckenden Steuernausfall in die erste Linie 
der aus der Korobkasteuer zu bestreitenden Ausgaben gestellt. Mit 
der Abschaffung der Köpfsteuer wurde die Summe der Steuerrück- 
stände der jüdischen Gemeinden natürlich kleiner, doch belasten die 
Abgaben für die Landschaftsverwaltüng das Gemeindebudget, wie bis- 
her. Diese Last wird umso fühlbarer, je mehr mit dem sinkenden öko- 
nomischen Wohlstand der jüdischen Kleinbourgeoisie ihre Leist!ungs- 
fähigkeit inbezug auf die Steuerentrichtung abnimmt. 

Als zweite obligatorische Ausgabe, die aus den Geldern der 
Korobkasteuer gedeckt wird, erscheint die Erfüllung der aus den 
Gemeindeschulden erwachsenden Leistungen. Solche Schulden sind, 
wie aus § 61 der Satzungen über die Korobkasteuer zu ersehen 
ist, entweder nicht amortisable (Rentenschulden), von denen nur 
der Zins bezahlt werden muß, oder aber amortisable, von denen die 
Prozente und Raten des Kapitals abgezählt werden. — Welches ist 
nun der Ursprung der einen oder andern Art von Schulden? 

Die Rentenschulden greifen noch in die urvordenklichen 
Zeiten zurück. Seit mehreren hundert Jahren zahlen, die jüdischen 
Gemeinden Zinsen ihren Gläubigern, als welche die verschiedenen 
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Institutionen der katholischen Kirche — die Klöster, die geistlichen 
Akademien u. s. w. erscheinen. Wenn man aber die Entstehungs- 
gründe dieser Schulden prüft, so sieht man, daß sie eine schänd- 
liche Erbschaft der religiösen Verfolgungen der Juden bilden. Bereits 
im Jahre 1773 stellte die polnische Regierungskommission, die zur 
Regelung der Schulden der Gemeinde Posen eingesetzt war, fest, 
daß »ein bedeutender Teil der Schuldverschreibungen durch Zwang 
von Seiten der Geistlichen und beamteten Personen errichtet 
worden ist, daß die Jesuiten von den Juden mit Anwendung der 
strengsten Exekutivmittel Zinsen von schon seit langer Zeit be- 
zahlten Schulden eintreiben, und daß schUeßlich die Einstellung der 
von den Jesuiten veranstalteten Judenmassakres, sowie die Befreiung 
der bedeutenderen Gemeindemitglieder, die ebenfalls von den Jesuiten 
in den Klostergefängnissen eingesperrt gehalten worden, dem Kahal 
bis 158,000 pohlische Zloty (zirka 30,000 Frs.) zu stehen ge- 
kommen ist«i) 

Die linderen späterhin veröflfentlichten historischen Dokumente 
bestätigen in einer absolut unumstößlichen Weise die Beschlüsse 
der genannten Kommission, indem sie mit einer jeden Zweifel aus- 
schließenden Klarheit entweder den fiktiven oder den verbrecheri- 
schen Charakter des Ursprunges dieser Gemeiodeschulden feststellen. 
Durch derartige Schuldverpflichtungen kauften sich die Juden in 
manchen Fällen von den religiösen Verfolgungen und von falschen 
rituellen Beschuldigungen los. Die Gemeinde Posen wurde unter 
Androhung von Pogromen und falschen Beschuldigungen gezwungen 
dem dortigen Dominikanerkloster eine Schuldverschreibung dafür 
auszustellen, daß der Schatten der jüdischen Synagoge auf das 
Klostergebäude fiel.*) 

Die Gemeinde Kamenetz-Podolsk mußte sich ebenfalls, im 
Jahre 1757, verpflichten, dem Erzbistum 5000 polnische Zloty 
dafür zu zahlen, daß die Juden in einer religiösen Disputation 
unterlagen.') 

*) Nussbaum. Geschichte der Juden Bd. V. Warschau 1890; zitiert 
bei Pap er na „Die gesellschaftlichen In$titutionen im Königreich Polen*'. 
Woschod. Aprü 1901. S. 103. Anmerkung 1. 

•) Siehe Weil. Zur Geschichte der Judenverfolgungen und der 
Blutjubiläen. Beilage zur „Zeitung des Judentums" 1870 Nr. 41—43. 

«) Prof. Dr. Graetz. Frank und Frankisten. Breslau 1868. Zitiert bei 
M. Margulis, „Fragen des jüdischen Lebens". St. Petersb. 1889. p. 241. 
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Angesichts der gänzlichen Grundlosigkeit und Ungültigkeit 
derartiger Schuldverschreibungen brachte der preußische Minister 
des Innern bereits im Jahre 1870 in den Landtag ein Projekt 
über die Befreiung der jüdischen Gemeinden der Provinz Posen von 
den erwähnten Schulden ein, welcher auch vom Landtag angenommen 
worden ist. In Rußland dagegen werden diese Schulden bis zum 
heutigen Tage noch als gültig anerkannt, trotzdem die im Jahre 
1858 zur Revision der Satzungen über die Eorobkasteuer einge- 
setzte Regierungskommission feststeUen mußte, als »bei der Armut 
der Juden, bei den sie unaufhörlich belastenden Rückständen der 
staatlichen Abgaben diese ewigen Schulden für sie eine drückende 
Last sind, umso drückender, als trotz der Bezahlung von bedeuten- 
den jährlichen Zinsen, die Kapitalschulden in den früheren Beträgen 
fortbestehen bleiben.«^) Die Gesamtsumme aller auf den jüdischen 
Gemeinden lastenden Rentenschulden beträgt 210,000 Rubel (zirka 
550,000 Frs.), wobei auf das Gouvernement Grodno allein mehr 
als die Hälfte dieser Schulden (120,000 R.) fäUt. Was die amorti- 
sablen Schulden betrifft, so ist wohl anzunehmen, daß sie tatsäch- 
lich von den jüdischen Gemeinden empfangen wurden, obwohl auch 
sie nicht immer auf unbestrittenen Rechtstitehi beruhen. Im XVIL, 
XVIIL und zu Beginn des XIX. Jahrhunderts nahmen die jüdischen 
Gemeinden bei den weltlichen und geistlichen Personen und Insti- 
tutionen Anleihen auf, aus Anlaß der Volksnot oder zur Entrichtung 
der Staatsabgaben. Diese Schulden werden allmählich kleiner, da 
sie jährlich teilweise getilgt werden, und die jüdischen Gemeinden 
keine neuen Anleihen aufnehmen. 

Die dritte Gruppe der Ausgaben, die aus den Summen der 
Korobkasteuer gedeckt werden müssen, bilden die Ausgaben der 
jüdischen Gemeinde für Zwecke der Bildung und der gesellschaft- 
lichen Fürsorge. Aber bevor die Administration den jüdischen Ge- 
meinden die nach Entrichtung der Rückstände und Abzahlung der 
Schuldobligationen der Gemeinde übrigbleibenden Summen der Ko- 
robkasteuer zur Befriedigung der erwähnten Bedürfnisse übergibt, 
werden von diesen Summen noch bestimmte Beträge für den Re- 
servefond, für den sogenannten Fond der »Überschüsse c abgezogen. 
Denn gemäß § 71 der Satzungen über die Korobkasteuer hat die 
Gouvernementsobrigkeit dafür Sorge zu tragen, daß »nach Deckung 
der Ausgaben der jüdischen Gemeinde, ihrem Wohlstande und 

Zitiert bei Margulis, „Fragen des jüdischen Lebens", p. 247. 
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ihren Bedürfnissen entsprechend, gewisse Resle aus der Korobka- 
steuer — wo dies möglich sein wird — gesammelt werden sollen.« 
Der Übereifer, der bei der russischen Bureaukratie nie fehlt, wo 
es sich um Durchführung gesetzlichen Beschränkungen der. Juden, 
handelt, findet im gegebenen Fall darin seinen Ausdruck, daß auf 
Verlangen der Gouvernementsobrigkeit die Voranschläge der Bil~, 
dungs- und Wohltätigkeitsanstalten der Gemeinde äußerst karg auf- 
gestellt werden, damit die Summe der »Reste« möglichst hoch sei^ 
Laut gesetzUcher Vorschrift sind diese Überschüsse für die außer- 
ordentlichen Bedürfnisse der Gemeinde bestimmt ; tatsächlich aber 
werden sie am häufigsten für staatliche Zwecke verwendet, die mit 
den Bedürfnissen der Gemeinde nichts gemein haben. So wurde 
z. B. auf Grund der am 19. April 1891 allerhöchst bestätigten 
Satzungen des Ministerkomitees, aus den freien Resten der Korobka- 
Steuer, in Kiew das Kontingent der örtlichen Stadtpolizei verstärkt.^) 

Zu demselben Zwecke wurden auch die Reste der Korobka- 
Steuer in Odessa im Jahre 1892 verwendet.^) 

Dagegen wurde in Balta (einer Stadt im Gouvernement Po- 
dolien) der jüdischen Gemeinde ein Beitrag aus den Überschüssen 
der Korobkasteuer zum Baue eines Waisenhauses abgesagt, und 
gleichzeitig wurden vom örtlichen Stadtrat aus denselben Summen 
40,000 Rubel (100,000 Frs.) zur Pflasterung des Domplatzes und 
der benachbarten Straßen angewiesen.*) 

Es sei hier noch bemerkt, daß die höhere Administration, die 
in der Person des Ministers des Innern die Überschüsse verwaltet, 
darüber überhaupt ohne jede Kontrolle verfügt, so daß der jüdi- 
sehen Gemeinde sogar unbekannt ist, wo und in welchem Betrage 
die von ihr jahraus-jahrein angesammelten Überschüsse aufbe- 
wahrt werden. »Seit der Errichtung der Korobkasteuer, sagt G. B, 
Sliosberg im oben zitierten, dem Minister des Innern unter- 
breiteten Memorandum, wurden von diesen Überschüssen eine 
sehr große Summe angehäuft, oder mußte doch angehäuft werden. 

Siehe Mysch, Leitfaden p. 520. Anmerkung 2. 

8) Siehe „Odesski Listok« v. 12/24. Mai 1892. Zitiert bei Leo 
Errera (Prof. an der Universität Bruxelles) Die russischen Juden. Auto- 
risierte Ausgabe mit einem einleitendem Briefe von Th. Momsen. Leipzig 
1904. p. 74. 

») Siehe „Odesski Listok" vom 24. September-Oktober 1893. Zitiert 
bei demselben Autor, p. 75. 
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Vergebens worden wir aber irgendwo Angaben über den Betrag:: 
und das Schicksal dieser Reserven suchen. Weder die Ordnung der 
Verausgabung noch die Art der Verwaltung dieses äußerst beträcht- 
lichen Kapitals sind vom Gesetze geregelt. In die Finanzberichte- 
des Ressorts (des Ministerium des Innern) werden diese Summen 
nicht einbezogen ; wo sie aufbewahrt werden, und wie groß ihr 
jährlicher Zuwachs ist, bleibt unbekannt und könnte schwerUch* 
nach Erkundigungen in der Zentralverwaltung festgestellt werden.«^) ' 

In diesen Worten ist dem allgemeinen Befremden der jüdischen 
Gemeinden Ausdruck gegeben über dieses rücksichtslose Wirtschaften 
mit ihren Kapitalieii, die mehrere MiUionen betreffen und die alljähr- 
lich durch die hinzutretenden Überschüsse vergrößert werden.*) 

Das Endresultat aller erwähnten Abzüge von den Summen der 
Korobkasteuer ist, daß die von der Gemeinde als Steuer auf das 
Fleisch entrichteten Summen, nachdem sie den Weg durch die 
Pächter und die Administration genommen haben, der Gemeinde 
kaum zum halben Betrage zukommen. Die Steuerrückstände und 
die Gemeindeschulden — die echten und fiktiven — der ünter- 
nehmergewinn des Pächters und die Überschüsse verschlingen fast 
die Hälfte der Korobkasteuer, — und nur der übrigbleibende Teil^ 
wird zur Bedürfnisbefriedigung derselben armen jüdischen Volks- 
massen verwendet, die auf ihren Schultern die ganze Last dieser 
Steuer tragen. Direkte Folge des gesamten Systems der Gemeinde- 
steuern und ihrer Repartition ist die stets wachsende Machtlosig- 
keit der Gemeinde, da sie immer weniger imstande ist, die ihr 
auferlegten Abgaben zu erfüllen. Die Gemeindeinstitutionen, — die 
jüdischen Volksschulen, Krankenhäuser, Badehäuser, Volksküchen, 
Waisen- und Invalidenhäuser fristen ein äußerst kümmerliches- 
Dasein. Der Schulunterricht ist ganz unbefriedigend, die Kranken- 
häuser müssen oft aus Mangel an Mitteln geschlossen werden, und 
wenn die eine oder andere Gemeindeaiistalt in einer Stadt mehr 
oder weniger normal funktioniert, so hat sie das nur der Opfer- 
wiUigkeit freiwUliger Spender zu verdanken. Allerdings sind die- 
freiwilligen Spenden eine äußerst unsichere und unbeständige Ein- 
nahmequelle, und so sind die Gemeindeinstitutionen, der innern 

Q- B. Siiosberg. Die rechtliche und ökonomische Lage der 
Juden. S. 35. 

.') Nach den Angaben von Siiosberg wurden nur in den letzten 
Jahren von diesen Resten einige Millionen Rubel angehäuft. 
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Lebens- und Entwicklungskräfte beraubt, absolut nicht imstande den 
wachsenden Bedürfnissen des jüdischen Lebens gerecht zu werden. 

Das russische Judentum durchlebt in den letzten Jahrzehnten 
•eine tiefe soziale Krise, deren Ursachen zu erläutern weit aus dem 
Rahmen unseres Themas fällt. Es sei mir nur gestattet einige 
statistische Daten anzuführen, die zeigen mögen, in welchem Elend 
sich die Juden in Rußland befinden. — In Odessa lebt ein vierter 
Teil der jüdischen Bevölkerung ohne jede bestimmte Beschäftigung 
oder geht betteln. Während der Osterfeiertage wandten sich von der 
130,000 Köpfe starken jüdischen Bevölkerung 60,000 an die ört- 
liche jüdische Gemeinde um Unterstützung. In Mohilew (am Dnjester) 
ist ebenfalls ein Viertel der jüdischen Bevölkerung, d. h. 800 Familien 
unterstützungsbedürftig. Die Summe der Korobkasteuer wird in 
dieser Stadt von Jahr zu Jahr immer kleiner und ist im Verlaufe 
von 10 Jahren von 14,800 Rubeln auf 8,500 Rubeln gesunken. In 
Berditschew fristet ein Drittel der jüdischen Bevölkerung ein Bettel- 
-dasein. In Mohilew (am Dnjepr) müssen von 5000 jüdischen Fa- 
mihen 600 mit unentgeltlichem Heizmaterial während des Winters 
versehen werden, und 1400 Familieoi wandten sich ah die Gemeinde 
um die Gewährung einer Osterunterstützung. In Schklow (Gouvernement 
Mohilew) ist die Not noch furchtbarer. Von 8000 Einwohner sind 
7000 Juden, von denen V4 zur örtlichen Wohltätigkeit Zuflucht 
nehmen ; dabei gelingt es kaum 200 Familien eine Unterstützung 
zu erlangen — den anderen fehlt auch das.*) 

Und wenn man zu diesen Tatsachen noch hinzufügt, daß im 
Zusammenhang mit dem ökonomischen Verfall auch die jüdische 
Auswanderung bedeutend zunimmt, indem sie jährlich mehrere 
.Zehntausende von Juden in fremde Länder treibt,*) wo sie ohne 
Kenntnis der Sprache, Sitten, der Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
gezwungen sind ihren Lebensunterhalt zu suchen, — dann erst 
wird man sich einen annähernden Begriff über die verzweifehid 
trostlose Lage der russischen Juden machen können. Die Armut 
wächst mit jedem Jahre und gleich einer verheerenden Naturgewalt 



Diese Tatsachen sind aus dem Berichte der Kommission zur 
Ausforschung der Lage der Juden an den Minister des Innern im Jahre 
1898 entnommen. Der Bericht ist bei S. B. Sliosberg „Die rechtliche und 
ökonomische Lage der Juden^ abgedruckt. 

>) In den letzten 10--15 Jahren wandern aus Rußland jährlich durch- 
schnittlich 75.000—100.000 Juden aus. 
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umfaßt sie immer neue Schichten des jüdischen Volkes bei ganz- 
Ucher Gleichgültigkeit der rassischen Regierang and absolater Macht- 
losigkeit der jüdischen Gemeinde. In den engen Rahmen der Satzongea 
von 1844 kann die Gemeinde weder den ihr notwendigen Organi- 
ss^tionsapparat entwickeln, noch die nötigen finanziellen Mittel aaf- 
treiben, noch überhaupt ihren selbstständigen Willen und ihre- 
Initiative äußern, um die Befriedigung ihrer immer wachsenden 
Bedürfnisse übernehmen zu können. 

Im Zeitpunkt der größten Not entzieht die russische Regierung 
ihren 6,000.000 jüdischen Bürgern jede staatliche Hilfe und Unter- 
stützung — und gleichzeitig hemmt sie mit allen ihr zu Gebote- 
stehenden Mittehi die Eotfaltung ihrer Selbsthilfe und Selbst- 
tätigkeit 
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